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Das Bildungssystem in Deutschland wurde nach der Vereinigung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik neu reformiert und unterliegt 
seitdem sich ständig verändernden Rahmenbedingungen. Ausschlaggebend dafür sind unter 
anderem die sich immer wieder wandelnde wirtschaftliche Lage mit den zur Verfügung 
stehenden Finanzhaushalten sowie die demografische Entwicklung der Bevölkerung. 
 
 
Die Entscheidung für eine Berufsausbildung oder ein Studium und die damit verbundene 
Übergangsphase von der Schule zu einer beruflichen Tätigkeit scheint für Jugendliche immer 
komplizierter zu werden. Gleiches gilt für die Unternehmen, die häufig beklagen, dass das 
Finden geeigneter Auszubildenden zunehmend schwierig ist. Eine Initiative des BMBF soll 
Jugendlichen den Übergang von der Schule in die Ausbildung erleichtern. Mit einem 
regionalen  Übergangsmanagement  werden  die  bildungs-  und  arbeitsmarktorientierten 
Akteure auf lokaler und regionaler Ebene aufgefordert, zielführende Handlungsfelder und 
Erfolgsfaktoren zu schaffen, um Jugendlichen attraktive Berufsausbildungen zu ermöglichen. 
Dabei geht es nicht nur um eine gute berufliche Ausbildung, sondern in der Folge auch um 
gut ausgebildete Menschen, die eine entscheidende Basis unserer gesamtgesellschaftlichen 
Entwicklung darstellen.1 
 
Der Berufsbildungsbericht 2013 weist auf eine sehr gute Ausbildungsmarktsituation hin.2 Auf 
der Basis empirischer Daten und sozialwissenschaftlicher Analysen berichtet er über den 
gegenwärtigen Stand und die neuesten Entwicklungstendenzen in der beruflichen Bildung.3 
Bei der Auswertung der Daten sind jedoch der demografische Wandel, die 
Schulstrukturreform sowie die Entwicklung des Bildungsverhaltens nicht außer Acht zu 
lassen. Die Schülerzahl an allgemeinbildenden Schulen sank 2012 im Durchschnitt um 1,4 % 
im Vergleich zum Vorjahr. Trotz der damit verbundenen Reduzierung der Schulabgänger 
konnten 551.272 Ausbildungsverträge neu abgeschlossen werden. Dies sind 3,2 % weniger 
als 2011. Zu rechtfertigen sind die Vertragsrückgänge mit dem demografischen Wandel und 
dem  daraus  resultierenden  gezielten  Abbau  an  außerbetrieblichen  Ausbildungsstellen.4 
 
 
1 Vgl.: Munk, Peter: Jugendliche mit schlechteren Startchancen; Innovationen in der beruflichen 
Weiterbildung  Arbeitsmarkt: ,  In:  Regionales  Übergangsmanagement  Schule  -  Berufsausbildung: 
Handlungsfelder und Erfolgsfaktoren, Hrsg.: Braun, Frank und Reisig, Birgit (München: DJI, 2011). 
2 Redaktion: BMBF LS5 Internetredaktion, “Berufsbildungsbericht 2013: Die Ausbildungsmarktsituation 
weiterhin  gut  -  Bildung  -  BMBF”,  2013,  http://www.bmbf.de/de/berufsbildungsbericht.php,  Zugriff: 
17.11.2013. 
3  Bundesinstitut für Berufsbildung: Datenreport zum Berufbildungsbericht 2013: Informationen und 
Analysen zur Entwicklung der beruflichen Bildung (Bonn: Bundesinstitut für Berufsbildung, Bonn, 
2013). 
4 Vgl.: Ebenda 
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„Gleichzeitig ist mit 33.275 eine Rekordzahl an gemeldeten Berufsausbildungsstellen 
unbesetzt geblieben.“5     Laut einer Online-Befragung von rund 3.300 Unternehmen haben 





Die vorliegende Bachelorarbeit wird sich mit der Berufsausbildung im mittleren Dienst des 
Bibliothekswesens beschäftigen und dabei den Fokus auf die duale Ausbildung richten. Die 
duale Ausbildungsmethode ist in Deutschland die am häufigsten angewendete Bildungsform 
in der beruflichen Erstausbildung. Die Ausbildung erfolgt an zwei Lernorten und ist somit 
aufgeteilt in die Vermittlung von theoretischen Fertigkeiten und Kenntnissen in der 
Berufsschule und die Vermittlung von praktischen Fertigkeiten und Kenntnissen in der 
Ausbildungseinrichtung.   2011   zählte   die   Deutsche   Bibliotheksstatistik   „…   10.400 
Bibliotheksstandorte   …“7      die   sich   in   Größe,   Sammelschwerpunkt   und   Funktion 
 
unterscheiden. Es ist anzunehmen, dass die Auszubildenden8 eine der jeweiligen Bibliothek 
entsprechende Ausbildung absolvieren und sich nach Beendigung der Ausbildung mit einem 
differierenden Maß an Handlungskompetenz auf dem Arbeitsmarkt behaupten müssen. Mit 
dem „Deutschen Qualifikationsrahmen für lebenslanges Lernen“ (DQR) liegt „erstmals ein 
Rahmen […] vor, der bildungsbereichsübergreifend alle Qualifikationen des deutschen 
Bildungssystems umfasst.“9 Die gleichwertige und -artige Ausbildung und Förderung 
kongruenter Kompetenzen soll Auszubildenden nach Beendigung des 
Ausbildungsverhältnisses gleiche Chancen auf dem deutschen Arbeitsmarkt, sowie die 
Integration auf dem europäischen Arbeitsmarkt ermöglichen. Für diese Arbeit ergeben sich 
somit folgende Hypothesen: 
 
 
- Die Anwendung innovativer Wege in der berufspraktischen Ausbildung trägt aktiv zur 
 




- Ausbildungspartnerschaften mehrerer Praxiseinrichtungen können eine 
 





5 Redaktion: BMBF LS5 Internetredaktion, “Berufsbildungsbericht 2013: Unbesetzte 
Berufsausbildungsstellen und unversorgte Bewerber - verbessertes Matching als zentrale 
Herausforderung”, 2013, http://www.bmbf.de/de/berufsbildungsbericht.php, Zugriff: 18.11.2013. 
6 Diese Umfragerergebnisse wurden auf der Website von „statista.de“ veröffentlicht. 
7 “Bibliotheksportal: FAQ”, http://www.bibliotheksportal.de/service/faq.html; Zugriff: 18.11.2013. 
8      Um eine bessere Lesbarkeit zu gewährleisten, wurde auf die weiblichen Formen der 
Personenbezeichnungen verzichtet. Daher sind alle hier verwendeten Bezeichnungen 
geschlechtsneutral verwendet. 
9          “DQR-Portal: Deutscher       Qualifikationsrahmen      für      lebenslanges      Lernen”,       2013, 
http://www.deutscherqualifikationsrahmen.de/; Zugriff: 18.11.2013. 
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Mit dieser Arbeit soll untersucht werden, mit welchen Mitteln in der berufspraktischen 
Ausbildung zur Professionalisierung der Dualen Ausbildung beigetragen werden kann. Dafür 
werden die rechtlichen Rahmenbedingungen, zuständige Institutionen und das 
Kompetenzverständnis in der Berufsausbildung untersucht. Für die bessere Lesbarkeit der 
Arbeit wird die männliche Form verwendet. 
 
 
1    Institutionen, gesetzlicher Rahmen und Begriffe in der Berufsbildung 
 
 
In diesem Punkt werden die Institutionen sowie der gesetzliche Rahmen und verschiedene 
Begriffe der Berufsbildung näher betrachtet und erläutert. Dies soll das inhaltliche 
Gesamtverständnis der Arbeit erleichtern und für zusammenhängende Darstellungen der 
einzelnen Sachverhalte sorgen. Im täglichen Gebrauch werden die Begriffe Berufsbildung 




1.1   Das Bundesinstitut für Berufliche Bildung und das Kommunikations- und 
Informationssystem Berufliche Bildung 
 
 
Berufsbildung hat in der heutigen Gesellschaft einen hohen Stellenwert. Allen 
Schulabgängern wird eine berufliche Ausbildung ermöglicht. Vorrangig geschieht das im 
Dualen System - zwei Bildungspartner, Berufsschule und betriebliche Einrichtung, sind für 
die Ausbildung verantwortlich. Sie vermitteln die nötigen Fähigkeiten und Fertigkeiten und 
bereiten Auszubildende aktiv für den Arbeitsmarkt vor. Es werden Auszubildenden alle 
Kompetenzen für eine umfassende Handlungsfähigkeit im beruflichen Alltag vermittelt. 
Weiterhin sollen alle Menschen während der Berufsausbildung befähigt werden, 
eigenverantwortlich und selbstständig den beruflichen Wandel durch lebenslanges Lernen in 
ihrer gesamtgesellschaftlichen Rolle mitzugestalten. Dies wird durch verschiedene 
Institutionen, die die Berufsbildung und Berufsausbildung in Deutschland fördern, organisiert, 
entwickelt und ausgebaut. Für diese Arbeit steht besonders das Bundesinstitut für 
Berufsbildung im Fokus. Das Bundesministerium für Forschung und Bildung (BMBF) ist vor 
allem für grundsätzliche Forschungsfragen zur Berufsbildung zuständig, wird im Rahmen 
dieser Arbeit jedoch nicht näher betrachtet. 
 
 
Auf   der   Basis   des   Berufsbildungsgesetzes   wurde   1970   das   Bundesinstitut   für 
 
Berufsbildung  gegründet,  welches  für  ein  „...  anerkannte[s]  Kompetenzzentrum  zur 
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„Mit seinen Forschungs- und Entwicklungsarbeiten sowie Beratungsaktivitäten trägt das BIBB 
dazu bei, durch zukunftsfähige Qualifikationen die wirtschaftliche und berufliche Zukunft der 
Menschen zu sichern und den Standort Deutschland wettbewerbsfähig zu halten.“11 
 
 
Damit schafft das BIBB Grundlagen für die berufliche Bildung in fast allen 
Ausbildungsberufen. Im Teil 5 Berufsbildungsgesetz werden unter anderem Aufgaben, 
Organe und Hauptausschuss des BIBB festgelegt. Zu den Aufgaben gehören vor allem 
 
 
- das Erkennen von Zukunftsaufgaben, 
 
- die Förderung von Innovationen in der nationalen und internationalen Berufsbildung 
sowie 
- die Entwicklung von praxisorientierten Lösungsvorschlägen. 
 
 
Diese werden jährlich als Forschungsaufgaben formuliert und festgelegt. Die Forschungs- 
und Arbeitsergebnisse richten sich an alle an der  Berufsausbildung beteiligten Gremien 
sowie an die wissenschaftliche Fachöffentlichkeit.12  Das BIBB trifft vorbereitende Arbeiten 
zur Erstellung des Berufsbildungsberichtes der Bundesregierung und ist für den Datenreport 
zum Berufsbildungsbericht zuständig. Das BIBB ist eine Institution der Bundesregierung und 
untersteht der Rechtsaufsicht des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF). 13 
 
 
Mit den hier aufgezeigten Aufgaben stellt das BIBB ein Kontrollorgan der Bundesregierung 
dar, das einen kontinuierlichen Ausbau und einen damit verbundenen Fortschritt der 
Ausbildungssituation in Deutschland gewährleistet. Durch den bestehenden Hauptausschuss 
und die Forschungsarbeit des BIBB ist eine Zusammenführung von Forschungsergebnissen 
der Berufsbildung und praxisorientierten Anhaltspunkten zur Ausbildung gewährleistet. Durch 
diese Zusammenarbeit wird beispielsweise die Grundlage für die Erstellung von 
Ausbildungsordnungen hergestellt. Dabei werden Forschungsaufgaben und Analysen immer 
im Kontext der schulischen und betrieblichen Ausbildung betrachtet. Dies bietet die 
Möglichkeit,    zukünftige    Anforderungen    in    der    beruflichen    Bildung    praxis-    und 





10 “Bundesinstitut für Berufliche Bildung: Über das BIBB”, 13.12.09, http://www.bibb.de/de/26173.htm; 
Zugriff: 10.12.2013. 
11 Ebenda 
12 Vgl.: Bundesinstitut   für Berufsbildung (BIBB)   [Hrsg.], “Bundesinstitut   für   Berufsbildung 
(BIBB): Forschen, Beraten, Zukunft gestalten”, 2011, S. 8; Zugriff: 10.01.2014. 
13  Vgl.:“Bundesinstitut für Berufsbildung: Aufgaben des BIBB”, 2014, http://www.bibb.de/de/1420.htm; 
Zugriff: 10.01.2014. 
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Das am BIBB angesiedelte Portal „Kommunikations- und Informationssystem Berufliche 
Bildung“ (KIBB) ist ein „… Wissensmanagementsystem für die deutsche 
Berufsbildungsforschung …“14, dass sich an Forschende in der Berufsbildung und an alle in 
der Öffentlichkeit interessierte Personen richtet. Zum Portal gehören: 
 
 
- Wissenslandkarte Berufsbildungsforschung – Projektverzeichnis zu laufenden 
 
Projekten und Forschungsthemen 
 
- Anfragenarchiv – veröffentlicht alle beantworteten Nutzeranfragen 
 
- Literatur – Zugang zur Literaturdatenbank (LDBB) mit ca. 50.000 Literaturnachweisen 
inklusive 2.000 elektronische Volltexte 
- Veranstaltungskalender 
 
- Stellenangebote / Stellenausschreibungen 
 
 
Das Portal wurde von 2002 bis 2007 als Projekt aufgebaut und wurde 2008 im Dauerbetrieb 
an das BIBB angegliedert. 15 
 
 
1.2   Gesetzlicher Rahmen – Berufsbildungsgesetz 
 
 
Für Bibliotheken gelten zahlreiche allgemeine rechtliche Vorschriften (z. B. Grundgesetz im 
besonderen mit dem Art. 5 auf freie Meinungsäußerung und das BGB). Diese werden im 
Rahmen dieser Arbeit nicht berührt, sollen aber erwähnt werden. 
 
 
1969 trat das Berufsbildungsgesetz (BBiG) in Kraft und ist jetzt in der 2005 novellierten 
Version  Grundlage für eine bundeseinheitliche  Berufsbildung in  Deutschland. Das BBiG 
regelt die Gesetzgebung zur Durchführung der Berufsausbildungsvorbereitung, der 
Berufsausbildung, der beruflichen Fortbildung und der beruflichen Umschulung und somit die 
Rechte und Pflichten von Auszubildenden und Ausbildenden. In § 1 BBiG (siehe Anlage 1) 
werden Ziele und Begriffe erläutert. 
 
 
Da die Berufsschulen durch die Kulturhoheit der Länder an die länderspezifische 
Gesetzgebung gebunden sind, binden die Vorschriften des BBiG vor allem die 
berufspraktische betriebliche Ausbildung. Es werden unter anderem 
 
 
- die Anerkennung der Ausbildungsberufe (Teil 2, Kap. 1, Abschn. 1, § 4) 
 
- die Eignung der Ausbildungsstätte (Teil 2, Kap. 1, Abschn. 3, §§ 27-33) 
 
 
14 “Kommunikations- und Informationssystem für Berufliche Bildung: Impressum”, 
http://www.kibb.de/cps/rde/xchg/SID-372DF62C-D1FB30C7/kibb/hs.xsl/impressum.html#1153; Zugriff: 
11.01.2014. 
15 Vgl.: Ebenda 
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- Inhalte zu Prüfungen (Teil 2, Kap. 1, Abschn. 5, §§ 37-50a) 
 
- die Bestimmung der zuständigen Stelle (Teil 3, Kap. 1, Abschn. 1, §§ 71-75) und 
 
- Bußgeldvorschriften (Teil 6, § 102) geregelt. 
 
 
Wie in den §§ 71-75 dargestellt, überwachen die zuständigen Stellen (bestimmt durch die 
oberste Landesbehörde) die Ausbildung in den Ausbildungseinrichtungen. Die zuständige 
Stelle prüft die Eignung der Ausbildungseinrichtung sowie die Eignung der einzelnen 
Ausbilder.16 Die Ausbildungsverträge werden von den zuständigen Stellen in das Verzeichnis 




1.3   Berufsbildung und Berufsausbildung 
 
 
Im täglichen Gebrauch werden die beiden Begriffe synonym verwendet, jedoch haben sie 
einen unterschiedlichen Praxisbezug. 
 
 
Der Begriff „Berufsbildung“ umfasst die Gesamtheit der beruflichen Bildung. Diese 
beinhaltet Fort und Weiterbildung, Umschulung und die Berufsausbildung als schulische 
Ausbildung in Vollzeit, Ausbildung im Dualen System und Ausbildung im Übergangssystem 
von Schule in die Berufsausbildung. 
 
 
Der Begriff „Berufsausbildung“ steht für die Vermittlung von Fertigkeiten und Kenntnissen, 
um eine umfassende Handlungsfähigkeit in einem Ausbildungsberuf zu erlernen. Diese wird 
in der Regel im  Dualen System erfolgen, kann aber auch als schulische Ausbildung in 
Vollzeit absolviert werden. 
 
 
Während also Berufsbildung der Oberbegriff ist und eher im Sinne der Anpassung an 
bestimmte Ausgangssituationen oder Qualifizierung in der beruflichen Bildung gesehen wird, 
steht der Begriff Berufsausbildung für das erstmalige Erlernen eines Berufes. Es werden also 
Fähigkeiten und Fertigkeiten zum Ausüben eines speziellen Berufes erworben. 
 
 
1.4   Die duale Berufsausbildung 
 
 
Nach Beendigung der schulischen Ausbildung mit Erreichen des Haupt-, Realschulabschluss 
oder  Abitur,  stehen  dem  Schüler  mehrere  Möglichkeiten  der  weiteren  Entwicklung  zur 




16   Die Ausbilder müssen eine Ausbildereignungsprüfung ablegen, die hier nicht näher betrachtet 
werden soll. 
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einer Fachschulausbildung, einer Ausbildung im Dualen System oder einer 
Hochschulausbildung wählen. Die duale Berufsausbildung in Deutschland ist dabei der 
meistgewählte Weg für eine berufliche Erstausbildung von Schulabgängern. 
 
 
Bezeichnend für das Duale System ist die Kombination von zwei Lernorten – Berufsschule 
und Ausbildungsbetrieb. In der Berufsschule werden vordergründig theoretische 
Fachkenntnisse vermittelt, ergänzt durch den Ausbau von allgemeinbildenden und 
persönlichkeitsfördernden Fähigkeiten und Kenntnissen. In der betrieblichen Ausbildung 
stehen  die  Vermittlung  der  praktischen  Fähigkeiten  und  Fertigkeiten  und  somit  die 
Anwendung des in der Berufsschule erlernten Wissens im Vordergrund. Die Auszubildenden 




Wesentlicher Vorteil der Ausbildung im Dualen System ist der zeitlich höhere 
Ausbildungsanteil in der betrieblichen Ausbildung. Diese gewährleistet dem Auszubildenden 
einen stets aktuellen Einblick in die sich ständig wandelnden Arbeitsabläufe. Die 
Auszubildenden sind von Beginn der Ausbildung in die Gesamtstruktur der betrieblichen 
Ausbildungseinrichtung integriert. Die Ausbildungsaufgabe stellt für Einrichtungen einen 
betrieblichen und organisatorischen Aufwand dar, der jedoch für eine gute 
Fachkräfteentwicklung unentbehrlich ist. Im Blickpunkt dieser Arbeit steht die 
Berufsausbildung zum FaMI, die im nächsten Punkt näher skizziert wird. 
 
 
2    Berufsausbildung       zum       Fachangestellten       für       Medien       und 
Informationsdienste in Deutschland 
 
 
Das  System  der  Dualen  Berufsausbildung  ist  im  vorherigen  Punkt  kurz  charakterisiert 
worden. Es werden nun die rechtlichen Grundlagen für die Ausbildung zum Fachangestellten 










- Information und Dokumentation und 
 
- Medizinische Dokumentation 
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Es ist eine einheitlich geregelte Berufsausbildung, die den gesamten ABD-Bereich abdecken 
soll.17 Ausgehend von der Tatsache, dass für die fünf verschiedenen Fachrichtungen das 
gleiche Grundlagenwissen für die Erfüllung der Arbeitsaufgaben vorausgesetzt wird , gibt es 
eine Ausbildungsordnung, die sich nur in fachspezifischen Fähigkeiten und Fertigkeiten 
unterscheidet.   Die   Ausbildungsordnung,   insbesondere   die   Inhalte   der   Fachrichtung 
Bibliothek wird im nächsten Punkt näher betrachtet. 
 
 








Die durch das BIBB erstellte AO (siehe Anlage 2) bildet die rechtliche Grundlage zur 
Vermittlung der berufsbezogenen Fachkenntnisse. Wichtige Bestandteile der 
Ausbildungsordnung sind unter anderem Festlegungen 
 
 
- zur staatlichen Anerkennung des Ausbildungsberufes (§ 1) 
 
- zur Ausbildungsdauer (§ 2) 
 
- zum Ausbildungsberufsbild (§ 3) 
 
- zum Ausbildungsrahmenplan (§ 4) 
 
- zum Ausbildungsplan (§ 5) 
 
- zur Zwischenprüfung (§ 7) 
 
- zur Abschlussprüfung (§ 9). 
 
 
Die  AO  legt  dabei  nicht  spezielle  Tätigkeiten  fest,  sondern  stellt  handlungsorientierte 
 
Lernfelder dar. Als Mindestanforderungen sind für die Fachrichtung Bibliothek unter § 3, Satz 
 
2 Punkt 2.1 bis 2.4 der AO Erwerbung, Erschließung, Bearbeitung von Medien, 
Bestandspflege sowie Benutzungsdienst und Informationsvermittlung definiert. Durch die 
Darstellung der zu vermittelnden Inhalte als Lernfelder ohne detailliert beschriebene 
Einzeltätigkeiten sollen Anpassungen an eine sich stetig verändernde Arbeitswelt ermöglicht 
werden, ohne das damit kontinuierliche Änderungen der AO erforderlich sind. 
 
 
Anhand der in der AO festgelegten Inhalte wird ein bundesweit einheitlicher Standard 
berufsbezogener Qualifikationen ermöglicht. Die Auszubildenden lernen unabhängig vom 
Unterhaltsträger   oder   festgelegten   Aufgabenspektren   der   Ausbildungseinrichtung   die 
 
17  Vgl.: Hartmann, Claudia; Zick, Wiltraut; Schütte, Sandra: Leitfaden FaMI-Ausbildung: Die Planung 
der betrieblichen Ausbildung von Fachangestellten für Medien- und Informationsdienste in der 
Fachrichtung Bibliothek (Bad Honnef: Bock und Herchen, 2007), S. 3. 
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gleichen fachlichen Inhalte. Sie sollen damit befähigt werden, am Ende der dreijährigen 
Ausbildungszeit gleiche Voraussetzungen bei der Vermittlung auf dem bundesweiten 
Arbeitsmarkt zu haben. 
 
 
2.2   Ausbildungsrahmenplan 
 
 
Der Ausbildungsrahmenplan ist Bestandteil der AO (§ 4) und gibt in der Anlage zur AO den 
sachlichen und zeitlichen Rahmen der zu vermittelnden Fertigkeiten und Kenntnisse vor und 
definiert gleichzeitig klar die dazugehörigen Ausbildungsinhalte. Aufgrund der gemeinsamen 
AO für die fünf Fachrichtungen ist der Ausbildungsrahmenplan zweigeteilt in gemeinsame, 
den ABD-Bereich betreffende und in fachspezifische, die jeweilige Fachrichtung betreffende, 
Fertigkeiten und Kenntnisse. Die Inhalte der sachlichen Gliederung sind dabei als Lernziele 
dargestellt, die in der zeitlichen Gliederung in Ausbildungsabschnitte zusammengefasst 
werden. Weiterhin gibt er zeitliche Richtlinien, unterteilt in die drei Ausbildungsjahre, für die 
Vermittlung der entsprechenden Kenntnisse vor. 
 
 
Auf Grundlage des Ausbildungsrahmenplanes wird der betriebliche Ausbildungsplan erstellt, 
der hinsichtlich unterschiedlicher Gegebenheiten in der Ausbildungseinrichtung eine 
Änderung der zeitlichen Gliederung zulässt. Letztendlich sind die Auszubildenden im Laufe 
der Ausbildungszeit zu befähigen, die in § 3 der AO angegebenen Berufsbildpositionen und 
die dazugehörigen Lernziele am Ende der Ausbildung handlungsorientiert, selbstständig und 
eigenverantwortlich zu erfüllen. 
 
 
2.3   Rahmenlehrplan / Lehrplan der Berufsschule 
 
 
Der Rahmenlehrplan für den FaMI ist mit den Inhalten der AO abgestimmt und beschreibt 
den Bildungsauftrag der Berufsschule. Die Länder haben die Möglichkeit, ihren Lehrplan auf 
eigene Gegebenheiten anzupassen.18  Der Rahmenlehrplan beinhaltet die Lernfelder für die 
Vermittlung handlungsorientierter Kompetenzen. Die Lernfelder sind dabei aufeinander 
aufbauend angelegt und beginnen mit einer Grundlagenausbildung, die mit der Vermittlung 










18 Vgl.: Rahmenlehrplan: für den Ausbildungsberuf Fachangestellter/Fachangestellte für Medien- und 
Informationsdienste, S. 2, 
http://www.kmk.org/fileadmin/pdf/Bildung/BeruflicheBildung/rlp/FAMedienInformation.pdf; Zugriff: 
25.12.2013. 
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http://www.kmk.org/fileadmin/pdf/Bildung/BeruflicheBildung/rlp/FAMedienInformation.pdf; Zugriff: 
25.12.2013. 



















1. Die eigene Berufsausbildung aktiv mitgestalten 
 
80   
 
2. Aneignen von Medienkompetenz 
 
40   
 
3. Beschaffen von Medien und Informationen 
 
60   
 
4. Erfassen und Erschließen von Medien und Informationen 
 
60   
 
5. Informieren und Anleiten von Kunden / Nutzern 
 
40   
 




















10. Fachrichtungsspezifisches Erschließen und recherchieren 
spezieller Medien und Informationen 
   
80 
 








13. Anwenden von Marketingstrategien und Marketinginstrumenten   
 
80 
Summen 280 280 280 
 
Tabelle 1: Übersicht über die Lernfelder für den Ausbildungsberuf Fachangestellter/Fachangestellte für 
Medien- und Informationsdienste19 
 
Die 13 Lernfelder sind mit Zeitrichtwerten hinterlegt die nicht zwingend eingehalten werden 
müssen, sondern lediglich eine Empfehlung darstellen. Relevant ist dabei nur die 
zielorientierte Vermittlung der theoretischen Fertigkeiten und Kenntnisse. 
 
Abbildung  1  verdeutlicht  den  Zusammenhang  der  gesetzlichen  Grundlagen  mit  den 
 
Ausbildungsplänen. 
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Abbildung 1: Zusammenhang der gesetzlichen Grundlagen und Ausbildungspläne20 
 
Es ist zu erkennen, dass die gesetzlichen Regelungen mit den jeweiligen Bestimmungen ein 
umfassendes System darstellen, den Auszubildenden mit einer beruflichen 
Handlungskompetenz auszustatten. Durch die anfängliche Grundlagenausbildung mit der 
aufbauenden Ausbildung der fachspezifischen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten 
werden Qualifikationen und Kompetenzen entwickelt. Es ist sicher gewährleistet, dass 
Auszubildende nach erfolgreichem Abschluss der beruflichen Erstausbildung für eine 
Vermittlung auf dem Arbeitsmarkt geeignet sind. Mit dem Deutschen Qualifikationsrahmen 
soll ein Mittel geschaffen werden, die Qualifikationen transparenter zu machen und somit 
einheitliche Voraussetzung für die Vermittlung auf dem gesamten europäischen Arbeitsmarkt 






20  Vgl.: Hartmann, Claudia; Zick, Wiltraut; Schütte, Sandra: Leitfaden FaMI-Ausbildung: Die Planung 
der  betrieblichen  Ausbildung  von  Fachangestellten  für  Medien-  und  Informationsdienste  in  der 
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3    Der Deutsche Qualifikationsrahmen (DQR) 
 
 
Der  2008  im  Europäischen  Parlament  beschlossene  Europäische  Qualifikationsrahmen 
(EQR) fordert inhaltlich „… eine zuverlässige Form zu finden und zu implementieren, die die 
Anwendung des Metarahmens EQR auf die nationalen Bildungssysteme gewährleistet.“ 
Vorgeschlagen wird hier  die Entwicklung nationaler Qualifikationsrahmen. Basierend  auf 
dem im Oktober 2006 dem EU-Parlament vorgelegten konsolidierten Gesetzesentwurf des 
EQR, haben im Januar 2007 das BMBF und die KMK „… eine Bund-Länder- 
Koordinierungsgruppe (B-L-KG) eingerichtet, die den Auftrag erhielt, als gemeinsame 
Arbeitsgruppe den Entwicklungsprozess zu steuern.“ Neben der B-L-KG wurde ein weiterer 
Arbeitskreis, der Arbeitskreis Deutscher Qualifikationsrahmen (AK DQR), unter Vorsitz des 
BMBF und der KMK gegründet, der sich unter anderem aus Vertretern der Allgemeinbildung 
und des Hochschulverbandes sowie „… Repräsentanten der beruflichen Aus- und 
Weiterbildung…“ zusammensetzte.21    Im Mai 2013 wurde der DQR nach einer langen 
Entwicklungsphase eingeführt, gilt jedoch nicht als abgeschlossen, sondern wird sich 
besonders durch den stetigen Wandel in der Arbeitswelt weiterentwickeln. 
 
 
3.1   Struktur des Deutschen Qualifikationsrahmen für lebenslanges Lernen 
 
 
Mit dem DQR für lebenslanges Lernen ist erstmals ein Rahmen entstanden der „… 
bildungsbereichsübergreifend22     alle   Qualifikationen   …“   im   deutschen   Bildungswesen 
umfasst. Unter Berücksichtigung der Besonderheiten des deutschen Bildungssystems trägt 
er zur transparenten Darstellung der Qualifikationen im europäischen Rahmen bei. Damit 
schafft   er   die   Möglichkeit,   einer   weitreichenden   Mobilität   von   „…   Lernenden   und 




Der DQR verzeichnet Lernabschlüsse, „… unabhängig von dem Ort, an dem sie erworben 
 
wurden.“24  Damit soll die Möglichkeit bestehen, auch informell25  und non-formal26  erlerntes 
 
 
21 Vgl.: Klenk, Johannes: Nationale Qualifikationsrahmen in dualen Berufsbildungssystemen: Akteure, 
Interessen und politischer Prozess in Dänemark, Österreich und Deutschland (Bielefeld: W. 
Bertelsmann Verlag, 2013), S. 17–18. 
22 Derzeit sind Abschlüsse im allgemeinbildenden Bereich nicht zugeordnet, werden aber 
voraussichtlich bis 2017 mit eingearbeitet. 
23 Vgl.: “Deutscher Qualifikationsrahmen für lebenslanges Lernen”, 2011, S. 3; Zugriff: 16.11.2013. 
24 Bund-Länder-Koordinierungsstelle für den Deutschen Qualifikationsrahmen für lebenslanges Lernen 
[Hrsg.]: Handbuch zum Deutschen Qualifikationsrahmen: Struktur - Zuordnungen - Verfahren - 
Zuständigkeiten, S. 11; Zugriff: 14.01.2014. 
25  Als informelles Lernen ist in diesem Zusammenhang das Lernen außerhalb dem schulischen und 
berufsschulischen Kontext zu verstehen. Es sind also Erfahrungen und das Aneignen von Wissen und 
Fähigkeiten gemeint, welche in der Freizeit erlangt werden. Dieses Lernen ist nicht organisiert oder 
strukturiert, sondern wird vom Lernenden selbst gesteuert. 
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Wissen in den DQR einzuordnen. Dieses Ziel wird kontrovers diskutiert, da informell und 
non-formal erlangtes Wissen im formalen Bildungssystem Deutschlands bisher nicht aktiv in 
die Anerkennung von Kompetenzen einbezogen wurde.27 Der DQR ist in acht Niveaustufen 
gegliedert, die jeweils dem EQR zugeordnet werden können.  Die DQR-Matrix stellt sich 
somit folgendermaßen dar: 
 
 
„Niveau 1: Über Kompetenzen zur Erfüllung einfacher Anforderungen in einem überschaubar 
und stabil strukturierten Lern- oder Arbeitsbereich verfügen. Die Erfüllung der Aufgaben erfolgt 
unter Anleitung. 
 
Niveau 2: Über Kompetenzen zur fachgerechten Erfüllung grundlegender Anforderungen in 
einem überschaubar und stabil strukturierten Lern- oder Arbeitsbereich verfügen. Die Erfüllung 
der Aufgaben erfolgt weitgehend unter Anleitung. 
 
Niveau  3:  Über  Kompetenzen  zur  selbstständigen  Erfüllung  fachlicher  Anforderungen  in 
einem noch überschaubaren und zum Teil offen strukturierten Lernbereich oder beruflichen 
Tätigkeitsfeld verfügen. 
 
Niveau 4: Über Kompetenzen zur selbstständigen Planung und Bearbeitung fachlicher 
Aufgabenstellungen in einem umfassenden, sich verändernden Lernbereich oder beruflichen 
Tätigkeitsfeld verfügen. 
 
Niveau 5: Über Kompetenzen zur selbstständigen Planung und Bearbeitung umfassender 
fachlicher Aufgabenstellungen in einem komplexen, spezialisierten, sich verändernden 
Lernbereich oder beruflichen Tätigkeitsfeld verfügen. 
 
Niveau 6: Über Kompetenzen zur Planung, Bearbeitung und Auswertung von umfassenden 
fachlichen Aufgaben- und Problemstellungen sowie zur eigenverantwortlichen Steuerung von 
Prozessen in Teilbereiche eines wissenschaftlichen Faches oder in einem beruflichen 
Tätigkeitsfeld verfügen. Die Anforderungsstruktur ist durch Komplexität und häufige 
Veränderungen gekennzeichnet. 
 
Niveau 7: Über Kompetenzen zur Bearbeitung von neuen komplexen Aufgaben- und 
Problemstellungen sowie zur eigenverantwortlichen Steuerung von Prozessen in einem 
wissenschaftlichen Fache oder in einem strategieorientierten beruflichen Tätigkeitsfeld 
verfügen. Die Anforderungsstruktur ist durch häufige und unvorhersehbare Veränderungen 
gekennzeichnet. 
 
Niveau 8: Über Kompetenzen zur Gewinnung von Forschungserkenntnissen in einem 
wissenschaftlichen Fache oder zur Entwicklung innovativer Lösungen und Verfahren in einem 
beruflichen Tätigkeitsfeld verfügen. Die Anforderungsstruktur ist durch neuartige und unklare 
Problemlagen gekennzeichnet.“28 
 
Für die inhaltliche Darstellung der Niveaustufen wird eine einheitliche Struktur verwendet, die 









26 Unter non-formal erlerntem Wissen ist ebenfalls das Lernen außerhalb des schulischen oder 
berufsschulischen Kontextes gemeint, allerdings findet dies in strukturierten und organisierten 
Lernumgebungen statt. Dazu gehören beispielsweise Weiterbildungsangebote im Freizeitsektor. 
27 Gnahs, Dieter, “Der Deutsche Qualifikationsrahmen”, Deutsches Institut für Erwachsenenbildung 
Leibniz-Zentrum für Lebenslanges Lernen, 2010, S. 4–5, http://www.die-bonn.de/doks/gnahs1001.pdf; 
Zugriff: 13.11.2013. 
28 “Deutscher Qualifikationsrahmen für lebenslanges Lernen”, 2011, S. 6–7; Zugriff: 16.11.2013. 
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Abbildung 2: Einheitliche Struktur der Niveaustufen29 
 
Die Abbildung zeigt, dass im DQR Fachkompetenz, unterlegt mit Wissen und Fertigkeiten, 
und Personale Kompetenz, unterlegt mit Selbstkompetenz und Selbstständigkeit 
unterschieden wird. Es ist damit ein „Vier-Säulen-System“ entstanden, welches ein „… 
ganzheitliches Kompetenzverständnis zum Ausdruck bringt.“30 Die in den einzelnen 
Niveaustufen definierten Anforderungen (Niveauindikatoren) verbinden also zum einen das 
erlangte fachliche Wissen und die Fertigkeiten und zum anderen kompetentes Handeln. 
 
 
Im Unterschied zum DQR wird in der Berufsausbildung insbesondere im Rahmenlehrplan die 
soziale Kompetenz gleichberechtigt neben der Personalkompetenz und nicht als Bestandteil 






29 Bund-Länder-Koordinierungsstelle für den Deutschen Qualifikationsrahmen für lebenslanges Lernen 
[Hrsg.]: Handbuch zum Deutschen Qualifikationsrahmen: Struktur - Zuordnungen - Verfahren - 
Zuständigkeiten, S. 14; Zugriff: 14.01.2014. 
30  Dehnbostel, Peter: Der deutsche Qualifikationsrahmen (DQR): Grundlegungen und Perspektiven, 
Recht  der  Jugend  und  des  Bildungswesens  :  RdJB  ;  Zeitschrift  für  Schule,  Berufsbildung  und 
Jugenderziehung, 2(2011): S.248. 
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3.2 Einstufung der Qualifikationen in die einzelnen Niveaustufen 
 
 
Wie wird nun der Beruf des FaMI in den DQR eingeordnet? In folgender Tabelle ist zu 
erkennen, dass die Ausbildung des FaMI in die Niveaustufe vier eingeordnet wird. Damit ist 








1  Berufsausbildungsvorbereitung 
• Maßnahmen der Arbeitsagentur (BvB) 
• Berufsvorbereitungsjahr (BVJ) 
2  Berufsausbildungsvorbereitung 
• Maßnahmen der Arbeitsagentur (BvB) 
• Berufsvorbereitungsjahr (BVJ) 
• Einstiegsqualifizierung (EQ) 
 Berufsfachschule (Berufliche Grundbildung) 
3  Duale Berufsausbildung (2-jährige Ausbildungen) 
 Berufsfachschule (Mittlerer Schulabschluss) 
4  Duale Berufsausbildung (3- und 3 ½-jährige Ausbildungen) 
 Berufsfachschule (Assistentenberufe) 
 Berufsfachschule (vollqualifizierende Berufsausbildung nach BBiG/HwO) 
5  IT-Spezialist (Zertifizierter)* 
 Servicetechniker (Geprüfter)* 
6  Bachelor 
 Fachkaufmann (Geprüfter)* 
 Fachschule (Staatlich Geprüfter …) 
 Fachwirt (Geprüfter)* 
 Meister (Geprüfter)* 
 Operativer Professional (IT) (Geprüfter)* 
7  Master 
 Strategischer Professional (IT) (Geprüfter)* 
8  Promotion 
 

















31 “Deutscher Qualifikationsrahmen für lebenslanges Lernen: Liste der zugeordneten Qualifikationen”, 
2013, S. 2, http://www.deutscherqualifikationsrahmen.de/de/aktuelles/der-deutsche- 
qualifikationsrahmen-f%C3%BCr-lebenslanges_hgnieuyd.html; Zugriff: 14.01.2014. 
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Durch den definierten Niveauindikator „… Kompetenzen zur selbstständigen Planung und 
 
Bearbeitung fachlicher Aufgabenstellungen …“ müssen die Auszubildenden 
 
 
- vertieftes allgemeines Wissen oder fachtheoretisches Wissen 
 
- ein Spektrum kognitiver 
und praktischer 
Fertigkeiten, 




- die Fähigkeit 
 
Arbeitsaufgaben unter Abbildung 3: Niveauindikatoren für Fachkompetenz32 
 
Berücksichtigung von Wechselwirkung mit anderen Bereichen vorweisen können. 
 
 
Weiterhin   wird   im   Niveauindikator,   Bezug   nehmend   auf   die   Fachkompetenz,   ein 
kompetentes Handeln im Sinne von Personaler Kompetenz in „… sich veränderten 
Lernbereich(en) oder beruflichen Tätigkeitsfeld(ern) …“ festgelegt. 
 
 
Der Auszubildende sollen 
 
 
- aktiv die Arbeit im Team 
unterstützen und 
mitgestalten 
- seine         kommunikativen 
Fähigkeiten ausbauen und 
sich eigenverantwortlich 
















Bezeichnend für das formale Bildungssystem in Deutschland sind jedoch klar strukturierte 
Vorgaben von Lernzielen für die Vermittlung der beruflichen Inhalte. Diese sind eindeutig 




32   Arbeitskreis  Deutscher  Qualifikationsrahmen  (AK  DQR),  “Deutscher  Qualifikationsrahmen  für 
lebenslanges Lernen,”: 6, Zugriff: 16.11.2013. 
33   Arbeitskreis  Deutscher  Qualifikationsrahmen  (AK  DQR),  “Deutscher  Qualifikationsrahmen  für 
lebenslanges Lernen,”: 6, Zugriff: 16.11.2013. 
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eine ganzheitliche Kompetenzvermittlung, die im vorliegenden DQR erwartet wird, müssen 
auch informell und non-formal erlangtes Wissen für die Anerkennung herangezogen werden. 
 
 
Betrachtet man die in den vorhergehenden Punkten dargestellten gesetzlichen Grundlagen 
für die Berufsausbildung des FaMI ist festzustellen, dass es vor allem um die Auswertung 
und Anerkennung von Fertigkeiten, Kenntnissen und Fähigkeiten geht. Dies sind zwar 
Bestandteile für eine kompetenzorientierte Handlungsfähigkeit, allerdings bedarf es zu deren 




Im  nächsten  Punkt  werden  daher  der  Kompetenzbegriff  sowie  die  Vermittlung  von 
 
Kompetenzen in der berufsschulischen und berufspraktischen Ausbildung näher betrachtet. 
 
 




Die vielfältige Verwendung des Begriffes „Kompetenz“ im täglichen Leben lässt eine weite 
Bandbreite  der  Bedeutung  vermuten.  In  der  Regel  wird  mit  dem  Begriff  Kompetenz 
spezielles Können verbunden und somit beschreibt er die besondere Leistungsfähigkeit für 
bestimmte Tätigkeiten, aber auch für besondere Zuständigkeiten oder Berechtigungen . In 
der beruflichen Perspektive hat der Begriff Kompetenz folgenden Anspruch: 
 
 
„Der Kompetenzbegriff im Kontext beruflichen Handelns (berufliche Handlungskompetenz) ist 
[…]  in einem  ganzheitlichen und integrativen Sinn zu verstehen und bezieht neben den 
fachlich  funktionalen  auch  die  sozialen,  motivationalen  und  emotionalen  Aspekte 
menschlichen Arbeitshandelns mit ein.“34 
 
 
4.1   Begriffsklärung 
 
 
Der  Begriff  „Kompetenz“  hat  seinen  Ursprung  im  Lateinischen:   „competere“  in  der 
Bedeutung „zusammentreffen“ wird bereits seit dem 18. Jahrhundert  in der heutigen 
Bedeutung  als  Zuständigkeit,  Befugnis, Können oder die Berechtigung  zur 
Handlungsfähigkeit verwendet. Dem Begriff Kompetenz werden viele Bedeutungen 
zugewiesen. In der Kommunikationswissenschaft wurde „Kompetenz“ durch den 
Sprachwissenschaftler  Noam  Chomsky  für  die  Fähigkeit  zu  sprechen  angewendet  und 
Robert W. White hat den Kompetenzbegriff in der Motivationspsychologie eingeführt.35  Im 
Bezug   auf   die   Berufsausbildung   waren   die   Begriffe   „Qualifikationen“   und   /   oder 
 
34  Sonntag, Karlheinz: Personalentwicklung in Organisationen; 3., überarb. und erw. Aufl (Göttingen 
[u.a.]: Hogrefe, 2006), S. 56. 
35 Vgl.: Erpenbeck, John und Rosenstiel, Lutz von: Kompetenzbegriff und Kompetenzverständnis: , In: 
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„Schlüsselqualifikationen“ das Maßgebliche, um Fähigkeiten und Fertigkeiten im beruflichen 
 
Alltag zu beschreiben. 
 
Heute rückt immer mehr der Kompetenzbegriff in den Mittelpunkt und hat sich in der 
Arbeitswelt fest etabliert. Grund dafür ist der Wandel am Anspruch der Fähigkeiten und 
Fertigkeiten, die in der gesamtgesellschaftlichen Position der Menschen erwartet werden. 
Qualifikationen und / oder Schlüsselqualifikationen sind aus dem täglichen Sprachgebrauch 
nicht weg zu denken, aber in einem anderen Kontext als Kompetenz zu sehen. 
 
 
Eine berufsbezogene Qualifikation bezieht sich auf die Ausübung bestimmter Fähigkeiten 
und Fertigkeiten und wird größtenteils im Zusammenhang mit einer Person verwendet: 
 
 
- diese Person ist qualifiziert 
 
- hat die bestimmten Fähigkeiten und Fertigkeiten, die zur Ausübung einer 
 
Arbeitsaufgabe benötigt werden. 
 
 
In  der  Berufsforschung  wird  dabei  zwischen  funktionalen  und  extrafunktionalen 
Qualifikationen unterschieden. Funktionale Qualifikationen beinhalten messbare 
Qualifikationselemente die bei festgelegten Handlungen entstehen und bewertet werden 
können,  im   Gegensatz  zu   extrafunktionalen  Qualifikationen,  die  vor  allem  bei  der 
Bewältigung von innovativen nicht festgelegten Arbeitsabläufen und       –aufgaben benötigt 
werden.36 Der gesellschaftliche Wandel und der damit verbundene technologische 
Strukturwandel in der Arbeitswelt setzen neben den berufsbezogenen Qualifikationen auch 
berufsübergreifende Qualifikationen voraus. Diese beinhalten unter anderem die Fähigkeit 
zur beruflichen Partizipation37 und Akzeptanz. „Nicht-berufliche(r)n Qualifikationen wie 
Kenntnisse,   Fertigkeiten,   Einsichten   und   Haltungen   politischer,   kultureller,   ethischer, 
familialer und lebenssichernder Art […]“ kommen eine ebenso große Bedeutung bei der 
Bewältigung der Arbeitsaufgaben zu.38 Die genannten Qualifikationen sind nicht zu 
verwechseln mit Schlüsselqualifikationen. Auch wenn Schlüsselqualifikation Fähigkeiten und 
Fertigkeiten sind, die ihren Bezug auf grundlegende Fähigkeiten und Fertigkeiten zum 
ausüben einer Tätigkeit haben, sind sie trotzdem eine besondere Form von Qualifikationen 





36  Vgl.: Abele, Andrea E.u. a. [Hrsg.]: Handbuch Berufsforschung. (Bielefeld: W. Bertelsmann Verl, 
2013), S. 169–170. 
37 Partizipation ist hier in Verbindung mit lebenslangem Lernen zu sehen. Nur die Bereitschaft an den 
Veränderungen des gesellschaftlichen Lebens mitzuwirken, kann eine Bewältigung des 
technologischen Strukturwandels in der Arbeitswelt ermöglichen. 
38  Vgl.: Ott, Bernd: Grundlagen des beruflichen Lernens und Lehrens: Ganzheitliches Lernen in der 
beruflichen Bildung; 4. Auflage (Berlin: Scriptor, 2011), S. 28. 
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Schlüsselqualifikationen vereinen dabei vier Qualifikationsgruppen. Es werden 
 
 
- Basisqualifikationen  benötigt,  die  unter  anderem  kritisches,  konzeptionelles  und 
analytisches Denken voraussetzen, 
- Horizontal- oder horizonterweiternde Qualifikationen mit der Fähigkeit des 
 
Verstehens und Auswertens von Informationen, 
 
- Breitenelemente deren Fertigkeiten und Kenntnisse in der Beachtung betrieblicher 
 
Vorgaben zu sehen sind und 
 




Der derzeitige Wandel im gesamtgesellschaftlichen Beschäftigungssystem lässt nunmehr die 
Bezeichnung der Fähigkeiten und Fertigkeiten mit Qualifikationen und 
Schlüsselqualifikationen nicht mehr ausreichend erscheinen. Es werden vor allem im 
beruflichen Alltag Fähigkeiten erwartet, die über oben beschriebene Qualifikationen und 
Schlüsselqualifikationen hinausgehen. Durch den technologischen Strukturwandel sind 
Veränderungen im täglichen Leben unvermeidbar. Dies erfordert ein selbstständiges und 
eigenverantwortliches Reagieren auf neue Gegebenheiten. Hier rückt nun der 
Kompetenzbegriff mit all seinen Facetten in den Fokus. 
 
Kompetenz40 bezieht sich auf das Reagieren auf Anforderungen in der Arbeitswelt. Dabei 
werden nicht nur die Handlungsfähigkeiten in stabilen Umgebungen betrachtet, sondern die 
Handlungsfähigkeit, die in komplexen abwechslungsreichen Umgebungen ein auf geänderte 
Abläufe zielgerichtetes Handeln ermöglicht. Dies setzt ein selbst gesteuertes Lernen voraus, 
welches sich ad hoc den veränderten Situationen anpasst. Das gesamtgesellschaftliche 
Leben ist ständiger Veränderung im sozioökonomischen Bereich ausgesetzt. Die technische 
Weiterentwicklung sowie der mediale Wandel stellen Personen vor immer neue 
Herausforderungen. Es reicht nicht mehr einfache technische Dinge nutzen zu können, es 
muss   ständig   auf   neue   innovative   Herausforderungen   reagiert   werden.   Nur   durch 
kompetente Mitarbeiter können Unternehmen in der heutigen marktwirtschaftlichen Situation 
bestehen und durch die Entwicklung innovativer Ideen den Markt bestreiten. Diese Situation 






39   Ott,  Bernd:  Grundlagen  des  beruflichen  Lernens  und  Lehrens:  Ganzheitliches  Lernen  in  der 
beruflichen Bildung; 4. Auflage (Berlin: Scriptor, 2011), S. 202. 
40   Der  Begriff  Kompetenz  hat  weit  mehr  Bedeutungsfelder,  wird  in  dieser  Arbeit  aber  nur  im 
pädagogischen Kontext betrachtet. 
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4.2   Kompetenzentwicklung in der beruflichen Ausbildung 
 
 
Nachdem festgestellt wurde, dass Qualifikationen und Schlüsselqualifikationen in der 
gesamtgesellschaftlichen Bedeutung jedes Menschen sowie in der beruflichen Ausbildung 
nicht mehr ausreichend sind, soll im Folgenden die nötige Kompetenzentwicklung von 
Auszubildenden näher betrachtet werden. Das bedeutet nicht, dass auf Qualifikationen und 
Schlüsselqualifikationen verzichtet werden kann, sondern dass durch das erweitertet 
Kompetenzverständnis ein ganzheitlicher Ansatz in der beruflichen Bildung erreicht werden 
kann. Erpenbecks Definition 
 
 
„Kompetenzen sind in Entwicklungsprozessen entstandene, generalisierte 
Selbstorganisationsdispositionen komplexer, adaptiver Systeme – insbesondere menschliche 
Individuen  –  zu  reflexivem,  kreativem  Problemlösungshandeln  in  Hinblick  auf  allgemeine 
Klassen von komplexen, selektiv bedeutsamen Situationen (Pfade).“ 41 
 
 
zeigt, dass demnach Wissen und Fertigkeiten Bestandteile von Kompetenzen sind, die als 
Alleinstellungsmerkmale  nicht  zur  umfassenden  Handlungsfähigkeit  in  komplexen 
Situationen führen. Es bedarf dafür zusätzlicher, selbst organisierter Fähigkeiten, durch die 
eine zielorientierte Handlungsfähigkeit ermöglicht wird. Abbildung 1 macht das Verhältnis 
von Kompetenzen, Qualifikationen, Wissen und Fertigkeiten inklusive selbst gesteuerter 
Regeln, Werte und Normen deutlich. Wissen und Fertigkeiten sind, wie zu erkennen ist, der 
grundlegende Bestandteil von Qualifikationen42  und Schlüsselqualifikationen. Nur mit einem 
für bestimmte Tätigkeiten nötigen Wissen und Fertigkeiten43  besitzt man die Qualifikationen 
 
und / oder Schlüsselqualifikationen, um diese Tätigkeit zu erfüllen. Erst durch das 
Heranziehen von eigenen Normen, Werten und Regeln im gesamtgesellschaftlichen Sinn 
erhält   man   die   erforderlichen   Kompetenzen,   um   Tätigkeiten   in   sich   wandelnden 
Umgebungen, Gegebenheiten und Zusammenhängen erledigen zu können. Dieser 
Zusammenhang von Qualifikationen / Schlüsselqualifikationen und Kompetenzen wird zu 
einer    ganzheitlichen    Kompetenzentwicklung    und    somit    zu    einer    ausgewogenen 







41  Erpenbeck, John [Hrsg.]: Handbuch Kompetenzmessung: Erkennen, verstehen und bewerten von 
Kompetenzen in der betrieblichen, pädagogischen und psychologischen Praxis; 2., überarb. und erw. 
Aufl. (Stuttgart: Schäffer-Poeschel, 2007), S. XI. 
42  Der Begriff Schlüsselqualifikationen ist in Abbildung1 nicht erwähnt, wird aber mit dem Begriff 
Qualifikationen gleichgesetzt. 
43 Es steht außer Frage, dass nur Wissen und Fertigkeiten zur Erfüllung von Aufgaben nötig sind. Die 
Betrachtung der erforderlichen charakterlichen Eigenschaften oder vorhandener Begabungen bei 
Auszubildenden soll hier außen vor bleiben, da es der Rahmen der Arbeit nicht zulässt. Es wird also 
davon   ausgegangen,   dass   die   Auszubildenden   für   den   Beruf   des   FaMI   die   nötigen 
Grundeigenschaften mitbringen. 
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Abbildung 5: Kontext von Wissen, Qualifikationen und Kompetenzen44 
 
 
Es gilt nun zu klären, welche Kompetenzen für eine ganzheitliche Handlungskompetenz 
benötigt werden. Bezug nehmend auf den Rahmenlehrplan und die Ausbildungsordnung für 
den  Ausbildungsberuf  des  FaMI  wird im  Folgenden die  Entwicklung von 
Handlungskompetenz für Auszubildende zum einen im berufsschulischen und zum anderen 
im berufspraktischen Kontext näher betrachtet. Dabei ist die Handlungskompetenz als 
übergeordnete Kompetenz zu verstehen, die Fachkompetenz, Personalkompetenz und 
Sozialkompetenz als untergeordnete Kompetenzklassen miteinander verbindet. 
Methodenkompetenz entsteht bei der Entwicklung der einzelnen Kompetenzklassen. Nur 
durch eine Verbindung der hier genannten Kompetenzen kann ein kompetentes berufliches 
Handeln erfolgen. „Berufliche Handlungskompetenz drückt dies mit dem selbstständigen 

















44  Erpenbeck, John [Hrsg.]: Handbuch Kompetenzmessung: Erkennen, verstehen und bewerten von 
Kompetenzen in der betrieblichen, pädagogischen und psychologischen Praxis; 2., überarb. und erw. 
Aufl (Stuttgart: Schäffer-Poeschel, 2007), S. XII. 
45 Riedl, Alfred: Didaktik der beruflichen Bildung; 2., vollst. überarb. und erheblich erw. Aufl. (Stuttgart: 
Steiner, Franz, 2011), S. 37. 
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Diese Grafik verdeutlicht, dass Handlungskompetenz nur mit Fähigkeiten und Fertigkeiten 
aller drei Kompetenzklassen entstehen und sich entwickeln kann. Gleichfalls entsteht bei der 
Entwicklung der Kompetenzklassen eine ausgeprägte Methodenkompetenz. 
 
 
„Fachkompetenz  bezeichnet  hier  die  Bereitschaft  und  Fähigkeit,  auf  der  Grundlage 
fachlichen Wissens und Könnens Aufgaben und Probleme zielorientiert, sachgerecht, 
methodengeleitet und selbstständig zu lösen und das Ergebnis zu beurteilen.“ 
 
 
Es wird demzufolge erwartet, dass Auszubildende fachliche Kompetenzen mit allen 
dazugehörigen funktionalen und extrafunktionalen Qualifikationen erreichen, womit die in der 
Prüfungsordnung beschriebenen Fähigkeiten und Fertigkeiten erfüllt werden. Es heißt also, 
kognitive und motorische Fähigkeiten und Fertigkeiten zu entwickeln und damit Sachverhalte 
zu erkennen und problemlösende Strategien zu entwickeln. Damit verfügen Auszubildende 
über eine kognitive Leistungsfähigkeit, die sie zum problemlösenden Handeln und Denken 
und somit zur Ausübung des erlernten Berufes befähigt. Die dabei entwickelte 
Methodenkompetenz greift auch auf die nachfolgenden Kompetenzen zu. 
 
„Personalkompetenz47     bezeichnet   die   Bereitschaft   und   Fähigkeit,   als   individuelle 
Persönlichkeit die Entwicklungschanchen, Anforderungen und Einschränkungen in Familie, 
 
 
46 Bezug der einzelnen Kompetenzen zueinander (eigene Darstellung) 
47 Personalkompetenz wird in der Literatur oft auch als Selbst- und Humankompetenz erwähnt. 
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Beruf und öffentlichem Leben zu klären, zu durchdenken und zu beurteilen, eigenen 
Begabungen zu entfalten sowie Lebenspläne zu fassen und fortzuentwickeln. Sie umfasst 
personale  Eigenschaften  wie  Selbstständigkeit,  Kritikfähigkeit,  Selbstvertrauen, 
Zuverlässigkeit, Verantwortung- und Pflichtbewusstsein. Zu ihr gehören insbesondere auch 
die Entwicklung durchdachter Wertvorstellungen und die selbstbestimmte Bindung an Werte.“ 
 
 
Eine ausgewogene Personalkompetenz befähigt Auszubildende, flexibel auf Veränderungen 
in allen Lebensbereichen zu reagieren und kritisch sowie selbstreflektierend und 
verantwortungsbewusst zu handeln. Dabei werden die eigenen Begabungen und 
Eigenschaften gefördert und ausgebaut und ermöglichen somit die Entwicklung der eigenen 




„Sozialkompetenz bezeichnet die Bereitschaft und Fähigkeit, soziale Beziehungen zu leben 
und zu gestalten, Zuwendungen und Spannungen zu erfassen, zu verstehen sowie sich mit 
anderen  rational  und  verantwortungsbewusst  auseinanderzusetzen  und  zu  verständigen. 
Hierzu gehört insbesondere auch die Entwicklung sozialer Verantwortung und Solidarität. 
 
 
Auszubildende mit einer ausgewogenen sozialen Kompetenz haben Fähigkeiten und 
Fertigkeiten, teamorientiertes Verhalten (unabhängig von ethnischen und demografischen 
Gegebenheiten) zu fördern und zu zeigen. Sie verfügen demzufolge über eine gute 
Kommunikations- und Konfliktfähigkeit, welche sich in sachgerechten Argumentationen in 
verschiedensten Gesprächssituationen sowie im toleranten, integrativen und solidarischen 
Umgang mit anderen Personen darstellt. 
 
 




Sind Fachkompetenz, Personalkompetenz und Sozialkompetenz bei Auszubildenden 
gleichermaßen vorhanden, verfügen sie ebenfalls über eine gut ausgeprägte Methoden- und 
Lernkompetenz. Sie entsteht während des Erwerbs der voranbeschriebenen Kompetenzen 
und befähigt den Auszubildenden, sich selbstständig und eigenverantwortlich Wissen und 
Kenntnisse in den verschiedensten Bereichen des Lebens anzueignen. Er verfügt über 









48 Affektives Handeln ist hier im Sinne von Gefühlsregungen und Emotionen zu gebrauchen. Kognitive 
Handlungen stehen hier eher im Hintergrund. 
49 Rahmenlehrplan: für den Ausbildungsberuf Fachangestellter/Fachangestellte für Medien- und 
Informationsdienste, S. 4, 
http://www.kmk.org/fileadmin/pdf/Bildung/BeruflicheBildung/rlp/FAMedienInformation.pdf; Zugriff: 
25.12.2013. 
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Steiner, Franz, 2011), S. 47. 
51 Rahmenlehrplan: für den Ausbildungsberuf Fachangestellter/Fachangestellte für Medien- und 
Informationsdienste, S. 2, 
http://www.kmk.org/fileadmin/pdf/Bildung/BeruflicheBildung/rlp/FAMedienInformation.pdf; Zugriff: 
25.12.2013. 





4.2.1  Kompetenzentwicklung Berufsschule 
 
Die Berufsschule als eigenständiger Partner in der Dualen Berufsausbildung übernimmt 
ebenso eine Verantwortung für den Bildungsauftrag, wie der zuständige Partner für die 
berufspraktische Ausbildung. Allerdings hat die Berufsschule explizit die Aufgabe „… 
berufliche und allgemeine Lerninhalte unter besonderer Berücksichtigung der Anforderungen 
der Berufsausbildung zu vermitteln.“50 
 
 
Seit 1996 wurden durch die Kultusministerkonferenz (KMK) zunehmend lernfeldorientierte 
Rahmenlehrpläne eingeführt. Diese sind nicht zwingend bundeseinheitlich zu betrachten. Die 
Bundesländer haben das Recht, die Rahmenlehrpläne ihren Gegebenheiten anzupassen. 
Die Lehrpläne enthalten keine methodischen Festlegungen, orientieren sich jedoch als Teil 
des Gesamtkonzeptes an der Vermittlung von „… selbstständigen und 




Die in der Schule erworbene Allgemeinbildung wird in der Berufsschule mit dem Wissen zur 
Erfüllung der Aufgaben der im Beruf benötigten fachlichen Kenntnisse ausgebaut. Der 
berufsbezogene Unterricht richtet sich dabei nach dem Rahmenlehrplan (siehe Anlage 3) der 
Kultusministerkonferenz und der betreffenden Ausbildungsordnung des Bundes für die 
betriebliche   Ausbildung.   Die   Rahmenvereinbarung   der   Kultusministerkonferenz   vom 




Die Berufsschulausbildung hat zum Ziel: 
 
 
- „eine Berufsfähigkeit zu vermitteln, die Fachkompetenz mit allgemeinen Fähigkeiten humaner 
und sozialer Art verbindet; 
- Berufliche Flexibilität zur Bewältigung der sich wandelnden Anforderungen in der Arbeitswelt 
und Gesellschaft auch im Hinblick auf das Zusammenwachsen Europas zu entwickeln; 
- Die Bereitschaft zur beruflichen Fort- und Weiterbildung zu wecken; 
- Die Fähigkeit und Bereitschaft zu fördern, bei der individuellen Lebensgestaltung und im 
öffentlichen Leben verantwortungsbewusst zu handeln:“ 
 
 
Mit    den    hier    aufgeführten    Zielen    der    Berufsschule    sollte    eine     berufliche 
 
Handlungskompetenz erreicht werden, die die Auszubildenden befähigt, im beruflichen als 
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auch im privaten Bereich selbstständig und eigenverantwortlich zu handeln und sich 
entsprechend zu verhalten.52  Es ist zu erkennen, dass nicht nur die Vermittlung von 
fachlichen Inhalten im Vordergrund steht, sondern auch die persönliche Entwicklung der 
Auszubildenden in den Fokus rückt. Sie schafft somit die Grundlage für eine berufliche 
Fachausbildung, bei der auch allgemeinbildende Inhalte berücksichtigt werden. 
 
 
Zur Erreichung der oben genannten Ziele sind ebenfalls im Rahmenlehrplan Bedingungen 
für die Berufsschule verankert. 
 
 
Die Berufsschule muss 
 
- „Den   Unterricht   an   einer   für   ihre  Aufgaben  spezifischen  Pädagogik   ausrichten,  die 
Handlungsorientierung betont; 
- Unter Berücksichtigung notwendiger beruflicher Spezialisierung berufs- und 
berufsfeldübergreifende Qualifikationen vermitteln; 
- Ein  differenziertes  und  flexibles  Bildungsangebot  gewährleisten,  um  unterschiedlichen 
Fähigkeiten  und  Begabungen  sowie  den  jeweiligen  Erfordernissen  der  Arbeitswelt  und 
Gesellschaft gerecht zu werden; 
- Im  Rahmen  ihrer  Möglichkeiten  Behinderte  und  Benachteiligte  umfassend  stützen  und 
fördern; 
- Auf die mit Berufsausübung und privater Lebensführung verbundenen Umweltbedrohungen 




Weiterhin wird von der KMK empfohlen, dass die Berufsschule, soweit im allgemeinen 
Unterricht   möglich,   auf   aktuelle   Kernprobleme   unserer   Zeit   (wie   z. B.   Arbeit   und 
Arbeitslosigkeit, Gewährleistung der Menschenrechte) eingeht. Damit werden durch 
Berufsschulen ganzheitliche Bildungsziele verfolgt, die eine Ausbildung der Persönlichkeit 
Auszubildender sowie die Erlangung von fachlichem Grundlagenwissen zur Folge haben. 
Die Vermittlung der berufspraktischen Fertigkeiten und Kenntnisse rückt dabei in den 
Hintergrund und obliegt dem Partner für die berufspraktische Ausbildung. 
 
 
Wie bereits erwähnt ist der Rahmenlehrplan lernfeldorientiert aufgebaut und soll damit aktiv 
zur  Aneignung  einer  umfassenden  Handlungskompetenz  beitragen.  Am  Beispiel  des 
„Lernfeldes 3: Beschaffen von Medien und Informationen“54 soll dies unter Betrachtung der in 
 






52  Vgl.: Rahmenlehrplan: für den Ausbildungsberuf Fachangestellter/Fachangestellte für Medien- und 
Informationsdienste, S. 3–4, 
http://www.kmk.org/fileadmin/pdf/Bildung/BeruflicheBildung/rlp/FAMedienInformation.pdf;          Zugriff: 
25.12.2013. 
53 Ebenda, S. 3–4. 
54   Rahmenlehrplan:  für  den  Ausbildungsberuf  Fachangestellter/Fachangestellte  für  Medien-  und 
Informationsdienste,                                                             S.                                                             11, 
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Als Ziel des Lernfeldes ist Folgendes formuliert: Die Schüler / Schülerinnen 
 
 
- „Beschreiben die Möglichkeiten zur Beschaffung von Medien, Informationen und Dokumenten. 
Sie nutzen unterschiedliche Informationsquellen und Beschaffungswege und verfügen über 
differenzierte Auswahlkriterien. 
- Berücksichtigen rechtliche Regelungen sowie organisatorische, wirtschaftliche und 
quellrelevante  Gesichtspunkte.  Sie  bewerten  den  Informationsgehalt  nach  fachlichen  und 
ethischen Kriterien. 
- Führen den Beschaffungsvorgang unter Nutzung betrieblicher Arbeits- und 
Organisationsmittel durch. Sie wenden branchenspezifische sowie Standardsoftware an und 
geben berufsbezogene Texte normgerecht ein. 
- kontrollieren Eingangsrechnungen.“55 
 
 
Diese Zielformulierung ist mit Inhalten unterlegt, die eine ausgewogene Vermittlung der 
Kompetenzen ermöglichen sollen. Auszubildende werden innerhalb der Fachkompetenzen 
u. a. die Möglichkeiten zur Beschaffung von Medien kennenlernen und unter Anwendung 
unterschiedlicher methodischer Ansätze sachgerechte Auswahlkriterien treffen. Unter 
Berücksichtigung geltender Regeln und Gesetze werden im Rahmen der Personal- und 
Sozialkompetenzen verschiedenste themenbezogene Inhalte wie die Bewertung von Markt, 
Angebot und Nachfrage sowie Grundlagen zu Budgetierung und zum Kassen- und 
Rechnungswesen erlernt. Erkennbar wird hier der Zusammenhang der einzelnen 
Kompetenzen und die Entstehung methodischer Fähigkeiten. 
 
 
Der Fokus bei der Wissensvermittlung durch die Berufsschule liegt auf Inhalten der 
Fachkompetenz. Dabei werden Personal- und Sozialkompetenz mit gefördert, jedoch stellt 
dies eher einen Nebeneffekt bei der Wissensvermittlung dar. Durch die Vorgabe der 
Rahmenlehrpläne ist dies fachlich korrekt, lässt aber die Förderung einer umfassenden 
Handlungskompetenz kaum zu. Die Berufsschule nutzt damit den klassischen Weg zur 
Grundlagenbildung bei der Förderung einer entsprechenden Handlungskompetenz. Jedoch 
kann erst in Zusammenarbeit mit dem Ausbildungsbetrieb eine umfassende selbstständige 
und eigenverantwortliche Handlungskompetenz entwickelt werden, die vor allem in der 
berufspraktischen Ausbildung den Auszubildenden die Möglichkeit bietet, sich den 
wandelnden Arbeitsbedingungen anzupassen. 
 
 
4.2.2  Kompetenzentwicklung in der berufspraktischen Ausbildung 
 
Als zweiter Partner im dualen Ausbildungssystem ist der Ausbildungsbetrieb für die Erfüllung 
des  Bildungsauftrages  zuständig.   Grundlage  für  die  betriebliche  Ausbildung  ist  die 





55 Ebenda, S. 11. 
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Die Ausbildungsordnung regelt die zeitliche und sachliche Gliederung der berufspraktischen 
Ausbildung. Der Ausbildungsrahmenplan ist in der Ausbildungsordnung verankert und liefert 
Ausbildenden eine Vorlage der Ausbildungsinhalte sowie eine grobe zeitliche und sachliche 
Gliederung als Richtlinie zur Erstellung des betrieblichen Ausbildungsplanes. Mit der 
Ausbildungsordnung wird eine bundeseinheitliche Grundlage für die betriebliche 
Berufsausbildung geschaffen, die Ausbildungsstandards vorgibt und somit ein 
Kontrollinstrument zur Ausbildung darstellt. 
 
 
Während in der berufsschulischen Ausbildung, wie im vorherigen Punkt festgestellt, eher 
Fachkompetenzen vermittelt werden, kann in der betrieblichen Ausbildung ein größeres 
Augenmerk auf die Vermittlung von Personal- und Sozialkompetenz gelegt werden. Dies ist 
in der Tatsache begründet, dass die Ausbildungsbetriebe auf den herrschenden 
technologischen Strukturwandel reagieren müssen, um ihren „Marktwert“ beizubehalten. 
Veränderungen in der betrieblichen Organisation sowie das wandelnde 




Aufbauend auf die in der Berufsschule erlernten theoretischen Fachkompetenzen, haben 
Auszubildende in der betrieblichen Ausbildung die Möglichkeit, diese praktisch umzusetzen 
und auszubauen. Dies erfolgt aufgrund eines betrieblichen Ausbildungsplanes, der sich an 
Vorgaben des in der Ausbildungsordnung verankerten Ausbildungsrahmenplanes richtet. Die 
darin enthaltene sachliche Gliederung ist in zwei Abschnitte56  unterteilt, die zum einen auf 
die Vermittlung von betrieblichen Fertigkeiten und Kenntnissen (siehe Tab.1) und zum 






















56  Diese Tatsache ist der Ausbildungsordnung geschuldet. Die Ausbildungsordnung gilt für alle fünf 
Fachrichtungen (Archiv, Bibliothek, Information und Dokumentation, Bildagentur und Medizinische 
Dokumentation) des Fachangestellten für Medien – und Informationsdienste. 
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Zu vermittelnde Fertigkeiten und Kenntnisse 
(Lernziele) 
 









Organisation, und Aufgaben 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 1.1) 
 
a)   Stellung des Ausbildungsbetriebes im Gesamtsystem 
der Medien- und Informationsdienste beschreiben 
b)   Rechtsform des Ausbildungsbetriebes erläutern 
c)   Aufbauorganisation und Aufgaben des 
Ausbildungsbetriebes darstellen 
d)   Aufgaben der für den Ausbildungsbetrieb wichtigen 
Behörden und Organisationen darstellen und ihre 









Berufsbildung, arbeits- und 
sozialrechtliche Grundlagen 
(§ 3 Abs. 1. Nr. 1.2) 
 
a)   Inhalt des Berufsausbildungsvertrages, insbesondere 
gegenseitige Rechte und Pflichten erläutern 
b)   die Ausbildungsordnung und den betrieblichen 
Ausbildungsplan vergleichen 
c)   Mitbestimmungs- und Mitwirkungsrechte 
betriebsverfassungsrechtlicher oder 
personalvertretungsrechtlicher Organe des 
Ausbildungsbetriebes erklären 
d)   für den Ausbildungsbetrieb wichtige arbeits-, tarif- 
und sozialrechtliche Bestimmungen darstellen 
e)   Notwendigkeit und Möglichkeiten beruflicher 
Fortbildung und berufliche Entwicklung aufzeigen 
 
2 
Beschaffung, Erschließung und 
Bereitstellung 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 2) 
 
a)   Beschaffungsvorgänge bearbeiten 
b)   Medien und Informationen formal erfassen 
c)   bei der inhaltlichen Erschließung mitwirken 
d)   Medien und Informationen bereitstellen 
 















(§ 3 Abs. 2 Nr. 2.1) 
 
a)   Hilfsmittel zum Bestandsaufbau einsetzten 
b)   Publikationsformen identifizieren und bearbeiten 
c)   Erwerbung durchführen 






(§ 3 Abs. 2 Nr. 2.3) 
 
a)   Regelwerke zur formalen Erschließung anwenden 
b)   Fremdleistungen für die Erschließung nutzen 
c)   Methoden und Verfahren der inhaltlichen 
Erschließung anwenden 





Bearbeiten von Medien, 
Bestandspflege 
(§ § Abs. 2 Nr. 2.4) 
 
a)   Medien bibliothekstechnisch ausstatten 
b)   Buchbinderaufträge erteilen und überwachen 
c)   Bestand ordnen 
d)   Revisionen durchführen 
 
Tabelle 4: Fachspezifische Inhalte (Ausschnitt aus dem Ausbildungsrahmenplan) 
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Die weiterhin enthaltene zeitliche Gliederung weist auf den Umfang der Zeitanteile für die 
Vermittlung der einzelnen Lernziele hin. Dabei wird unter anderem auch der Zeitpunkt 








(1)   In einem Zeitraum von insgesamt zwei bis drei Monaten sind schwerpunktmäßig die 
Fertigkeiten und Kenntnisse gemäß Anlage 1 Abschnitt I der Berufsbildpositionen 
1.1 Stellung, Rechtsform, Organisation und Aufgaben 
1.2 Berufsbildung, arbeits- und sozialrechtliche Grundlagen, Lernziele a bis d 
1.3 Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit, 
1.4 Umweltschutz, 






Für die Wissensvermittlung des in dieser Arbeit herangezogenen Beispieles des „Lernfeldes 
 
3: Beschaffen von Medien und Informationen“ in der berufsschulischen Ausbildung sowie die 
Erwerbung, Erschließung und das Bearbeiten von Medien in der berufspraktischen 












Berufsschule – Lernfeld 3 
(Rahmenlehrplan der 
KMK, S.11) 
- Aufbau von Medien 
- Markt, Angebot und Nachfrage 
















2 Beschaffung, Erschließung und 
Bereitstellung, Lernziel a 
In Verbindung mit 
3 Kommunikation und Kooperation, 
Lernziel d 
4 Arbeitsorganisation und 
Bürowirtschaft, Lernziele c, e und l 
5 Informations- und 
Kommunikationssysteme, Lernziele 



















57 “Verordnung über die Berufsausbildung zum Fachangestellten für Medien- und 
Informationsdienste/zur Fachangestellten für Medien- und Informationsdienste”, S. 18, 
http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/medinfofangausbv/gesamt.pdf; Zugriff: 04.01.2014. 
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Anspruch auf Vollständigkeit. 




















2  Beschaffung,  Erschließung  und 
Bereitstellung, Lernziel d 
In Verbindung mit 
3 Kommunikation und Kooperation, 
Lernziel e 
4 Arbeitsorganisation und 
Bürowirtschaft, Lernziel i 
5 Informations- und 
Kommunikationssysteme, Lernziele 
a und c 
2.1 Erwerbung 

















 2.2 Erwerbung, Lernziele b bis d 
In Verbindung mit 
2  Beschaffung,  Erschließung  und 
Bereitstellung, Lernziel c 
4 Arbeitsorganisation und 
Bürowirtschaft, Lernziel f 
5 Informations- und 
Kommunikationssysteme, Lernziel 
und c 
2.1 Erwerbung, Lernziel c 
2.2 Erschließung, Lernziel a 
2.3 Bearbeitung von Medien, 




















Tabelle  5:  Zusammenwirken beider  Bildungspartner am  Beispiel  des  Lernfeldes  3:  Beschaffen  von 
Medien und Informationen 
 
Zu erkennen ist, dass die einzelnen gesetzlichen Regelungen aufeinander abgestimmt sind. 
Fähigkeiten und Fertigkeiten der fachlichen Grundlagenkenntnisse des Lernfeldes 3 sollen 
im 1. Ausbildungsjahr (lt. Rahmenlehrplan in der berufsschulischen und lt. 
Ausbildungsrahmenplan in der berufspraktischen Ausbildung) vermittelt werden. In der 
berufspraktischen Ausbildung erfolgt in den beiden Folgejahren darüber hinaus die 
Vermittlung fachspezifischer Inhalte, die jeweils eine umfassende Handlungskompetenz 
fördern sollen. Beiden Bildungspartnern obliegt die Ausprägung der Fähigkeit zum 
kompetenten beruflichen Handeln, wobei der betrieblichen Ausbildung aufgrund der 
praxisbezogenen und zeitlich umfassenderen Möglichkeiten eine höhere Relevanz zukommt. 
 
Auszubildende können in der betrieblichen Ausbildung das erworbene Erstwissen aus der 
Berufsschule ausbauen, festigen und sichern. Wie festgestellt, sichern die gesetzlichen 
Rahmenbedingungen diese Möglichkeit, jedoch kann aufgrund des begrenzten Umfan ges 
dieser Arbeit, diese Tatsache nicht ausreichend untersucht und belegt werden. Während 
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meiner Tätigkeit als Ausbilder an der Sächsischen Landebibliothek – Staats- und 
Universitätsbibliothek Dresden konnte ich häufig diesbezügliche Diskrepanzen feststellen. Im 
berufsschulischen Kontext werden zu Beginn vor allem rechtliche Fähigkeiten und 
Fertigkeiten, sowie Kenntnisse zur Erwerbung60 vermittelt. In der berufspraktischen 
Ausbildung ist es jedoch notwendig, dass der Auszubildende sich zu Beginn seiner 
Ausbildung vor allem im Gesamtgefüge der Einrichtung zurechtfindet. Dies bedeutet, dass 
beispielsweise das jeweils betreffende Klassifikationssystem, die Aufstellungsformen und 
Fähigkeiten und Fertigkeiten in der Benutzung nötig sind, um entsprechend weitere Lernziele 
zu fördern und zu erreichen. 
 
Der berufsschulische Teil der Dualen Ausbildung findet entweder in Form von Blockunterricht 
oder an zwei bis drei Tagen in der Woche in Form von Berufsschulunterricht statt. Dies ist 
bundeslandabhängig und obliegt der Organisation der jeweils zuständigen Stelle. In Sachsen 
erfolgt die duale Ausbildung im Block. Die Berufsschule hat dabei festgelegt, dass der erste 
Blockunterricht für das erste Ausbildungsjahr nach den Oktoberferien stattfindet. Die 
Auszubildenden sind da bereits vier bis sechs Wochen in der berufspraktischen Ausbildung 
und werden nach dem betrieblichen Ausbildungsplan61 eingesetzt. Während meiner 
zwölfjährigen Tätigkeit als Ausbilder hat sich gezeigt, dass der Einsatz von Auszubildenden 
des 1. Ausbildungsjahres in einer Abteilung wie Erwerbung und Erschließung sehr uneffektiv 
ist. Zum einen stehen die Ausbilder vor der Herausforderung dem Auszubildenden 
Fähigkeiten und Fertigkeiten zu vermitteln für die kein Grundlagenwissen bei den 
Auszubildenden vorhanden ist und zum anderen wird der Auszubildende mit Themen 
konfrontiert, für die er keine Zusammenhänge darstellen kann. Die Auszubildenden werden 
somit zu Beginn der Ausbildung vor allem in Benutzungsbereichen eingesetzt, in denen sie 
nicht zwingend einen theoretischen Vorlauf benötigen, um das Gesamtgefüge der 
Ausbildungseinrichtung kennenzulernen. Die Auszubildenden haben somit die Möglichkeit 
erste Ansätze zur Entwicklung ihrer 
 
-    Fachkompetenz – durch den Erwerb von nötigem Grundlagenwissen, 
 
-    Personalkompetenz - durch den wechselnden Einsatz in verschiedenen Abteilungen 
 
- Sozialkompetenz - Umgang mit Publikum und Kollegen und die damit 
zusammenhängende 





60 Diese Aussage stammt von Azubis des 1. Ausbildungsjahres an der SLUB und bezieht sich auf den 
ersten Berufsschulblock vom 04. November 2013 bis 22. November 2013. 
61   Hier möchte ich daran erinnern,  dass  dieser auf Grund betrieblicher Gegebenheiten von den 
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In vorangegangenen Ausführungen ist die einheitlich geregelte Vermittlung von Fachwissen 
im Kontext beider Bildungspartner deutlich geworden. Jedoch wurde festgestellt, dass dies 
durch die mögliche Änderung des betrieblichen Ausbildungsplanes, nicht immer gegeben ist. 
Eine flexible Handhabung des Rahmenlehrplanes könnte in Zusammenarbeit mit den 
betrieblichen  Ausbildungspartnern62   zur  gemeinsamen  Steigerung der 
Kompetenzentwicklung beitragen. Die Ausprägung der Handlungskompetenz der 
Auszubildenden wird geprägt von Unterschieden in den betrieblichen Entwicklungsstufen 
und der unterschiedlichen Anpassung an den technologischen Strukturwandel. Dies wird, 
begründet in den unterschiedlichen Strukturen, Aufgaben und Leistungsspektren der 
betrieblichen Ausbildungseinrichtungen, nicht zu verhindern sein. 
 
Zweifellos haben auf dem Markt führende betriebliche Ausbildungspartner ein größeres Maß 
an Möglichkeiten, Auszubildende in fachspezifischen Arbeitsabläufen auszubilden. 
Ausbildungspartner, die beispielsweise über eingeschränkte technische Ausstattung oder 
einem einseitigen Medienbestand verfügen, werden zwar selbstverständlich die 
Ausbildungsinhalte vermitteln, allerdings haben die Auszubildenden nicht die Möglichkeit die 
gesamte Bandbreite der fachspezifischen Tätigkeiten des Berufsbildes kennenzulernen. 
Mögliche  Wege,  eine  für  alle  Auszubildenden,  unabhängig  über  welche  Größe  und 
Bandbreite die betriebliche Ausbildungseinrichtung verfügt, umfassende fachspezifische 
Ausbildung zu ermöglichen, werden im Punkt 6 näher betrachtet. 
 
 




Das Erlangen einer beruflichen Handlungskompetenz im ganzheitlichen Kontext mit 
Fertigkeiten, Fähigkeiten, Kenntnissen und Qualifikationen ist für den Auszubildenden die 
zentrale Aufgabe in seiner Berufsausbildung. Dienten Lehrer und Ausbilder bisher nur als 
„Wissensvermittler“, ist der Lehrauftrag in der heutigen Berufsausbildung wesentlich 
umfangreicher zu sehen. Es reicht nicht, den Auszubildenden fachbezogene Fakten zu 
vermitteln, vielmehr ist er an situative Arbeitsaufgaben heranzuführen, wobei er die 
Möglichkeit erhält, sein eigenes Handeln zu entwickeln. Lernen und Arbeiten werden 
miteinander verbunden. Er erfährt durch das eigenen Handeln die Veränderung und 
Gestaltung  von  Arbeitssituationen  und  kann somit  aktiv, selbstständig  und 
eigenverantwortlich eine Methodenkompetenz entwickeln und die erwartete Fach-, Sozial- 
und Personalkompetenz ausbauen. 
 
 
62 Hier ist anzumerken, dass dies nur bundeslandeinheitlich erfolgen kann, da die Berufsschule in der 
Regel zentral für ein Bundesland die theoretischen Fähigkeiten und Fertigkeiten zur Ausbildung 
vermittelt. 
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Lehrer und Ausbilder haben nicht mehr nur eine lehrende Funktion, sondern begleiten, 
moderieren und coachen den Auszubildenden. Mit der Entwicklung einer kompetenten 
Handlungsorientierung in der Berufsbildung „… sind das selbst gesteuerte und das 
arbeitsprozessorientierte Lernen in den Mittelpunkt betrieblicher Bildungsarbeit gerückt.“63 
Für die Wissensvermittlung verfügen, im Gegensatz zur berufsschulischen Ausbildung, die 
Ausbilder in der betrieblichen Ausbildung über eine gewisse Freiheit bei der Anwendung von 
Lehrmethoden. Sie sind nicht nur auf situative Aufgabenstellungen beschränkt, sondern 




Berufspädagogische Aspekte werden jedoch nicht und methodisch-didaktische Aspekte nur 
bedingt behandelt. Um Lehrmethoden genauer darstellen zu können, sind pädagogische und 
erziehungswissenschaftliche Kenntnisse Voraussetzung. Es werden lediglich 
charakteristische Lehrmethoden für die berufsschulische oder berufspraktische Ausbildung 




5.1   Frontal- oder Klassenunterricht / Unterrichtsgespräch 
 
 
Der Frontal- oder Klassenunterricht findet vorwiegend in der berufsschulischen Ausbildung 
Anwendung. Der Lehrende referiert zu den Lernenden und vermittelt fachtheoretische 
Kenntnisse. Die Lernenden werden unterwiesen und bauen ein reines kognitives 
Faktenwissen auf. In der berufspraktischen Ausbildung kann diese Lehrmethode als 
Unterweisung Anwendung finden.64 Auch wenn bei dieser Lehrmethode mittlerweile nicht nur 
Faktenwissen vermittelt wird, sondern bei Auszubildenden Erkenntnisse und Einsichten über 
die Sachverhalte gefördert werden, wird sie für die Vermittlung einer kompetenten 
Handlungsfähigkeit nicht ausreichen. Die Auszubildenden werden sich immer im Rahmen 
der vom Lehrer oder Ausbilder gegebenen Informationen bewegen, Fach- Sozial- und 
Personalkompetenz werden dabei jedoch nicht gefördert. Formale Änderungen im 
berufsschulischen Kontext können jedoch dazu führen, Auszubildende selbstgesteuert am 
Lernprozess teilhaben zu lassen. Schon eine Änderung der Sitzordnung, der Lehrende steht 
nicht mehr der Gruppe gegenüber, sondern begibt sich in den „Kreis“ der Gruppe und 
befindet sich somit in einer partnerschaftlichen Situation, kann den Lernprozess bestimmen. 
Er kann ein Thema zum Anlass geben und durch begleitende Informationen die Richtung 
 
63 Dehnbostel, Peter: Die Rolle des Ausbilders angesichts veränderter Lern- und 
Ausbildungsanforderungen: , In: Effizienz in der Ausbildung: Strategien und Best-Practice-Beispiele, 
Hrsg.: Loebe, Herbert und Severing, Eckart (Bielefeld: Bertelsmann, 2007), S. 155. 
64  Vgl.: Bonz, Bernhard: Methoden der Berufsbildung: Ein Lehrbuch; 2., neubearb. und erg. Aufl 
(Stuttgart: Hirzel, 2009), S. 62–63. 
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des Unterrichtsgespräches beeinflussen. Die Auszubildende haben hier die Möglichkeit das 
Gespräch inhaltlich zu beeinflussen und somit durch Anwendung verschiedener Methoden 
(Methodenkompetenz) die Fach-, Sozial- und Personalkompetenz auszubauen. 
 
 
5.2   Lerngruppe / Arbeitsgruppe 
 
 
Die Lern- bzw. Arbeitsgruppe ist in beiden Bereichen der Dualen Ausbildung zu finden. Im 
berufsschulischen Unterricht wird eher von Lerngruppen gesprochen, während in der 
berufspraktischen Ausbildung von Arbeitsgruppen oder Teams die Rede ist. Obwohl beide 
Formen eine Gruppen- oder Teamarbeit voraussetzen, ist das Ziel des Lernerfolges 
unterschiedlich. Wird im schulischen Bereich der Lernerfolg eines Einzelnen als Erfolg der 
Gruppe angesehen, ist in der Berufspraxis das Endergebnis der Gruppenarbeit 
ausschlaggebend. Um allen Teilnehmern der Gruppe einen Lernerfolg zu ermöglichen, sollte 
die Gruppe nicht mehr als fünf Personen überschreiten.65  Die Auszubildenden sind unter 
sich, müssen die Arbeitsaufgabe gemeinsam bewältigen und werden in dieser Phase 
besonders ihre Sozialkompetenz entwickeln. Inhaltliche Aspekte des Themas werden von 
mehreren Gruppenteilnehmern entwickelt, bearbeitet und ausgewertet und können somit 
eingenverantwortlich und zielführend angewendet werden. Gruppenarbeit bietet damit eine 
Grundlage, Fach-, Personal und vor allem Sozialkompetenz auszubauen und den 
Auszubildenden mit zielorientierter Handlungsfähigkeit auszurüsten. Der Begriff 




5.3   Unterweisungsmethode 
 
 
Diese Unterweisungsmethode (auch Vier-Stufen-Methode genannt66) ist inhaltlich zu dem in 
Punkt 5.1 beschriebenen Frontalunterricht klar zu unterscheiden. Im Frontalunterricht wird 
eher die kognitive Seite gefördert, während bei einer Unterweisung die motorische Seite 
ausgebaut wird. Während einer Unterweisung bekommt der Auszubildende vor allem 
praktische Arbeitsvorgänge gezeigt, die er durch nachahmendes Verhalten wiederholt und 
durch mehrmaliges Üben festigt. Hierbei werden zwar einzelne Arbeitsvorgänge erlernt, aber 








65  Vgl.: Keller, Gustav: Lerntechniken von A bis Z: Infos, Übungen, Tipps; 2. aktualisierte Auflage 
(Bern: Hans Huber, Hogrefe AG, 2011), S. 73. 
66 Die Vier-Stufen-Methode beinhaltet Vorbereitung, Vorführung, Ausführung und Üben. 
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5.4   Projektmethode 
 
 
Die Projektmethode gilt als „… Idealform von handlungsorientierten Methoden …“67 innerhalb 
der Wissensvermittlung und ist mit der Durchführung von Projekten in der Berufspraxis nicht 
zu vergleichen. Die Projektmethode im Kontext der beruflichen Ausbildung richtet sich an 
das zielorientierte Kennenlernen von bestimmten Handlungen. Die Projektmethode wird in 
vier Phasen gegliedert 
 
 
-    Zielsetzung, 
 
-    Planung, 
 
-    Ausführung und 
 
-    Orientierung. 
 
 
Die Projektmethode stellt damit den Grundsatz für eine ganzheitliche Kompetenzentwicklung 
dar. Sie vereint das Aneignen von theoretischen Fachkenntnissen mit der Umsetzung des 
gelernten in der berufspraktischen Ausbildung. Durch die Änderung der Rahmenlehrpläne in 
lernfeldorientierte Wissensvermittlung sind gerade im berufsschulischen Kontext die 
Voraussetzungen für projektorientierten Unterricht geschaffen worden. Dieser kann sich über 
einen längeren Zeitraum hinziehen. Durch die Zusammenarbeit beider Bildungspartner kann 
an dieser Stelle eine ganzheitliche Entwicklung von Handlungskompetenz erfolgen. 
 
 
5.5   Praktika in der berufspraktischen Ausbildung 
 
 
Praktika sind allen bereits aus der Schulbildung als Berufsorientierung bekannt. In der 
berufspraktischen Ausbildung werden Praktika zum Wissensausbau der Auszubildenden 
genutzt. Dabei kann zwischen Auslandspraktika, Praktika in Archiven, im Buchhandel und 
Praktika zwischen Bibliotheken unterschiedlicher Unterhaltsträger differenziert werden.68 
 
 
Die Möglichkeit an einem Auslandspraktikum teilzunehmen, ist im BBiG Teil 1 § 2 Satz 3 
geregelt. 
 
Angeboten werden Auslandspraktika unter anderem durch das „… EU-Programm 
lebenslanges Lernen […] Leonardo da Vinci …“ Seit 2007 können auch FaMI an diesem 





67 Bonz, Bernhard: Methoden der Berufsbildung: Ein Lehrbuch; 2., neubearb. und erg. Aufl (Stuttgart: 
Hirzel, 2009), S. 121. 
68  Es werden hier nur dies drei Möglichkeiten näher betrachtet, da immer noch die Ausbildung des 
FaMI im Fokus steht. 
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Vorzugsweise  wird  das  Praktikum  im  zweiten  oder  dritten  Ausbildungsjahr  absolviert.69 
 
Auslandspraktika  sind  eine  zusätzliche  Möglichkeit,  für Auszubildende  die 
Ausbildungsinhalte außerhalb ihrer gewohnten Arbeitsumgebung kennenzulernen. Das „über 
den Tellerrand schauen“ wird damit gefördert und Auszubildende haben weiterhin die 
Möglichkeit, ihre bisher erworbenen Handlungskompetenzen in anderen Umgebungen 
anzuwenden und weiter auszubauen. 
 
 
Praktika  in  Archiven  werden  im  zweiten  Ausbildungsjahr  vor  der   Zwischenprüfung 
absolviert. Ausschlaggebend  dafür ist die Prüfungsordnung, die  in Abschnitt 2,  § 7 den 
Ablauf und die Inhalte der Zwischenprüfung regelt. Da die Berufsausbildung des FaMI 
fachrichtungsübergreifend beginnt, sind auch Prüfungsinhalte zu anderen Fachrichtungen zu 
erwarten. Die Inhalte der Zwischenprüfung beziehen sich dabei auf das in der Berufsschule 
erworbene Wissen. Damit die theoretisch erworbenen Kenntnisse weiter vertieft werden 
können, wird das Archivpraktikum in den berufspraktischen Ausbildungseinrichtungen 
angeboten. Das Praktikum trägt somit zum Ausbau der Handlungskompetenz bei. 
Praktika in Ausbildungsbibliotheken unterschiedlicher Unterhaltsträger sollen dem 
Auszubildenden die Flexibilität des Berufes verdeutlichen und ihm die Möglichkeit geben , 
seine erlangten Fähigkeiten, Kenntnisse und Fertigkeiten in anderen Arbeitsumgebungen 
und unter anderen Anforderungen anzuwenden. 
 
 
Auch die durch Bibliotheken teilweise eröffnete Möglichkeit, Praktika im Buchhandel 
anzubieten, ist eine Möglichkeit, die Kompetenzen zu erweitern; ermöglichen diese Praktika 
doch einen Einblick in ein Wirtschaftsunternehmen, welches über die Medien mit der 
Bibliothek eine Verbindung hat. Diese Praktika stellen meines Erachtens eine, wenn auch 




Praktika können, unabhängig vom Einsatzort jederzeit zum Ausbau einer ganzheitlichen 
Handlungskompetenz  beitragen.  Die  Auszubildenden  lernen  ihre  Fertigkeiten  und 
Fähigkeiten in anderen Umgebungen anzuwenden. 
 
Voraussetzung   für   eine   entsprechende   Vermittlung   der   Kenntnisse   sind   vor   allem 
kompetente Lehrkräfte, deren Handlungskompetenz nachfolgend etwas genauer betrachtet 
wird. 
 
69  Zick, Wiltraud: Reisen und Lernen mit »Leonardo da Vinci«: Auslandspraktika für FaMIs am OSZ 
Berlin / Fachlich und persönlich bereichernd, BuB 64, 06(2012), 
http://www.bibliotheksportal.de/fileadmin/user_upload/content/bibliotheken/international/dateien/zick_B 
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5.6   Kompetenzentwicklung der Berufsschullehrer und Ausbilder 
 
 
Sowohl in der berufsschulischen als auch in der berufspraktischen Ausbildung sind zur 
Erfüllung des Bildungsauftrages kompetente Lehrkräfte70 erforderlich. Auch für Lehrkräfte ist 
der Wandel in der Berufsausbildung eine Herausforderung. Sie müssen sich von alten 
Strukturen und Lehrabläufen trennen und sich den neuen Herausforderungen stellen. 
 
War bisher die reine Wissensvermittlung zentrales Ziel der Lehrkräfte, steht jetzt immer mehr 
anleiten, begleiten, motivieren und coachen im Fokus der Ausbildung. 
 
Während den „Ausbilder 1.0“ eine klare Einwegkommunikation charakterisiert, erfolgt beim 
 
„Ausbilder  2.0“  schon  eine  interaktive  Ausbildung.  Die  Auszubildenden  werden  in  den 
 
Ausbildungsprozess eingebunden. Die Entwicklung geht derzeit jedoch weiter. 
 
 
„Der Ausbilder 3.0 motiviert nicht nur, er begeistert den Auszubildenden – für die Arbeit und 
das  Unternehmen.[…]  Er  ist  Sinn-  und  Wertevermittler  und  ein  Vorbild,  dessen  er  sich 
bewusst ist“71 
 
Im Punkt 7 wird eine innovative Ausbildungsform vorgestellt, die dem Ausbilder in der 
berufspraktischen Ausbildung eine ganz andere Stellung zuweist. 
 
 
6    Wandel in der berufspraktischen Ausbildung zum FaMI 
 
 
Der Wandel von Bibliotheken in der heutigen Informations- und Dienstleistungsgesellschaft 
ist unaufhaltbar. Wurden früher Medien konventionell bestellt, Titelkarten in endlosen 
Karteikästen eingestellt und Medien anhand von Klappkarten ausgeliehen, werden diese 
Tätigkeiten heute auf einem technisch hohen Niveau, aber mit einer immer geringer 
werdenden Personalkapazität absolviert. Durch die fortschreitende Digitalisierung wandeln 
sich die Aufgaben von Bibliotheken ebenso schnell wie die Anforderung der Kunden an 
fortschrittliche Dienstleistungseinrichtungen. Die Ausbildung des FaMI darf sich dem nicht 
entziehen und muss nach Wegen suchen, Auszubildenden das erforderliche Know How zu 
bieten, um Ausbildungsinhalte auf einem aktuellen Stand kennenzulernen. Die Möglichkeiten 
der Wissensvermittlung an Auszubildende sind unter anderem abhängig von der Ausstattung 
der Einrichtung, Größe, Leistungsspektrum und den unterschiedlichen Unterhaltsträgern. 
 
 
In diesem Punkt werden verschiedene Möglichkeiten aufgezeigt, die die Ausbildung des 
 




70   Der  Begriff  Lehrkräfte  soll  in  diesem  Kontext  Lehrer  der  berufsschulischen  Ausbildung  und 
Ausbilder der berufspraktischen Einrichtung verbinden. 
71  Bleumortier, Sabine: Neue Ausbilder braucht das Land: Vom Ausbilder 1.0 zum Ausbilder 3.0, 
Bildungspraxis: Zeitschrift für die berufliche Aus- und Weiterbildung, 3(2013): S.3. 
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beitragen können. Es soll dabei nicht das bestehende Konzept der Dualen Ausbildung in 
Frage gestellt werden, sondern lediglich Wege aufgezeigt werden, die den Auszubildenden 
auch aus kleineren Ausbildungsbibliotheken eine umfassende Ausbildung ermöglichen 
können. Dabei wird ein Blick auf Ausbildungskooperationen gelegt und der aktuelle Trend zu 
Juniorfirmen in der Ausbildung näher betrachtet. 
 
 
6.1   Ausbildungskooperation, Ausbildungspartnerschaft, Verbundausbildung 
 
 
Ausbildungskooperationen werden im Allgemeinen zwischen Einrichtungen gleicher 
Berufsfelder eingegangen. Grundlegende Ziele der Verbundausbildung72 sind zum einen die 
Verbesserung der Stellenmarktsituation von Ausbildungsplätzen und zum anderen die 
Verbesserung der Qualität der Ausbildung. Wie bereits festgestellt, können nicht immer alle 
Ausbildungsinhalte auf dem aktuellen technologischen Stand vermittelt werden, dies kann 
dazu führen, dass Einrichtungen keine Berechtigung zur Ausbildung nach BBiG bekommen 
oder sich überfordert fühlen auszubilden und somit Ausbildungsstellen fehlen. Dem kann 
durch eine Verbundausbildung entgegen gewirkt werden, gleichfalls kann dadurch die 
Ausbildung an Attraktivität gewinnen. 
 
 
Im BBiG § 2, Abs. 3, Satz 2, Teil 2, Abschn. 2 § 10, Abs. 5 sowie in BBIG Abschnitt 3, § 27, 
Abs. 3 Satz 2 (siehe Anlage 1) ist die Möglichkeit einer Ausbildung im Ausbildungsverbund 
gesetzlich geregelt und erfährt damit nach der Novellierung des BBiG eine enorme 
Aufwertung.  Für  diese  Arbeit  rückt  der  Aspekt  der  Stellenmarktsituation  für 
Ausbildungsstellen eher in den Hintergrund. Es soll aufgezeigt werden, welche Möglichkeiten 
zur  Professionalisierung  des  Dualen  Ausbildungssystem  beitragen  können.  Zu  Beginn 
werden verschiedene Organisationsformen von Ausbildungsverbünden charakterisiert. Es 
wird dabei auf die Vermittlung der im Ausbildungsrahmenplan verankerten Inhalte und die 
Entwicklung einer zielorientierten ganzheitlichen Handlungskompetenz geachtet. 
 
 
6.1.1  Leitbetrieb mit Partnerbetrieben 
 
Bei dieser Form der Verbundausbildung werden die Auszubildenden mit Ausbildungsvertrag 
von einer Einrichtung eingestellt. Diese Einrichtung stellt den Leitbetrieb in der 
Ausbildungspartnerschaft dar. Sind im Ausbildungsrahmenplan Inhalte verankert die vom 
Leitbetrieb nicht ausgebildet werden können, übernehmen das die Ausbildungspartner. 
Andererseits   können  kleine   Einrichtungen   die   gern  ausbilden   wollen,  jedoch  keine 




72 Für eine bessere Lesbarkeit des Textes wird Verbundausbildung als Gesamtheit verwendet. 
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sich einen Leitbetrieb suchen, der die Ausbildung für die nicht realisierbaren Inhalte 
übernimmt. In der Regel werden die Organisation und Einsatzplanung im betrieblichen 
Ausbildungsplan durch Mitarbeiter des Leitbetriebes übernommen. Es gibt keine rechtlichen 
Verträge zwischen den Ausbildungspartnern, die Ausbildung wird meist aufgrund interner 
Absprachen durchgeführt. Die Ausbildungsvergütung wird vom Leitbetrieb gezahlt, während 
die Partnerbetriebe die Kosten für anfallende Personal- und Sachkosten übernehmen.73    In 
Punkt 5.5 wurden Möglichkeiten von Praktika dargestellt, die im Kontext der 
Verbundausbildung eine Form der Partnerbetriebe repräsentieren. 
 
 
6.1.2  Auftragsausbildung 
 
Bei einer Auftragsausbildung erfolgt ebenfalls die Vermittlung von bestimmten 
fachspezifischen Kenntnissen über Ausbildungspartner, allerdings sind diese vertraglich 
geregelt.  Der  Ausbildungsvertrag  wird  mit  dem  Leitbetrieb  abgeschlossen.  Der 
Auszubildende kann für bestimmte Ausbildungsabschnitte, aber auch für komplette 
Ausbildungsjahre im Partnerbetrieb eingesetzt werden. Der Leitbetrieb enthält dafür vom 
Partnerbetrieb einen Kostenausgleich. Findet ein gegenseitiger Austausch von 
Auszubildenden statt, entfällt in der Regel der Kostenausgleich. „Die Auftragsausbildung ist 
wegen ihrer Flexibilität besonders geeignet, um betrieblich bedingte Schwankungen der 
Ausbildungskapazität auszugleichen.“74 Bei dieser Form der Verbundausbildung wird 
demzufolge eine Ausschöpfung der Kapazitäten bei beiden Vertragspartnern erreicht. Auch 
hier kann durch einen gemeinsamen Bildungsauftrag eine Vermittlung von 
Handlungskompetenz bei Auszubildenden erreicht werden. 
 
 
6.1.3  Ausbildungsverein 
 
Wie der Name schon verdeutlicht wird hier von verschiedenen Einrichtungen ein Verein 
gegründet, der für die Einrichtungen die Organisation der Ausbildung übernimmt. Das 
Aufgabenspektrum des Vereins wird im Vorfeld festgelegt, ist in einer Satzung verankert und 
kann von der Organisation einiger Teilabschnitte bis zur kompletten Organisation inklusive 
der sachlichen und zeitlichen Ablaufplanung der im Ausbildungsrahmenplan festgelegten 
Inhalte der Ausbildung reichen. Der Ausbildungsvertrag wird in diesem Fall mit dem 
Ausbildungsverein abgeschlossen. Die Vermittlung der berufspraktischen Inhalte wird dabei 
von   den   beteiligen   Einrichtungen   übernommen.   Die   Einrichtungen   zahlen   für   die 
 
 
73     Vgl.:   Schlottau,   Walter:   Verbundausbildung   sichert   hochwertige   Ausbildungsplätze: ,   In: 
Verbundausbildung: Organisationsformen,     Förderung,     Praxisbeispiele,     Rechtsfragen,     Hrsg.: 
Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) (2003), S. 10. 
74 Vgl.: Ebenda 
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Organisation der Ausbildung einen Kostenausgleich an den Verein, der sich weiter noch 
durch  Spenden  und  eventuelle  Fördergelder  finanziert.  In  dieser  Form  der 
Verbundausbildung ist meines Erachtens kein wesentliches Verbesserungsmerkmal zu 
erkennen. Letztendlich werden „nur“ die organisatorischen Aufgaben durch den Verein 
erledigt, die jedoch auf die Ausbildung des Auszubildenden keinen Einfluss haben. 
Anzunehmen ist eventuell, dass die Ausbildungsinhalte innerhalb aller am Verein beteiligten 
Einrichtungen vermittelt werden, dann kann eventuell auch eine Steigerung der 
Handlungskompetenz bei Auszubildenden erreicht werden. 
 
 
Als  Beispiel ist  hier der  Firmen-Ausbildungsverbund-Oberlausitz e.V zu  nennen,  der für 
mehrere Ausbildungsberufe die Ausbildungseinrichtung darstellt und organisatorische und 
koordinierende Aufgaben der jeweiligen Berufsausbildung wahrnimmt. Finanziert wird er 
durch Spenden und die kostenpflichtige Aufgabenbewältigung. 
 
 
6.1.4  Ausbildungskonsortium 
 
Ein Ausbildungskonsortium umfasst mehrere Einrichtungen des gleichen Berufsfeldes, die 
nur in Ihrer Gesamtheit die im Ausbildungsrahmenplan festgelegten fachlichen Inhalte an 
Auszubildende vermitteln können. Jede Einrichtung in einem Konsortium kann 
Ausbildungsverträge abschließen, während zwischen den Einrichtungen 
Kooperationsverträge  maßgeblich  sind.  Die  Bildungsaufträge  sind  gleichmäßig  verteilt, 
sodass Ausgleichszahlungen zwischen den Ausbildungspartnern entfallen. Die an einem 
Konsortium beteiligten Einrichtungen können Auszubildenden eine ganzheitliche 
handlungsorientierte Ausbildung ermöglichen, vorausgesetzt, dass das Aufgabenspektrum 
der Einrichtungen einen sich ergänzenden Rahmen hat. 
 
 
Abschließend ist festzustellen, dass die Verbundausbildung Auszubildenden einen leichteren 
Einstig in das Berufsleben ermöglicht, da durch den Einsatz in verschiedenen 
Ausbildungsbetrieben eine breitere berufliche Erfahrung vorhanden ist. Ebenfalls kann durch 
den Einsatz an verschiedenen Lernorten eine gewisse Mobilität bei Auszubildenden erreicht 
werden, die im Ergebnis zu einer ausgeprägteren Handlungsfähigkeit bei sich ändernden 
Arbeitsumgebungen führen kann. Das Arbeiten in verschiedenen Arbeitsumgebungen prägt 
bei Auszubildenden die Sozial- und Personalkompetenz und durch das Kennenlernen 
verschiedener Arbeitsabläufe wird die Fachkompetenz weiterentwickelt. Fraglich ist jedoch, 
ob die Auszubildenden zu einem selbstständigen und eigenverantwortlichen Handeln 
ausgebildet werden. Die Verbundausbildung ermöglicht das Arbeiten in einem veränderten 
Umfeld, jedoch ist von allen Praxispartnern verstärkt darauf zu achten, dass auch die Lehr- 
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Auffallend ist, dass sich die Verbundausbildung vorwiegend im technischen Bereich etabliert 
hat. Für den bibliothekarischen Bereich gibt es derzeit zu wenig Ansatzpunkte, um eine 
Verbundausbildung darzustellen. Vorstellbar ist die Gründung eines Portals, welches 
Dienstleistungen für die Berufsausbildung zum FaMI anbietet und Ausbildungsbetrieben die 
Möglichkeit gibt, nach Ausbildungsbereichen zu suchen, die von ihnen nicht ausreichend 
vermittelt werden können. Genau zu überlegen ist die Anbindung des Portals. Die regional 
ansässigen Landesfachstellen wären meines Erachtens dafür prädestiniert, müssten jedoch 
zusätzliche Koordinierungsaufgaben im Bereich der wissenschaftlichen und 
Spezialbibliotheken übernehmen. Sie könnten gleichzeitig eine koordinierende Aufgabe 
übernehmen und somit auch kleineren Bibliotheken die Ausbildung des FaMI ermöglichen. 
 
 
6.2   Die Juniorfirma 
 
 
Lernbüro, Übungsfirma, Juniorfirma - diese Begriffe sind nicht unbekannt und werden im 
allgemeinen   Sprachgebrauch   im   gleichen   Zusammenhang   verwendet.   Der   Begriff 
„Juniorfirma“  ist  jedoch  von  Lernbüro  und  Übungsfirma  klar  zu  trennen.  Während  im 
Lernbüro und der Übungsfirma simulierte Ausbildungssituationen geschaffen werden, ist die 
Juniorfirma ein kleines reales Unternehmen im Gefüge eines Großunternehmens. Sie ist ein 
nicht rechtsfähiges Unternehmen mit einem realen Geschäftsbetrieb, welches nur von 
Auszubildenden geführt wird. Die Juniorfirma untersteht rechtlich dem Ausbildungsbetrieb, 
der ihr übergeordnet ist und somit die juristische Verantwortung übernimmt. Die Einführung 
von Juniorfirmen in Unternehmen erfolgt auf freiwilliger Basis und je nach Organisation kann 
der Einsatz der Auszubildenden flexibel gestaltet werden. Die Auszubildenden wenden in der 
Juniorfirma das in der Berufsschule erlernte Wissen an und können dies selbstständig und 
eigenverantwortlich entwickeln. Diese Voraussetzungen ermöglichen den Auszubildenden, 
eine zielorientierte ganzheitliche Handlungskompetenz zu entwickeln. 
 
 
6.2.1  Kompetenzentwicklung in der Juniorfirma 
 
In den vorhergehenden Ausführungen wurde die Kompetenzvermittlung bei Auszubildenden 
genauer dargestellt. Es wurde erkannt, dass für eine ganzheitliche Handlungskompetenz 
Fach-, Sozial- und Personalkompetenz nötig sind und bei deren Entwicklung eine 
Methodenkompetenz als sogenannte Querkompetenz entsteht. Welchen Einfluss hat nun die 
Ausbildung in einer Juniorfirma auf die Kompetenzentwicklung? Es werden in den nächsten 
Punkten  noch  mal  die  berufsschulische  und  berufspraktische  Kompetenzentwicklung 
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6.2.1.1 Kompetenzentwicklung in der berufsschulischen Ausbildung 
 
Die berufsschulische Ausbildung findet außerhalb des Ausbildungsbetriebes statt. Somit hat 
diese keine direkte Auswirkung auf die organisatorischen Belange der Auszubildenden in 
einer Juniorfirma. Allerdings ist zu beachten, dass trotz der tage- oder blockweisen 
Berufsschulausbildung kundenorientierte Öffnungszeiten gewährleistet werden müssen.75 
 
 
Hervorzuheben ist hier jedoch die inhaltliche Abstimmung zur Vermittlung der fachlichen 
Inhalte zwischen Berufsschule und dem Ausbildungsbetrieb. Die Auszubildenden müssen 
die Möglichkeit bekommen, das in der Schule erlangte Wissen in der berufspraktischen 
Ausbildung anzuwenden, zu üben und zu sichern. Der Berufsschulunterricht sollte auf 
modernere  Lehrmethoden  wie  Gruppenarbeit  oder  Gruppengespräch  zurückgreifen,  um 
auch hier den Auszubildenden eine Kompetenzentwicklung zu ermöglichen. Im 




6.2.1.2 Kompetenzentwicklung in der berufspraktischen Ausbildung 
 
Die Juniorfirma setzt hier den Einsatz der Auszubildenden in einem abgegrenzten Bereich 
voraus. Dies können beispielsweise Teil- oder Zweigbibliotheken sein und wird 
organisatorisch bestimmt von der übergeordneten Ausbildungseinrichtung. Die 
Auszubildenden haben dabei die Gesamtverantwortung über die kompletten 
Geschäftsabläufe. Der Ausbilder tritt nur als Coach oder Berater auf. „Die Lernenden lernen 
also in und durch Arbeit – praxisnah, ganzheitlich und handlungsorientiert.“76  Sie erledigen 
alle anfallenden Tätigkeiten selbstständig und eigenverantwortlich. 
 
 
Die „Hoeb4U“ in Hamburg ist eine Jugendbibliothek, die zu den Bücherhallen Hamburg 
gehört. Sie wird ganzheitlich nur von Auszubildenden geführt, die für alle in Bibliotheken 
anfallende Geschäftsabläufe verantwortlich sind. Ein Gespräch mit der Ausbildungsleitung 






75     In   Sachsen   sind   die   Berufsschulzeiten   aufeinander   abgestimmt.   Es   sind   nie   mehrere 
Ausbildungsjahre gleichzeitig in der Berufsschule. 
76 Dippl, Zorana: Das Ausbildungskonzept Juniorenfirma: Ein Praxishandbuch für Betrieb und Schule 
(Nürnberg: BW Bildung und Wissen, Verl. und Software, 2004), S. 25. 
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Dies lässt den Schluss zu, dass Auszubildende mit mehr Verantwortung ihre Ausbildung 
intensiver wahrnehmen und dadurch während der Arbeit ein besseres Gesamtverständnis für 
ihre persönliche Entwicklung entfalten. Das Übertragen der Verantwortung lässt sofort ein 
Feedback über ihr Handeln zu. Sie selbst pflegen den Kundenkontakt und erleben im 
Ergebnis die Reaktionen auf ihr Verhalten. Dadurch wird eine Personalkompetenz in ihrer 
ganzen Breite entwickelt, was in keinem anderen Zusammenhang so möglich ist. 
 
 
Die Tätigkeit in einer Juniorfirma erfolgt im Team, das bedeutet, alle Auszubildenden die in 
der Juniorfirma beschäftigt sind bewältigen gemeinsam den Arbeitsalltag. Sie haben 
bestimmte Verantwortungsbereiche, die an Lernfelder des Ausbildungsrahmenplanes 
angeglichen sind und müssen diese in Zusammenarbeit mit allen anderen Auszubilden den 
erfüllen. Sie müssen miteinander Lernfeldübergreifend kommunizieren, was die 




Das selbstständige und eigenverantwortliche Erledigen der Arbeitsaufgaben unterstützt die 
Entwicklung der Fachkompetenz.. Die Auszubildenden tragen die Verantwortung für den 
ihnen zugeteilten Aufgabenbereich und müssen diesbezügliche Aufgaben erledigen und im 
Team  verantworten.  Dabei  entstehende  Möglichkeiten  von  innovativen  Entwicklungen 




6.2.2  Lehr- und Lernmethode in einer Juniorfirma 
 
Die in einer Juniorfirma angewendete Lehr- und Lernmethode ist explizit auf Gruppen- bzw. 
Teamarbeit ausgelegt. Je nach Organisationsform werden die Auszubildenden selbstständig 
und eigenverantwortlich von Auszubildenden eines höheren Ausbildungsjahres angelernt 
und in das Aufgabenspektrum eingewiesen.77  Auch eine anfängliche Einweisung des 
Ausbildenden ist denkbar, sollte jedoch trotzdem auf eine selbstständige und 
eigenverantwortliche Erarbeitung des Aufgabenfeldes hinaus laufen. 
 
Die in Punkt 6.2.1.2 dargestellte Kompetenzentwicklung kann durch die in diesem Punkt 




77 Dies würde den ganzheitlichen Charakter einer Juniorfirma unterstreichen. Im Gespräch mit der 
Ausbildungsverantwortlichen der Hoeb4u wurde bestätigt, dass diese Form für die Auszubildenden 
am effektivsten ist. Festgestellt wurde auch, dass der Fokus auf bestimmte Aufgabenschwerpunkt bei 
Auszubildenden anders gelagert ist als bei dem Ausbildenden. Das Endergebnis wurde trotzdem in 
jedem Fall vollständig erfüllt. 
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Die Auszubildenden werden innerhalb dieser Ausbildungsform zum selbstständigen und 
eigenverantwortlichen Handeln befähigt. Es ist zu prüfen, ob diese Ausbildungsform über die 
gesamte Ausbildungszeit erfolgen soll, oder ob die Tätigkeit in einer Juniorfirma erst nach 




Als Ausbilder kann ich das ganzheitliche Konzept nur unterstützen. An dieser Stelle möchte 
ich zu bedenken geben, dass der Einsatz in einer Juniorfirma, sollte er nur teilweise erfolgen, 
an das Ende der Ausbildungszeit gelegt werden sollte. Liegt der Ausbildungszeitraum in 
einer Juniorfirma in der Mitte der Gesamtausbildungszeit, könnte es zu Problemen bei der 
Wiedereingliederung in die übergeordnete Ausbildungseinrichtung kommen. Die 
Auszubildenden haben über einen bestimmten Zeitraum Verantwortung übernommen und 
sind sicherlich zu eigenständigen, verantwortungsbewussten Personen gereift. Eine erneute 
Eingliederung in hierarische Abläufe kann zu Einschränkungen der Handlungsfähigkeit und 




Im Punkt 6 wurden die Ausbildungsmöglichkeiten innerhalb eines Verbundes und in einer 
Juniorfirma skizziert. Es ist festgestellt, dass eine Verbundausbildung eine umfangreiche 
Fachkompetenz und sicher auch Sozial- und Personalkompetenz entwickelt, den 
Auszubildenden jedoch nicht zur selbstständigen und eigenverantwortlichen 
Handlungskompetenz befähigt. Diese Form der Ausbildung eignet sich vor allem für kleine 
mittelständige Unternehmen, die nicht die kompletten Ausbildungsinhalte vermitteln können. 
Der Auszubildende ist daher in verschiedenen Einrichtungen eingesetzt um das komplette 
Fachwissen zu erreichen, jedoch sind die Lehr- und Lernmethoden nicht dem heutigen 
Verständnis für eine umfangreiche Handlungskompetenz angepasst. Diese sehe ich in einer 
Juniorfirma eher als gegeben. 
 
 
Im Ergebnis der bisher dargestellten Inhalte wird im nächsten Punkt ein Ausbildungskonzept 
für eine Juniorfirma entwickelt, welches als Empfehlungen oder Checkliste vor der Gründung 
einer Juniorfirma zu verstehen ist. Im Punkt 8 wird diese Empfehlung an einem praktischen 
Beispiel repräsentiert. 
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7    Empfehlung / Checkliste zur Gründung einer Juniorfirma78 
 
 




Mit dem folgenden Konzept wird versucht, einen Standard für den Einsatz von Juniorfirmen 
in Bibliotheken zu schaffen. Aufgrund der vielseitigen Strukturen und Leistungsspektren von 
Bibliotheken werden diese hier nicht beachtet, vielmehr soll das Konzept die Möglichkeit 
schaffen, Juniorfirmen in der Ausbildung zum FaMI zu etablieren. Das Konzept ist als 
Empfehlung oder Checkliste zu verstehen und muss den jeweiligen Voraussetzungen der 
Ausbildungseinrichtungen angepasst werden. Auf die genaue Darstellung von finanziellen 
Beträgen wurde aufgrund der Vielseitigkeit der Einrichtungen verzichtet. 
 
 
7.2   Ausgangslage 
 
 
Die duale Berufsausbildung ist der am meisten genutzte Bildungsweg in der Erstausbildung. 
Die Verbindung der schulischen und berufspraktischen Anforderungen, aufgrund der 
gesetzlichen Regelungen wie Rahmenlehrplan und Ausbildungsordnung, stellen eine 
geeignete Form der Vermittlung berufsspezifischer Inhalte dar. In der heutigen Zeit werden 
durch den enormen Wandel in der Informationsgesellschaft und des technologischen 
Strukturwandels immer mehr Anforderungen an Auszubildende gestellt. Eine ausgeprägte 
Handlungskompetenz soll dazu beitragen, Auszubildenden einen guten Einstieg in das 
Berufsleben zu geben, die Bedeutung des lebenslangen Lernens zu erkennen und die 
Chancen auf dem europäischen Arbeitsmarkt zu steigern. 
 
 
7.3   Die Ausbildung zum FaMI / Fachrichtung Bibliothek 
 
 
Die dreijährige Ausbildung zum FaMI findet im Dualen System statt. Bildungsträger sind die 
Berufsschule  und die  Ausbildungsbibliothek  als  Ausbildungseinrichtung. Der 
berufsschulische Unterricht und die berufspraktische Ausbildung erfolgen im Blockmodell. 
Die Ausbildung richtet sich vorzugsweise an Schüler und Schülerinnen mit einem guten 
Realschulabschluss. Es ist eine bundeseinheitlich geregelte Ausbildung nach BBiG. Als 
gesetzliche Grundlagen dienen 
 
- das Berufsbildungsgesetz (derzeitige Fassung vom  23. März 2005 (BGBl. I S. 931), 
zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) 
 
 
78 Vgl.: Dippl, Zorana: Das Ausbildungskonzept Juniorenfirma: Ein Praxishandbuch für Betrieb und 
Schule (Nürnberg: BW Bildung und Wissen, Verl. und Software, 2004). Die einzelnen 
Gliederungspunkte wurden aus dem Text des Bandes herausgearbeitet. 
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-    das Jugendarbeitsschutzgesetz (derzeitig gültige Fassung vom 12. April 1976 (BGBl. I S. 
 
965 zuletzt geändert durch Artikel 3 Absatz 7 des Gesetzes vom 20. April 2013 (BGBl. I 
S. 868) 
- die  Verordnung  über  die  Berufsausbildung  zum  Fachangestellten  für  Medien-  und 
Informationsdienste / zur Fachangestellten für Medien- und Informationsdienste (derzeit 
gültige Fassung vom 3. Juni 1998 (BGBl. I S. 1257) geändert am 15. März 2000 (BGBl. I 
S. 222)) 
- der  Rahmenlehrplan  für  den  Ausbildungsberuf  Fachangestellter/Fachangestellte  für 
Medien- und Informationsdienste (derzeit gültige Fassung vom 27.03.1998 i.d.F. 
vom10.12.1999 Beschluss der Kultusministerkonferenz) 
 
 
7.4   Zielsetzung 
 
 
Das Ausbildungskonzept einer Juniorfirma zielt auf eine handlungsorientierte praxisnahe 
Ausbildung von Auszubildenden. Damit sollen die geänderten Anforderungen an eine 
Kompetenzentwicklung von Fach-, Sozial- und Personalkompetenz ausgeglichen werden. Im 
Mittelpunkt der Ausbildung steht damit die zielorientierte Entwicklung einer umfangreichen 
Handlungskompetenz. Die Verknüpfung von kaufmännischer, entscheidungs- und 
handlungsorientierter  Ausbildung  soll  den  im  Ausbildungsrahmenplan  festgelegten 
Lernfeldern entsprechen. Dabei sind die in der berufsschulischen und berufspraktischen 
Ausbildung erlernten Inhalte so zu verbinden, dass dem Auszubildenden die Möglichkeit 
gegeben wird, die Ausbildungsinhalte der einzelnen Lernfelder zu erarbeiten, zu üben und zu 
sichern. Damit werden die einzelnen Kompetenzen gefördert und ausgebaut. 
 
 
-    Fachkompetenz 
 




o Erkennen der betrieblichen Organisation 
 
o Bewerten und weiterentwickeln von betrieblichen Aufgaben 
 
 
-    Personalkompetenz 
 
o Verantwortungsbewusstes und selbstreflektierendes Handeln 
 
o Lernen in einem sich veränderten Lernumfeld 
 
o Entwicklung der eigenen Person fördern 
 
 
-    Sozialkompetenz 
 
o Teamorientiertes Verhalten zeigen und fördern 
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o Ausbau der Kommunikations- und Konfliktfähigkeit 
 
o Entwicklung von tolerantem, integrativen und sozialen Umgang mit Menschen 
 
 
Das Lernen wird unter Realbedingungen ermöglicht, denn wenn „… Inhalte persönliche 
Relevanz haben und der unmittelbare Nutzen für das eigene Handeln erkennbar ist …“ 
können Lernerfolge gesteigert werden.79 
 
 
Mit der Juniorfirma werden drei Zielebenen miteinander vereint: 
 
 
-    Didaktisches Ziel – der Lernerfolg steht im Mittelpunkt 
 
-    Ökonomisches Ziel – reales Unternehmen mit realen marktwirtschaftlichen Bedingungen 
 
- Innovatives Ziel – die Auszubildenden können durch innovatives Handeln den Prozess 
der Juniorfirma beeinflussen und selbst verändern 
 
 
Mit  dieser  Zielsetzung  wird  die  Ausbildung  des  FaMI  in  einer  Juniorfirma  wesentlich 
attraktiver und die Ausbildungseinrichtung kann durch das Einbringen innovativen Handelns 
der Auszubildenden davon profitieren. 
 
 
7.5   Zielgruppe / Einsatzzeitraum 
 
 
Die Zielgruppe sind die Personen, die Arbeitsaufgaben in der Juniorfirma übernehmen. Dies 
können Auszubildende eines Berufes sein, aber auch der Einsatz Auszubildender anderer 
Berufsrichtungen (in Bezug auf Punkt 7.7) ist bei Bedarf möglich. 
 
 
Als Zielgruppe der hier dargestellten Juniorfirma sind Auszubildende zum Fachangestellten 
für Medien und Informationsdienste / Fachrichtung Bibliothek festgelegt. Wichtig ist die 
Darstellung der Verantwortung in Bezug auf die Juniorfirma. 
 
 
- Sie übernehmen die Verantwortung über die gesamten Geschäftsabläufe. 
 
- Sie übernehmen Verantwortung für die ihnen übertragenen Teilbereiche. 
 
 
Sind die Auszubildenden über die gesamte Ausbildungszeit eingesetzt oder betrifft es nur 









79  VGL.: Dippl, Zorana: Das Ausbildungskonzept Juniorenfirma: Ein Praxishandbuch für Betrieb und 
Schule (Nürnberg: BW Bildung und Wissen, Verl. und Software, 2004), S. 44. 
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7.6   Geschäftsfelder der Juniorfirma 
 
 
Vor Gründung einer Juniorfirma sollten die Geschäftsfelder oder die Geschäftsidee genau 
geprüft werden. Dies beinhaltet für gewöhnliche eine Umfeldstudie sowie Marktanalysen. Da 
in diesem Rahmen der Juniorfirma die Ausbildung von Auszubildenden in einer Kultur- und 
Wissensorganisation im Mittelpunkt steht, sind eine Umfeldstudie und Marktanalysen nicht 
nötig. Zu prüfen ist allerdings, ob Auszubildende einen marktwirtschaftlichen Anteil leisten, 
indem sie beispielsweise den Buchverkauf oder den Verkauf von einrichtungsbezogenen 
Publikationen  oder  eigens  erstellte  Materialien  verkaufen.  Die  Verwendung  des  Erlöses 
richtet sich nach der gewählten Rechtsform, könnte aber beispielsweise auch als 




Bezug nehmend auf die in Punkt 7.5 dargestellte Einsatzform der Auszubildenden sind die 
Geschäftsfelder für die Juniorfirma festzulegen. Abhängig ob der Einsatz nur als Teilgebiet 
der Ausbildung erfolgt oder ob eine ganzheitliche Ausbildung über die gesamte 
Ausbildungszeit vorgesehen ist, werden die Tätigkeiten (lt. Ausbildungsrahmenplan § 4) für 
bestimmte Geschäftsfelder genau beschrieben. Es ist darauf zu achten, dass sich die 
Tätigkeiten an den im Ausbildungsrahmenplan festgelegten Lernfeldern orientieren. Sollten 
Lernfelder innerhalb der Juniorfirma nicht vermittelt werden können, sind diese in der 
Ausbildungsbibliothek zu absolvieren oder so zu organisieren, dass den Auszubildenden 
keine Inhalte verloren gehen. 
 
 
7.7   Inhaltliche und Strukturelle Rahmenbedingungen 
 
 
Vor Gründung der Juniorfirma sind verschiedene Rahmenbedingungen zu klären. Welche 
inhaltlichen und strukturellen Rahmenbedingungen sind zu beachten. Im Folgenden sind 






Die verantwortliche Ausbilderin erstellt ein Raster, in dem die Lernfelder und dessen Inhalte 
zeitlich und sachlich gegliedert sind. Dieses Raster ist Grundlage für die Durchführung der 
Ausbildungsplanung und soll sicherstellen, dass allen Auszubildenden alle Inhalte vermittelt 
werden. 
Professionalisierung der Dualen Ausbildung 








Die Ausbildungsplanung wird von den Auszubildenden durchgeführt. Dies beinhaltet das 
Erstellen des Ausbildungsplanes unter Berücksichtigung der Berufsschulzeiten, der 







Für die berufspraktische Ausbildung ist ein betrieblicher Ausbildungsplan auf Grundlage des 
Ausbildungsrahmenplans und des Rahmenlehrplans zu erstellen. Er beinhaltet die sachliche 
und zeitliche Gliederung des Ausbildungseinsatzes. 
 
 
-    Name des Auszubildenden 
 
-    Zeitlicher Rahmen des Einsatzes 
 
-    Ort des Einsatzes 
 
-    Inhaltliche Darstellung des Lernfeldes 
 
 
Der betriebliche Ausbildungsplan wird von dem jeweils zuständigen Auszubildenden unter 
Berücksichtigung der Öffnungszeiten und Abdeckung aller Dienste erstellt. Sollte bei der 
Planung festgestellt werden, dass bestimmte Dienstzeiten oder Aufgaben nicht erfüllt werden 
können, ist im Vorfeld die zuständige Ausbilderin zu informieren, die dann beratend mit dem 
Auszubildenden nach Lösungswegen sucht. 
 
 
Zweck der Juniorfirma 
 
 
Zu welchem Zweck wird die Juniorfirma gegründet. Sie dient der Berufsausbildung zum 
Fachangestellten für Medien- und Informationsdienste in der Fachrichtung Bibliothek. Es 
können je nach Bedarf und Möglichkeit andere Ausbildungsberufe, beispielsweise 
Auszubildende zum Fachinformatiker, integriert werden. 
 
 
Stellung im Gesamtkonzept 
 
 
Welche Stellung hat die Juniorfirma im Gesamtkonzept der Ausbildungseinrichtung. Welche 
Bedeutung und Funktion übernimmt sie. Die Juniorfirma kann in einer räumlich abgegrenzten 
Zweigbibliothek aber auch im Gesamtgefüge der Ausbildungseinrichtung integriert werden. 
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Sie erfüllt das gesamte ihr aufgetragene Leistungsspektrum. Dies können festgelegte 
Teilaufgaben als Anteil im Gesamtgefüge oder komplette Geschäftsabläufe innerhalb einer 
Zweigbibliothek sein. Grundsätzlich wird mit dem dargestellten Ausbildungskonzept eine 




7.8   Räumliche / Personelle Anforderungen 
 
 
Vor Gründung der Juniorfirma sind die räumlichen und personellen Anforderungen zu 
überprüfen. Den Auszubildenden müssen ausreichend Arbeitsplätze zur Verfügung stehen. 
Es sollte je nach Größe der Juniorfirma eine Anzahl von verantwortlichen Ausbildern vor Ort 
sein, die vor allem beratend und bei Problemen eingreifend tätig werden können. Auch für 
die Betreuung der technischen Ausstattung sollten Verantwortliche genannt werden. 
 
 
Es sollte für jeden Auszubildenden ein Arbeitsplatz zur Verfügung stehen. Die Ausstattung 
richtet sich nach dem an diesem Arbeitsplatz zu erledigenden Arbeitsaufgaben. Die 
Auszubildenden haben die Möglichkeit, ihre Arbeitsräume selbst zu gestalten. Dies kann 
einen motivierenden Anreiz darstellen. Ist die Juniorfirma als Teil in ein Gesamtgefüge 
integriert, sollte ein eigener Raum für die Auszubildenden zur Verfügung stehen. 
 
 
Vorteilhaft ist die Ausbildung in einem abgegrenzten Gebäude, also beispielsweise einer 
Zweigbibliothek. Da stehen alle Räumlichkeiten den Auszubildenden zur Verfügung. Die 




Wie viel Auszubildende sind in der Juniorfirma tätig, um alle Arbeitsaufgaben erfüllen zu 
können. Weiterhin wird bestimmt, wie viele Betreuer ständig vor Ort sind, da die 
Auszubildenden jederzeit einen Ansprechpartner vor Ort haben müssen. 
 
 
Die Betreuer zählen nur als „Beobachter“ und nehmen in Ihrer Dienstzeit adäquate 
Arbeitsaufgaben wahr. Für die Wartung technischer Probleme ist ein Ansprechpartner im 
Ausbildungsbetrieb zu benennen. 
 
 
In größeren Einrichtungen, in denen die Juniorfirma nur als Teil integriert, ist erfolgt die 
 
Planung im Hinblick der zu erfüllenden Aufgaben. 
 
 
Ist die Juniorfirma räumlich abgegrenzt und ganzheitlich vorgesehen, muss die Planung des 
 
Personals  immer  im  Hinblick  auf  die  Erfüllung  der  gesamten  Arbeitsaufgaben  erfolgen, 
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7.9   Vorüberlegung zur Rechts- und Organisationsform 
 
 
Für die Rechtsform kann keine allgemeingültige Empfehlung getroffen werden. Dies ist 
abhängig von der Rechtsform des übergeordneten Ausbildungsbetriebes und in welcher 
Form die Juniorfirma geführt werden soll. 
 
 
Die   Rechtsform   regelt   die   Organisationsform   und   die   entsprechenden   rechtlichen 
Regelungen der Juniorfirma. Auch hier kann kein einheitlicher Standard festgelegt werden. 
Daher wird auf die verschiedenen Rechtsformen hingewiesen. Im Vorfeld ist zu entscheiden, 
ob die Juniorfirma rechtlich selbstständig ist oder rechtlich nicht selbstständig. Größtenteils 
haben Juniorfirmen eine rechtlich unselbstständige Rechtsform. 
 
 
Für  betriebliche  Juniorfirmen  ist  es  von  Vorteil,  wenn  diese  in  die  Arbeitsabläufe  der 
 
Gesamtorganisation integriert werden. 
 
 
Rechtliche selbstständige Juniorfirma 
 
 
Eine rechtlich selbstständige Juniorfirma kann als Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
(GmbH) oder Aktiengesellschaft (AG) betrieben werden. Zu unterscheiden sind hier 
Personengesellschaften und Kapitalgesellschaften. Bei Personengesellschaften haften die 
Personen oder auch Gesellschafter mit ihrem Privatvermögen, bei Kapitalgesellschaften ist 
die  Haftungsgrenze  auf  das  eingesetzte Kapital beschränkt.  Allerdings liegt  der 
Kapitaleinsatz bei einer Kapitalgesellschaft bei mindestens 50.000 Euro. Somit scheiden 
beide Rechtsformen, Personengesellschaft und Kapitalgesellschaft zur Gründung einer 
Juniorfirma aus und es bleibt als durchführbar nur die GmbH, wobei auch hier zu beachten 
ist, dass das Startkapital mit 25.000 Euro festgelegt ist. 
 
 
Rechtlich unselbstständige Rechtsform 
 
 
Als rechtlich unselbstständige Rechtsform kann die Form eines Vereines gewählt werden, 
oder die Juniorfirma wird in die Ausbildungsbibliothek integriert. Der Vorteil bei einer 
Vereinsgründung gegenüber einer rechtlich selbstständigen Form liegt darin, dass kein 
Startkapital vorhanden sein muss, die Haftungsbeschränkung bezieht sich auf das 
Vereinsvermögen. 
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Zu Empfehlen ist hier die vollständige Implementierung der Juniorfirma in die 
Ausbildungsbibliothek. Der personelle und organisatorische Aufwand zur Gründung eines 
Vereins entfällt. Die Juniorfirma wird mit ihren Aufgaben klar abgegrenzt von der 
Ausbildungsbibliothek und kann durch Vergabe eines eigenen Namens als Bestandteil des 
Gesamtgefüges nach innen und außen auftreten. 
 
 
Ein am Ende des Jahres erstellter Geschäftsbericht soll die Leistungen der Juniorfirma 
explizit aufzeigen. Durch Einbindung der oberen Führungsebene in die Auswertung des 
Geschäftsberichtes wird das Selbstbewusstsein der Auszubildenden in der Juniorfirma 
gestärkt und die Juniorfirma selbst kann ihr Image verdeutlichen. 
 
 
Grundsätzlich ist bei der Wahl der Rechtsform zu beachten, dass Auszubildende in diesem 
Rahmen nicht zur Verantwortung gezogen werden können. Die rechtliche Verantwortung 






Die Organisationsform ist abhängig von der gewählten Rechtsform. 
 
 
Bezug nehmend auf Punkt 7.9 (Gründung einer GmbH) sind bei der Rechtsform einer GmbH 
Gesellschafter   zu  finden,   die   über  einen  vertraglich   bestellten  Geschäftsführer   der 
Juniorfirma Kontroll- und Weisungsrechte ausüben. Vorteilig ist bei dieser Form das 
uneingeschränkte Agieren nach außen und erwirtschaften von Gewinnen. Nachteilig stellen 
sich hier der hohe Gründungsaufwand und die betriebswirtschaftliche Führung dar. 
 
 
Bezug  nehmend  auf  Punkt  7.9  (Vereinsgründung)  werden  zur  Gründung  eines  Vereins 
sieben Mitglieder benötigt. Es muss ein Vereinsvorstand bestellt werden, der die Juniorfirma 
nach außen vertritt. Dem Vorstand obliegt die Geschäftsführung. Vorteil bei einer 
Vereinsgründung sind die Fördermöglichkeiten, es können beispielsweise Spenden 
entgegengenommen werden. Nachteilig ist die hohe Anzahl der Gründungsmitglieder. Das 




Bezug  nehmend  auf  Punkt  7.9  (Implementierung  der Juniorfirma  in  die 
Ausbildungsbibliothek) sind zur Gründung der Juniorfirma keine besonderen 
Voraussetzungen nötig. Die Haftung erfolgt durch die Ausbildungsbibliothek. Ist die 
Juniorfirma eine eigenständige Abteilung innerhalb des Gesamtgefüges der 
Ausbildungsbibliothek, muss ein Abteilungsleiter gefunden werden, der in der Regel der 
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Ausbilder ist. Der Wegfall von umfangreichen Gründungsmodalitäten und einem gesetzlichen 
Berichtswesen sind hier klare Vorteile. Nachteilig kann sich hier der Bezug zur 




Weitere Festlegungen innerhalb der Organisationsform ist die Wissensvermittlung an die 
 
Auszubildenden und die Aufgabe der Ausbilder vor Ort. 
Es müssen Fragen wie 
- Wie lange sind die Auszubildenden in der Juniorfirma beschäftigt? 
 
- Wie viel Verantwortung wird den Auszubildenden übertragen? 
 
- Wie wird die Struktur der Auszubildenden untereinander festgelegt? 
 




- Welche Kompetenzen und Aufgaben haben die Ausbilder in der Juniorfirma? 
 
 
beantwortet  werden.  Die  genaue  Festlegung  der  Organisationsform  kann  einen 






Auch hier ist es schwer, eine Lösung für alle Möglichkeiten anzubieten. Die benötigten 
Finanzmittel   richten   sich   nach   den   schon   bestehenden   Voraussetzungen   und   den 
Vorstellung in welcher Form, mit welcher Ausstattung und in welchen Räumlichkeiten die 
Juniorfirma existieren soll. Es werden hier nur Hinweise auf eventuell benötigte Finanzmittel 
gegeben. Dabei sind Einsparungen bei den im normalen Bibliotheksbetrieb anfallenden 





o Miete für die Räumlichkeiten 
 
o Evtl. Reinigung, Strom, Heizung, Wasser, Wartung / Instandhaltung 
 
 
- Kosten technische Ausstattung 
 
o Je nach Bedarf Kosten für PC (inkl. Scanner), Drucker, Scanner, Beamer 
 




Professionalisierung der Dualen Ausbildung 







o Kosten für Einrichtung (Schreibtische, Schränke, Stühle, Lampen etc.) 
 
o wenn  möglich  Kosten  für  kleine  Küche  (Wasserkocher,  Kaffeemaschine, 
Mikrowelle, Geschirr etc.) 
 
 
- Kosten für evtl. Dienstreisen 
 





o Kosten für Messestand 
 













- Kapitaleinlage (abhängig von der gewählten Rechtsform) 
 
 
Sollten die Kosten, da keine Kosten für Räumlichkeiten, technische Ausstattung und 
Personalkosten anfallen, überschaubar sein, ist zu prüfen, ob für den Bereich der Juniorfirma 
eine eigene Kostenstelle mit einem Etat angelegt wird, der von den Auszubildenden der 
Juniorfirma selbstständig verwaltet wird. Kosten für Büromaterial, Flyer und Publikationen 
sollten dann daraus verwendet werden. Entstehender Gewinn kann (je nach Rechtsform) in 
das Kapital der Juniorfirma einfließen, von dem beispielsweise Investitionen für die 
Juniorfirma getätigt werden. 
 
 
7.12 Gründung und Start der Juniorfirma 
 
 
Nach abgeschlossenen Vorüberlegungen und der Genehmigung der Ausbildungsbibliot hek 
wird  eine  Informationsveranstaltung  für  alle  Interessierten  angeboten.  Darin  wird  das 
Konzept und das damit zusammenhängende Potenzial für die Auszubildenden in der 
Juniorfirma vorgestellt. Eine Verortung der Juniorfirma im Gesamtkonzept der 
Ausbildungsbibliothek kann zum Erfolg führen. 
 
 
Für den Start der Juniorfirma sollte ein Zeitpunkt gewählt werden, der eine umfassende 
 
Erstbetreuung der Auszubildenden gewährleistet. Zu Beginn wird der Aufwand sehr hoch 
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sein, allerdings wird sich zeigen, dass die Auszubildenden alsbald Eigeninitiative zeigen und 
die Juniorfirma in die richtigen Bahnen lenken. 
 
 
8    Praktische   Umsetzung   des   Entwurfs   zur   Gründung   der   Juniorfirma 
„Junior@SLUB“ an der SLUB Dresden 
 
 
Im Folgenden werden die entwickelten Empfehlungen in einem praktischen Konzept 
umgesetzt. Die theoretischen Punkte werden aufgrund von Redundanzen nicht wiederholt. 
Es werden lediglich die praktischen Punkte beispielhaft beschrieben. 
 
 




Das folgende Ausbildungskonzept wird die Implementierung einer ganzheitlichen Ausbildung 
zum FaMI in einer Juniorfirma (Junior@SLUB) im Rahmen der Geschäftsabläufe der 
Sächsischen Landesbibliothek – Staats- und Universitätsbibliothek Dresden (SLUB) 
darstellen. Es soll die Juniorfirma als Ausbildungsform etablieren und damit einen aktiven 
Beitrag zur Professionalisierung der Dualen Ausbildung leisten. 
 
 
8.2   Ausgangslage 
 
 
Derzeit werden die Auszubildenden blockweise in die Aufgabenfelder der SLUB durch 
Ausbilder vor Ort eingewiesen. Diese verfügen über ein langjähriges Praxiswissen, jedoch 
nicht  explizit  über berufspädagogische  Qualifikationen.  Eine  Vielzahl  von 
Benutzungsdiensten etc. erschwert die praktische Betreuung der Auszubildenden zusätzlich. 
Durch Personalabbau und Strukturveränderungen wird es zunehmend schwieriger bis zu vier 
Auszubildende in einem Versetzungsplan in zeitlich aufeinanderfolgenden Zeiträumen von 
vier bis sechs Wochen einzusetzen. In den letzten Jahren wurde es darüber hinaus immer 
schwieriger, die Auszubildenden im ersten Ausbildungsjahr einzusetzen. Die Ausbilder vor 
Ort standen vor der Herausforderung, Auszubildende ohne Vorkenntnisse in die Lernfelder 
einzuweisen. In der Regel fand dabei die Lehrmethode der „Vier – Stufen – Methode“ 
Anwendung.  Die  Auszubildenden  erlangten  dabei  eine  ausgebildete  Fachkompetenz. 
Weitere Kompetenzansprüche, die zur umfangreichen Handlungskompetenz gezählt werden, 
wurden dabei nicht explizit gefördert. Durch den Einsatz in der Juniorfirma sollen gleichwertig 
alle  unter  Punkt  4.2  beschriebenen  Kompetenzen  erlernt  werden.  Die  Auszubildenden 
werden selbstständig und eigenverantwortlich alle Tätigkeitsfelder übernehmen und somit im 
Team ihre Handlungskompetenz entwickeln. 
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Einsatzort ist die Zweigbibliothek Erziehungswissenschaft. Sie bietet räumlich und inhaltlich 
die besten Voraussetzungen. Das neue Gebäude bietet ausreichend Räumlichkeiten für die 
Erfüllung der Aufgaben. Durch den inhaltlichen Bezug der Bestände ist eine verständnisvolle 
Akzeptanz der Nutzer zur erwarten. 
 
8.3   Zielsetzung 
 
 
Mit der Implementierung der Juniorfirma sollen folgende Ziele auf dem Weg zur Ausbildung 
einer beruflichen Handlungskompetenz erreicht werden. 
 
 
-    Fachkompetenz 
 
o die Auszubildenden erlernen alle in Punkt 8.5 dargestellten Geschäftsfelder 
 
o sie werden selbstständig und eigenverantwortlich die Planung der Ausbildung 
umsetzen 
o durch das Ausführen der Tagesroutine lernen sie die betriebliche Organisation 
kennen 






-    Personalkompetenz 
 
o das Arbeiten im Team erfordert verantwortungsbewusstes und 
selbstreflektierendes Handeln 
o der  Wechsel  zwischen  den  verschiedenen  Arbeitsaufgaben  wird  ihnen  das 
 
Lernen in sich stets ändernden Lernumgebungen erleichtern 
 
o durch das Einbringen ihrer eigenen Handlungen in das Team werden sie ihre 
eigene Persönlichkeit entwickeln 
 
 
-    Sozialkompetenz 
 
o Durch  die  ständig  vorhandene  Teamarbeit  werden  sie  zum  teamorientierten 
 
Verhalten beitragen und die Entwicklung des ganzen Teams fördern 
 
o Gespräche mit der Führungsetage des Ausbildungsbetriebes und mit Kunden der 
 
Bibliothek werden die Kommunikationsfähigkeit fördern und entwickeln 
 
o die räumlichen Gegebenheiten fordern und fördern den toleranten, integrativen 
und sozialen Umgang mit Publikum 
 
 
Nur die gleichmäßige Förderung aller Kompetenzen kann den Auszubildenden befähigen, 
seinen Lernerfolg in einem realen Unternehmen durch innovatives Handeln zu beeinflussen. 
Professionalisierung der Dualen Ausbildung 





Mit dieser Zielsetzung wird die Ausbildung des FaMI in der Juniorfirma wesentlich attrak tiver. 
Die Zweigbibliothek Erziehungswissenschaft wird damit zum Versuchslabor für neue 
Entwicklungen der Auszubildenden und stellt gleichzeitig eine Probierplattform für die 
Ausbildungsbibliothek dar. Der Einsatz von zwei ständigen Ausbildern im Vergleich der 
bisherigen Ausbildungsform ermöglicht eine Entlastung der bisherigen Ausbilder vor Ort und 
darüber hinaus eine objektivere, gleichmäßigere Bewertung der Auszubildenden. 
 
 
8.4   Zielgruppe / Einsatzzeitraum 
 
 
Als Zielgruppe werden die Auszubildenden zum Fachangestellten für Medien- und 




Die Auszubildenden übernehmen 
 
 
- die Verantwortung über die gesamten der Juniorfirma zugeordneten 
 
Geschäftsabläufe (siehe Punkt 8.5) 
 
- Wartung  und  Instandhaltung  der  technischen  Arbeitsmittel  wie  PC-Ausstattung, 
Scanner etc. 





Das Konzept ist auf den ganzheitlichen Einsatz der Auszubildenden in der Juniorfirma 
ausgelegt. Sollten Ausbildungsinhalte aufgrund der strukturellen Gegebenheiten nicht 
vermittelt werden können, werden die Auszubildenden für diesen Zeitraum in der 
Zentralbibliothek   oder   einer   für   das   Lernfeld   geeigneten   entsprechenden   anderen 
Einrichtung (Öffentliche Bibliothek, Archiv) eingesetzt. 
 
 
8.5    Geschäftsfelder der Juniorfirma 
 
 
In der Juniorfirma wird sichergestellt, dass folgende Inhalte lt. Verordnung über die 
Berufsausbildung zum Fachangestellten für Medien- und Informationsdienste zu § 4 und 






-    Aneignen von Medienkompetenz 
o Herstellung  und  Verbreitung  von  Medien  und  Informationen  (Selbststudium, 
Präsentation) 
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o Aktuelles Medien- und Informationsangebot (Bestand der Juniorfirma 
kennenlernen) 
o Informations- und Kommunikationssysteme (Intranet, Homepage etc. 
kennenlernen) 
o Arbeitsplatzgestaltung (am eigenen Arbeitsplatz) 
 
 
- Beschaffen von Medien und Informationen 
o Aufbau von Beständen (Freihandaufstellung, Magazinaufstellung) 
o Auswahl- und Bewertungskriterien (in Gruppenarbeit erarbeiten, Präsentation) 
o Beschaffungsarten (in Gruppenarbeit erarbeiten, Präsentation) 
o Markt, Angebot Nachfrage (in Gruppenarbeit erarbeiten, Feedback) 
o Informations- und Bezugsquellen (Lehrunterweisung) 
o Bestellverfahren (Lehrunterweisung) 
 
 
- Erfassen, Erschließen und Anwenden von Medien 
o Arten und Formen von Katalogen (Selbststudium, vorhandene Literatur, Internet) 
o Ordnungsprinzipien und –systeme (Selbststudium, vorhandene Literatur, Internet) 
o Formale und inhaltliche Erschließung (Gruppenarbeit, Präsentation) 




Der  Fachreferent  trifft  die  Medienauswahl  und  übernimmt  die  Zuordnung  zu  einer 




- Informieren und Anleiten von Nutzern 
o Dienstleistungsangebote (Selbststudium, Homepage, Intranet, Internet, 
Präsentation) 
o Nutzungs- und Geschäftsbedingungen (Selbststudium, Anwenden an der 
Ausleihtheke) 
o Rechtliche Grundlagen (Selbststudium, Anwenden an der Ausleihtheke) 
o Ablauforganisation (Selbststudium, Präsentation) 
o Auskunftsmittel (Selbststudium, Homepage, Intranet, Internet, Anwenden an der 
Ausleihtheke) 
o Kundenberatung (Anwenden an der Ausleih-, Informationstheke) 
o Umgang mit Kunden (Selbststudium, Anwenden an der Ausleih-, 
Informationstheke) 
o Kundenorientierte Arbeitsplatz- und Raumgestaltung (Anwendung vor Ort) 




Folgende Lernfelder werden an die Ausbildungseinrichtung ausgelagert: 
 
 
- Lernort: Referat Verwaltung der Zentralbibliothek 
o Budgetierung 




Folgende Lernfelder werden in anderen Einrichtungen vermittelt. 
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-    Archivpraktikum 
 
 
Für  diese  Arbeit  sind  die  Geschäftsfelder  exemplarisch  angelegt  eine  vollumfängliche 
 
Ausführung aller Lernfelder würde den Rahmen übersteigen. 
 
 






Die verantwortliche Ausbilderin erstellt ein Raster, in dem die Lernfelder und dessen Inhalte 
zeitlich und sachlich gegliedert sind. Dieses Raster ist Grundlage für die Durchführung der 
Ausbildungsplanung und soll sicherstellen, dass allen Auszubildenden alle Inhalte vermittelt 
werden. 
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4. Arbeitsorganisation und 
Bürowirtschaft 
 
a) Stellung der SLUB im Gesamtsystem der Medien- und 
Informationsdienste 
b) Rechtsform der SLUB 
c) Aufbauorganisation und Aufgaben der SLUB darstellen 
Verpflichtungserklärung auf das Datenschutzgeheimnis 
gemäß DSG, § 6 vom 11.12.1991 
Nichtannahme von Belohnungen und Geschenken 
Belehrung zur Arbeitssicherheit, zu Arbeits- und 
Unfallvorschriften sowie zum Brandschutz 
Sicherheitsregelungen für Büroarbeitsplätze (GUV 17.7) 
Sicherheitsregelungen für Bildschirmarbeitsplätze   im 
Bürobereich (GUV 17.8) 
 
Ablauforganisation der SLUB erläutern 






















1.2. Berufsausbildung, arbeits- und 
sozialrechtliche Grundlagen 
 
a) Inhalt des Berufsausbildungsvertrages, insbesondere 
gegenseitige Rechte und Pflichten, erläutern 
b)    Die    Ausbildungsordnung    und    den    betrieblichen 
Ausbildungsplan vergleichen 
c) Mitbestimmungs- und Mitwirkungsrechte 
betriebsverfassungsrechtlicher oder 
personalvertretungsrechtlicher Organe 
d) für die SLUB wichtige arbeits-, tarif- und sozialrechtliche 
Bestimmungen darstellen 
e) Notwendigkeit und Möglichkeiten beruflicher Fortbildung 


































Abschnitt 2:    
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2. Beschaffung, Erschließung und 
Bereitstellung 





- Bearbeiten von Bestellungen 
- Akzession 
- Bearbeiten von Umsetzungen 
- Prüfen der gelieferten Sendungen einschließlich 
Rechnungskontrolle und Rechnungsbearbeitung 
- bearbeiten von Zeitschriften und Zeitungen 
- Rechnungsbearbeitung 
 
In Verbindung mit: 
3. Kommunikation und Kooperation 
d. Aufgaben teamorientiert bearbeiten 
 
4. Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft 
c. betriebliche Arbeits- und Organisationsmittel einsetzen 
- Erwerbungsmodul und Inventarisierungsmodul in 
LIBERO 
- Zeitschriftenverwaltungsprogramm N.O.S. 
d. Lern- und Arbeitstechniken aufgabenorientiert einsetzen 
- erfahrungsorientiertes Lernen 
- Zeitmanagement 
l. Statistiken führen 
- Arten betrieblicher Statistik und deren Anwendung 
 
5. Informations- und Kommunikationssysteme 
b. Arbeitsaufgaben mit Hilfe von Informations- und 
Kommunikationssystemen lösen 
- Südwestdeutscher Bibliotheksverbund 
- WebOPAC 
- LIBERO 
e. Vorschriften zum Datenschutz anwenden 
Junior@SLUB 6 Wochen 
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 - Dienstvereinbarungen 
- Sächsisches Datenschutzgesetz 
f. Vorschriften zur Datensicherheit anwenden 
- Gründe der Datensicherung 
- Maßnahmen wie Sicherheitsprogramme, spezielle 
Aufbewahrung u. ä. 
  
Abschnitt 3: 
2. Beschaffung, Erschließung und 
Bereitstellung 
b. Medien und Informationen formal erfassen 
- erstellen einfacher Titelaufnahmen 
in Verbindung mit: 
4. Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft 
d. Lern- und Arbeitstechniken aufgabenorientiert einsetzen 
- erfahrungsorientiertes Lernen 
- Zeitmanagement 
5. Informations- und Kommunikationssysteme 
d.  Handbücher,  Dokumentationen  und  andere  Hilfsmittel 
nutzen 
unter Fortführung von: 
5. Informations- und Kommunikationssysteme 
b. Arbeitsaufgaben mit Hilfe von Informations- und 
Kommunikationssystemen lösen 
e. Vorschriften zum Datenschutz anwenden 
- Dienstvereinbarungen 
- Sächsisches Datenschutzgesetz 
f. Vorschriften zur Datensicherheit anwenden 
- Gründe der Datensicherung 
- Maßnahmen wie Sicherheitsprogramme, spezielle 






2. Beschaffung, Erschließung und 
Bereitstellung 
d. Medien und Informationen bereitstellen 
- Umgang mit Benutzern 
- Benutzungsordnung anwenden 
- Benutzerdaten verwalten (bearbeiten von Benutzeran- 
und abmeldungen 
- Ausführen aller Verbuchungsvorgänge in LIBERO 
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 Aufstellungsarten des Bestandes kennen lernen 
Ordnen   des   Bestandes   (Einstellarbeiten,   Regalordnung, 
Stellrevision) 




Leihverkehrsordnung kennen lernen und anwenden 
- bearbeiten von Leihverkehrsfällen 
 
in Verbindung mit: 
3. Kommunikation und Kooperation 
d. Aufgaben teamorientiert bearbeiten 
4. Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft 
c. Betriebliche Arbeits- und Organisationsmittel einsetzen 
l. Statistiken führen 
 
unter Fortführung: 
5. Informations- und Kommunikationssysteme 
b. Arbeitsaufgaben mit Hilfe von Informations- und 
Kommunikationssystemen lösen 
e. Vorschriften zum Datenschutz anwenden 
- Dienstvereinbarungen 
- Sächsisches Datenschutzgesetz 
f. Vorschriften zur Datensicherheit anwenden 
- Gründe der Datensicherung 
- Maßnahmen wie Sicherheitsprogramme, spezielle 















  Praktische Ausbildung 












Tabelle 6: Raster lt. Ausbildungsrahmenplan (eigene Darstellung) 
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Die Ausbildungsplanung wird von den Auszubildenden durchgeführt. Dies beinhaltet das Erstellen des Ausbildungsplanes unter Be rücksichtigung 
der Berufsschulzeiten, der ausbildungsfreien Zeit, der Feiertage und Urlaubsansprüche, der Öffnungszeiten und Abdeckung aller Dienste. Sollte 
bei der Planung festgestellt werden, dass bestimmte Dienstzeiten oder Aufgaben nicht erfüllt werden können, ist im Vorfeld di e zuständige 


















(1 Auszubildender in Verbindung mit dem Dienst 
































e von bis 
Vertretung 
Verantwortungsbereich Magazin 
(1 Auszubildender in Verbindung mit dem Dienst 
von 12.30 Uhr – 15.00 Uhr) 
Ausheben der Bestellungen 
Einstellen der Rückgaben vom Vortag 
Bearbeiten von Aussonderungen aus dem Magazin 
      
Verantwortungsbereich Freihand 
(2 Auszubildende in Verbindung mit dem Dienst 
15.00 Uhr – 18.00 Uhr und 18.00 Uhr – 20.00 Uhr) 
Einstellen der Rückgaben vom Vortag 
Bearbeiten von Prüfvorgängen (Vermisst-Listen u.a.) 
Bearbeiten von Aussonderungen aus der Freihand 
      
usw.       
Tabelle 7: Entwurf für einen betrieblichen Ausbildungsplan (1. Ausbildungsjahr - eigene Darstellung) 
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2. Lehrjahr September Oktober November Dezember Januar Februar 
Verantwortungsbereich Semesterapparate (1 
Auszubildender in Verbindung mit dem Dienst von 
9.00 Uhr – 12.30 Uhr) 
Bearbeiten von Listen 
Techn. Medienbearbeitung 
Pflege Aufstellung SMA 
Löschen von alten SMA 
      
Verantwortungsbereich Zeitschriften 
Semesterapparate (1 Auszubildender in 





      





   








9.00 Uhr – 12.30 Uhr 
(2 Auszubildende) 
12.30 Uhr – 15.00 Uhr 
(2 Auszubildende) 
15.00 Uhr – 18.00 Uhr 
(2 Auszubildende) 
18.00 Uhr -20.00 Uhr 
(2 Auszubildende) 
Montag Name    
Dienstag     
Mittwoch     
Donnerstag     
Freitag     
Tabelle 9: Entwurf Dienstplan zur Abdeckung der Öffnungszeiten (eigene Darstellung) 
 
 
Es ist ein monatlicher Wechsel der Verantwortungsbereiche vorgesehen. Diese werden 
sukzessiv aufeinander aufbauen und somit erreichbare Arbeitsziele vorgeben, denn 
Voraussetzung für ausgewogene Arbeitsergebnisse ist eine gute Motivation der Mitarbeiter. 
Der falsche Weg wäre, die schwierigsten Aufgaben an den Anfang des Ausbildungsbeginns 
zu setzen. „Ein Erfolgserlebnis am Lernbeginn erzeugt eine positive Stimmung, die das 
Bewältigen der folgenden Aufgaben erleichtert.“80  Abschließende Feedback-Gespräche 
lassen den Auszubildenden einen Rückblick auf die bisher geleisteten Tätigkeiten nehmen. 
Darin können Bewertungen vorgenommen werden, die den Auszubildenden möglicherweise 




Zweck der Juniorfirma 
 
 
Die Juniorfirma dient dem Zweck der berufspraktischen Ausbildung zum FaMI. Bei Bedarf 
werden Auszubildende zum Fachinformatiker für Arbeiten an den technischen Ressourcen 
der Juniorfirma eingesetzt. Sie wird außerdem technologische Veränderungen in ihren 
Arbeitsabläufen testen und somit als Versuchsplattform für die SLUB dienen. 
 
 
Stellung im Gesamtkonzept 
 
 
Die Juniorfirma wird als eigenständiger Arbeitsbereich im Gesamtgefüge der SLUB 
implementiert. Sie übernimmt die Aufgaben für die Berufsausbildung des FaMI und den 
eingenverantwortlichen Betrieb der Zweigbibliothek Erziehungswissenschaft. Die Juniorfirma 
befindet sich im Gebäude der Zweigbibliothek Erziehungswissenschaft. 
 
 
Sie erfüllt das gesamte unter Punkt 6 dargestellte Leistungsspektrum. Mit dem vorliegenden 




8.7   Räumliche und Personelle Voraussetzungen 
 
 
Es wird für jeden Auszubildenden und für die Ausbilder ein Arbeitsplatz zur Verfügung 









80  Keller, Gustav: Lerntechniken von A bis Z: Infos, Übungen, Tipps; 2. aktualisierte Auflage (Bern: 
Hans Huber, Hogrefe AG, 2011). 
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Zur Erfüllung der Tagesroutine werden mindestens vier und höchstens acht Auszubildende 
benötigt. Vor Ort werden zwei Ausbilder benötigt, die sich in den Tagesablauf teilen. Die 
Betreuer nehmen nur eine beratende Stellung ein. Die Auszubildenden dürfen nicht vor Ort 
allein sein. Sollte ein Ausbilder aus persönlichen oder organisatorischen Gründen nicht 
einsetzbar ist, ist aus der Zentralbibliothek ein Kollege einzusetzen. 
 
 
Die Betreuer zählen nur als „Beobachter“ und nehmen in ihrer Dienstzeit ihrer Qualifikation 
adäquate Arbeitsaufgaben wahr. 
 
 
Für die Wartung technischer Probleme ist ein Ansprechpartner im Ausbildungsbetrieb zu 
benennen. Zu prüfen ist hier der Einsatz von Auszubildenden zum Fachinformatiker. 
 
 
8.8   Rechtsform 
 
 
Für die Juniorfirma ist keine gesonderte Rechtsform vorgesehen. Sie wird als eigenständiger 
Arbeitsbereich in das Gesamtgefüge der SLUB implementiert. Die Ausbilder unterstehen 
dem Referat Personal. 
 
 
8.9   Organisationsform 
 
 
Da die Juniorfirma eine eigenständiger Arbeitsbereich ist, wird ein zuständiger Ausbilder als 
Bereichsleiter für die Juniorfirma benannt. Er hat gegenüber den Auszubildenden vor allem 
eine beratende Funktion und nimmt die Stellung eines Beobachters wahr, der die 
Arbeitsabläufe der Auszubildenden im Blick behält. Er greift nur bei Problemen ein, hat aber 
grundsätzlich das Weisungsrecht gegenüber den Auszubildenden. 
 
 
Die Auszubildenden sind über die gesamte Ausbildung Mitglieder der Juniorfirma. 
 
 
Die Auszubildenden tragen die Verantwortung über alle anfallenden Tätigkeiten. Bei Fehlern, 
und Verlusten sind sie jedoch nicht haftbar zu machen. Verluste oder Beschädigungen aller 
Art fallen der SLUB zur Last. Unter den Auszubildenden gibt es keine festgelegte Hierarchie. 
Die Auszubildenden des dritten Lehrjahres sind für die Anleitung der Auszubildenden des 
zweiten Lehrjahres zuständig. Die Auszubildenden des zweiten Lehrjahres sind für die 
Anleitung der Auszubildenden des ersten Lehrjahres zuständig. Sollten Auszubildende eines 
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Die Juniorfirma hat folgende Öffnungszeiten: 
 
 
Montag – Freitag 09.00 Uhr – 20.00 Uhr 
 
 
Die Dienstzeiten werden wie folgt festgelegt: 
 
 
1. Dienst Montag – Freitag 09.00 Uhr – 12.30 Uhr 
 
 
2. Dienst Montag – Freitag 12.30 Uhr – 15.00 Uhr 
 
 
3. Dienst Montag – Freitag 15.00 Uhr – 18.00 Uhr 
 
 
4. Dienst Montag – Freitag 18.00 Uhr – 20.00 Uhr 
 
 
Die Aufgaben des derzeit in der Zeit von 18.00 Uhr – 20.00 Uhr eingesetzten Wachdienstes 






- Raumkosten werden schon durch die SLUB finanziert 
 
 
Aus Gründen der Transparenz und um einen verantwortlichen Umgang mit den Ressourcen 
zu fördern, sollten die Betriebskosten der Juniorfirma offen gelegt werden. 
 
 
- Kosten technische Ausstattung - ist bereits größtenteils vorhanden. Es werden hier 
zwei zusätzliche Arbeitsplätze benötigt, die von der SLUB bereitgestellt werden. 
 
 
Das  Entwickeln einer Homepage kann hier  als eine Projektaufgabe angelegt sein. Das 
 








Für die folgenden Jahre sollte das Budget auf die Mehranzahl der Mitarbeiter angepasst und 
in die Verantwortung der Juniorfirma gelegt werden. 
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- Kosten   für   evtl.   Dienstreisen   -   Fahrten   zur   Berufsschule,   Buchmesse, 
Bibliothekskongress oder Teilnahme an der Messe Karriere Start werden durch 
Dienstreiseanträge bei der SLUB abgedeckt. 
 
 
Auch hier ist eine Übertragung der finanziellen Mittel in das Budget der Juniorfirma zu 
prüfen. Transparenz und verantwortungsvoller Umgang mit dem zur Verfügung stehenden 
Budget sind dabei der Hintergrund. 
 
 
- Werbekosten  –  der  Juniorfirma  ist  ein  Etat  für Werbekosten  zur  Verfügung  zu 
stellen. Dies liegt in der Entscheidung der SLUB. 
 
 
- Personalkosten – werden keine zusätzlichen entstehen. Die Personalkosten werden 
durch die SLUB abgedeckt. 
 
 
Derzeit arbeiten vier Kolleginnen als ständige Mitarbeiterinnen in der Zweigbibliothek. Wird 
das Konzept für Junior@SLUB umgesetzt, werden personelle Entscheidungen getroffen 
werden müssen. Dies ist im Vorfeld mit dem Personalstellenverantwortlichen abzusprechen. 
 
 
Entstehender Überschuss kann dann in das Kapital der Juniorfirma einfließen, von dem 
beispielsweise Investitionen für die Juniorfirma getätigt werden. 
 
 
8.11 Gründung und Start der Juniorfirma 
 
 
Nach abgeschlossenen Vorüberlegungen und Genehmigung durch die Geschäftsführung der 
SLUB, der Durchführung der Beteiligungsverfahren mit Personalrates und der JAV, wird eine 
Informationsveranstaltung mit allen derzeit beauftragten Ausbildern vor Ort angeboten. Ihnen 
wird das Ausbildungskonzept Junior@SLUB und das damit zusammenhängende Potenzial 
für die Auszubildenden in der Juniorfirma vorgestellt und zur Diskussion gestellt. Dies bietet 




Für den Start der Juniorfirma sollte ein Zeitpunkt gewählt werden, der eine umfassende 
Erstbetreuung der Auszubildenden gewährleistet. Zu Beginn wird der Aufwand sehr hoch 
sein, allerdings wird sich zeigen, dass die Auszubildenden alsbald Eigeninitiative zeigen und 
die Juniorfirma in die richtigen Bahnen lenken. Zu empfehlen ist der Ausbildungsbeginn 
September 2014 für das 1. Ausbildungsjahr. 
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9    Fazit 
 
 
Professionalisierung der Dualen Ausbildung: die Juniorfirma als ein Weg in der 
berufspraktischen Ausbildung zum Fachangestellten für Medien- und Informationsdienste / 
Fachrichtung Bibliothek" - möglich? 
 
 
In diesem Kontext wurde in der vorliegenden Arbeit 
 
 




- der juristische Rahmen und die institutionelle Beteiligung dargestellt 
 








- angewendete Lehr- und Lernmethoden genauer betrachtet 
 
- derzeit existierende Ausbildungskooperationen und –partnerschaften sowie 
 
- die Juniorfirma als eine sich entwickelnde Form der Ausbildung dargestellt. 
 
 
Durch den gesellschaftlichen und technologischen Strukturwandel werden umfassende 
Handlungskompetenzen bei Auszubildenden nach Abschluss ihrer Erstausbildung 
vorausgesetzt. Diese zu erreichen, bedarf es innovativer Wege in der Berufsausbildung. Es 
wurden theoretische Empfehlungen erarbeitet, die danach beispielhaft in einem praktischen 
Konzept dargestellt wurden. Bezug nehmend auf die eingangs erwähnten Hypothesen wurde 
die Vermittlung der Handlungskompetenz in der praktischen Berufsausbildung in einer 
Juniorfirma betrachtet. Es liegt in der Verantwortung der Ausbildungseinrichtung, in welcher 
Intensität das Konzept umgesetzt wird. 
 
 
Als Erkenntnis ist ebenfalls festzuhalten, dass vonseiten der Ausbildungsbetriebe wenig 
Einfluss auf die berufsschulische Ausbildung geübt werden kann. Trotz der bestehenden 
Kulturhoheit müssen Wege gesucht und gefunden werden, damit Berufsschule und 
Ausbildungsbetrieb enger zusammenarbeiten können und gemeinsam Lehr- und 




Für das Erreichen einer der heutigen Zeit entsprechenden Handlungskompetenz stehen 
Ausbilder vor der Herausforderung, sich den heutigen gesellschaftlichen Gegebenheiten 
anzupassen und aktiv einen zeitgemäßen Einfluss auf die Ausbildung einzubringen. Gerade 
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dies stellt sich im berufsschulischen Kontext sehr schwierig dar. Daher sind die 
Ausbildungsbetriebe umso mehr gefordert, die berufliche Handlungskompetenz bei 
Auszubildenden zu fordern und zu fördern. Die Juniorfirma als ein Weg in der 
Berufsausbildung  zum  FaMI,  kann bei  einer konsequenten  Umsetzung  des 
dahinterstehenden Konzeptes, eine Professionalisierung der Dualen Ausbildung in diesem 
Bereich erreichen. 
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Hiermit erkläre ich, dass ich die vorliegende Arbeit selbstständig und ohne fremde Hilfe 
verfasst und keine anderen Hilfsmittel als angegeben verwendet habe. Insbesondere 
versichere ich, dass ich alle wörtlichen und sinngemäßen Übernahmen aus anderen Werken 










Ort                  Datum                                                          Unterschrift 
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"Berufsbildungsgesetz vom 23. März 2005  (BGBl. I S. 931),  das  zuletzt durch  Artikel 22 des  Gesetzes vom 25. Juli 
2013  (BGBl. I S. 2749) geändert worden ist" 
 




(+++ Textnachweis ab:  1.4.2005  +++) 
(+++ Amtlicher  Hinweis des  Normgebers auf  EG-Recht: 
Umsetzung  der 
EGRL 36/2005 (CELEX  Nr:  305L0036) 




Das G wurde  als Artikel 1 d. G v. 23.3.2005 I 931 vom Bundestag mit Zustimmung des  Bundesrates erlassen. Es 
ist gem.  Art. 8 Abs. 1 dieses G am 1.4.2005 in Kraft getreten. § 7 Abs. 2 tritt  am 1.8.2009 in Kraft. 
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Begründung des  Ausbildungsverhältnisses 
 
§ 10  Vertrag 
 
§ 11  Vertragsniederschrift 
 




Pflichten  der Auszubildenden 
 




Pflichten  der Ausbildenden 
 
§ 14  Berufsausbildung 
 
§ 15  Freistellung 
 






§ 17  Vergütungsanspruch 
 
§ 18  Bemessung und Fälligkeit  der Vergütung 
 




Beginn  und Beendigung des  Ausbildungsverhältnisses 
 
§ 20  Probezeit 
 
§ 21  Beendigung 
 
§ 22  Kündigung 
 






§ 24  Weiterarbeit 
 
§ 25  Unabdingbarkeit 
 




Eignung  von Ausbildungsstätte und Ausbildungspersonal 
 
§ 27  Eignung  der Ausbildungsstätte 
 
§ 28  Eignung  von Ausbildenden und Ausbildern oder  Ausbilderinnen 
 
§ 29  Persönliche Eignung 
 
§ 30  Fachliche Eignung 
 
§ 31  Europaklausel 
 
§ 31a  Sonstige ausländische Vorqualifikationen 
 
§ 32  Überwachung der Eignung 
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§ 34  Einrichten, Führen 
 
§ 35  Eintragen, Ändern,  Löschen 
 






§ 37  Abschlussprüfung 
 
§ 38  Prüfungsgegenstand 
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Berufsbildung behinderter Menschen 
 
§ 64  Berufsausbildung 
 
§ 65  Berufsausbildung in anerkannten Ausbildungsberufen 
 
§ 66  Ausbildungsregelungen der zuständigen Stellen 
 






§ 68  Personenkreis und Anforderungen 
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Bestimmung der zuständigen Stelle 
 
§ 71  Zuständige Stellen 
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§ 74  Erweiterte Zuständigkeit 
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Berufsbildungsforschung, Planung und Statistik 
 
§ 84  Ziele der Berufsbildungsforschung 
 
§ 85  Ziele der Berufsbildungsplanung 
 
§ 86  Berufsbildungsbericht 
 
§ 87  Zweck und Durchführung der Berufsbildungsstatistik 
 




Bundesinstitut für Berufsbildung 
 
§ 89  Bundesinstitut für Berufsbildung 
 
§ 90  Aufgaben 
 
§ 91  Organe 
 
§ 92  Hauptausschuss 
 
§ 93  Präsident oder  Präsidentin 
 
§ 94  Wissenschaftlicher Beirat 
 
§ 95  Ausschuss für Fragen behinderter Menschen 
 
§ 96  Finanzierung des  Bundesinstituts für Berufsbildung 
 
§ 97  Haushalt 
 
§ 98  Satzung 
 
§ 99  Personal 
 
§ 100  Aufsicht über  das  Bundesinstitut für Berufsbildung 
 










Übergangs- und Schlussvorschriften 
 
§ 103  Gleichstellung von Abschlusszeugnissen im Rahmen der deutschen 
Einheit 
 
§ 104  Fortgeltung bestehender Regelungen 
 





§ 1 Ziele und  Begriffe der  Berufsbildung 
 
(1) Berufsbildung im Sinne  dieses Gesetzes sind die Berufsausbildungsvorbereitung, die Berufsausbildung, die 
berufliche Fortbildung und die berufliche Umschulung. 
 
(2) Die Berufsausbildungsvorbereitung dient  dem  Ziel, durch  die Vermittlung von Grundlagen für den  Erwerb 
beruflicher Handlungsfähigkeit an eine  Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf heranzuführen. 
 
(3) Die Berufsausbildung hat  die für die Ausübung einer  qualifizierten beruflichen Tätigkeit in einer  sich 
wandelnden Arbeitswelt notwendigen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten (berufliche 
Handlungsfähigkeit) in einem geordneten Ausbildungsgang zu vermitteln. Sie hat  ferner den  Erwerb der 
erforderlichen Berufserfahrungen zu ermöglichen. 
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(4) Die berufliche Fortbildung soll es ermöglichen, die berufliche Handlungsfähigkeit zu erhalten und anzupassen 
oder  zu erweitern und beruflich aufzusteigen. 
 
(5) Die berufliche Umschulung soll zu einer  anderen beruflichen Tätigkeit befähigen. 
 
§ 2 Lernorte der  Berufsbildung 
 
(1) Berufsbildung wird durchgeführt 
 
1.  in Betrieben der Wirtschaft, in vergleichbaren Einrichtungen außerhalb der Wirtschaft, insbesondere des 
öffentlichen Dienstes, der Angehörigen freier  Berufe  und in Haushalten (betriebliche Berufsbildung), 
 
2.  in berufsbildenden Schulen (schulische Berufsbildung) und 
 
3.  in sonstigen Berufsbildungseinrichtungen außerhalb der schulischen und betrieblichen Berufsbildung 
(außerbetriebliche Berufsbildung). 
 
(2) Die Lernorte nach  Absatz  1 wirken bei der Durchführung der Berufsbildung zusammen (Lernortkooperation). 
(3) Teile der Berufsausbildung können im Ausland  durchgeführt werden, wenn  dies  dem  Ausbildungsziel 
dient. Ihre Gesamtdauer soll ein Viertel der in der Ausbildungsordnung festgelegten  Ausbildungsdauer nicht 
überschreiten. 
 
§ 3 Anwendungsbereich 
 
(1) Dieses  Gesetz gilt für die Berufsbildung, soweit  sie nicht  in berufsbildenden Schulen durchgeführt wird, die 
den  Schulgesetzen der Länder  unterstehen. 
 
(2) Dieses  Gesetz gilt nicht  für 
 
1.  die Berufsbildung, die in berufsqualifizierenden oder  vergleichbaren Studiengängen an Hochschulen auf der 
Grundlage des  Hochschulrahmengesetzes und der Hochschulgesetze der Länder  durchgeführt wird, 
 
2.  die Berufsbildung in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis, 
 
3.  die Berufsbildung auf Kauffahrteischiffen, die nach  dem  Flaggenrechtsgesetz die Bundesflagge führen, 
soweit  es sich nicht  um Schiffe der kleinen  Hochseefischerei oder  der Küstenfischerei handelt. 
 
 
(3) Für die Berufsbildung in Berufen der Handwerksordnung gelten die §§ 4 bis 9, 27 bis 49, 53 bis 70, 76 bis 80 









Ordnung der  Berufsausbildung; Anerkennung von 
Ausbildungsberufen 
 
§ 4 Anerkennung von Ausbildungsberufen 
 
(1) Als Grundlage für eine  geordnete und einheitliche Berufsausbildung kann  das  Bundesministerium für 
Wirtschaft und Technologie oder  das  sonst zuständige Fachministerium im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Bildung und Forschung durch  Rechtsverordnung, die nicht  der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, Ausbildungsberufe staatlich anerkennen und hierfür  Ausbildungsordnungen nach  § 5 
erlassen. 
 
(2) Für einen anerkannten Ausbildungsberuf darf nur nach  der Ausbildungsordnung ausgebildet werden. 
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(3) In anderen als anerkannten  Ausbildungsberufen dürfen Jugendliche unter 18 Jahren  nicht  ausgebildet werden, 
soweit  die Berufsausbildung nicht  auf den  Besuch weiterführender Bildungsgänge vorbereitet. 
 
(4) Wird die Ausbildungsordnung eines Ausbildungsberufes aufgehoben, so gelten für bestehende 
Berufsausbildungsverhältnisse die bisherigen Vorschriften. 
 
(5) Das zuständige Fachministerium informiert die Länder  frühzeitig über  Neuordnungskonzepte und bezieht sie 
in die Abstimmung ein. 
 
§ 5 Ausbildungsordnung 
 
(1) Die Ausbildungsordnung hat  festzulegen 
 
1.  die Bezeichnung des  Ausbildungsberufes, der anerkannt wird, 
 
2.  die Ausbildungsdauer; sie soll nicht  mehr als drei und nicht  weniger als zwei Jahre betragen, 
 
3.  die beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten, die mindestens Gegenstand der Berufsausbildung 
sind (Ausbildungsberufsbild), 
 
4.  eine  Anleitung  zur sachlichen und zeitlichen Gliederung der Vermittlung der beruflichen Fertigkeiten, 
Kenntnisse und Fähigkeiten (Ausbildungsrahmenplan), 
 
5.  die Prüfungsanforderungen. 
 
 
(2) Die Ausbildungsordnung kann  vorsehen, 
 
1.  dass die Berufsausbildung in sachlich und zeitlich  besonders gegliederten, aufeinander aufbauenden 
Stufen erfolgt;  nach  den  einzelnen Stufen soll ein Ausbildungsabschluss vorgesehen werden, der sowohl 
zu einer  qualifizierten beruflichen Tätigkeit im Sinne  des  § 1 Abs. 3 befähigt als auch  die Fortsetzung der 
Berufsausbildung in weiteren Stufen ermöglicht (Stufenausbildung), 
 
2.  dass die Abschlussprüfung in zwei zeitlich  auseinander fallenden Teilen durchgeführt wird, 
 
3.  dass abweichend von § 4 Abs. 4 die Berufsausbildung in diesem Ausbildungsberuf unter Anrechnung 
der bereits zurückgelegten Ausbildungszeit fortgesetzt werden kann,  wenn  die Vertragsparteien dies 
vereinbaren, 
 
4.  dass auf die durch  die Ausbildungsordnung geregelte Berufsausbildung eine  andere, einschlägige 
Berufsausbildung unter Berücksichtigung der hierbei erworbenen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten angerechnet werden kann, 
 
5.  dass über  das  in Absatz  1 Nr. 3 beschriebene Ausbildungsberufsbild hinaus zusätzliche berufliche 
Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten vermittelt werden können, die die berufliche Handlungsfähigkeit 
ergänzen oder  erweitern, 
 
6.  dass Teile der Berufsausbildung in geeigneten Einrichtungen außerhalb der Ausbildungsstätte durchgeführt 
werden, wenn  und soweit  es die Berufsausbildung erfordert (überbetriebliche Berufsausbildung), 
 
7.  dass Auszubildende einen schriftlichen Ausbildungsnachweis zu führen haben. 
 
Im Rahmen der Ordnungsverfahren soll stets geprüft werden, ob Regelungen nach  Nummer 1, 2 und 4 sinnvoll 
und möglich  sind. 
 
§ 6 Erprobung neuer Ausbildungsberufe, Ausbildungs- und  Prüfungsformen 
 
Zur Entwicklung und Erprobung neuer Ausbildungsberufe sowie Ausbildungs- und Prüfungsformen kann  das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie oder  das  sonst zuständige Fachministerium im Einvernehmen 
mit dem  Bundesministerium für Bildung und Forschung nach  Anhörung des  Hauptausschusses des Bundesinstituts 
für Berufsbildung durch  Rechtsverordnung, die nicht  der Zustimmung des  Bundesrates bedarf, Ausnahmen von § 4 
Abs. 2 und 3 sowie den  §§ 5, 37 und 48 zulassen, die auch  auf eine  bestimmte Art und Zahl von 
Ausbildungsstätten beschränkt werden können. 
 
§ 7 Anrechnung beruflicher Vorbildung auf  die Ausbildungszeit 
 
(1) Die Landesregierungen können nach  Anhörung des  Landesausschusses für Berufsbildung durch 
Rechtsverordnung bestimmen, dass der Besuch eines Bildungsganges berufsbildender Schulen oder  die 
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Berufsausbildung in einer  sonstigen Einrichtung ganz  oder  teilweise auf die Ausbildungszeit angerechnet wird. 
Die Ermächtigung kann  durch  Rechtsverordnung auf oberste Landesbehörden weiter  übertragen werden. 
 
(2) Die Anrechnung nach  Absatz  1 bedarf des  gemeinsamen Antrags der Auszubildenden und Ausbildenden. Der 
Antrag  ist an die zuständige Stelle  zu richten. Er kann  sich auf Teile des  höchstzulässigen Anrechnungszeitraums 
beschränken. 
 
§ 8 Abkürzung und  Verlängerung der  Ausbildungszeit 
 
(1) Auf gemeinsamen Antrag  der Auszubildenden und Ausbildenden hat  die zuständige Stelle  die Ausbildungszeit 
zu kürzen, wenn  zu erwarten ist, dass das  Ausbildungsziel in der gekürzten Zeit erreicht wird. Bei berechtigtem 
Interesse kann  sich der Antrag  auch  auf die Verkürzung der täglichen oder  wöchentlichen Ausbildungszeit richten 
(Teilzeitberufsausbildung). 
 
(2) In Ausnahmefällen kann  die zuständige Stelle  auf Antrag  Auszubildender die Ausbildungszeit verlängern, 
wenn  die Verlängerung erforderlich ist, um das  Ausbildungsziel zu erreichen. Vor der Entscheidung nach  Satz  1 
sind die Ausbildenden zu hören. 
 
(3) Für die Entscheidung über  die Verkürzung oder  Verlängerung der Ausbildungszeit kann  der Hauptausschuss 
des  Bundesinstituts für Berufsbildung Richtlinien  erlassen. 
 
§ 9 Regelungsbefugnis 
 
Soweit  Vorschriften nicht  bestehen, regelt die zuständige Stelle  die Durchführung der Berufsausbildung im 






Begründung des Ausbildungsverhältnisses 
 
§ 10 Vertrag 
 
(1) Wer andere Personen zur Berufsausbildung einstellt (Ausbildende), hat  mit den  Auszubildenden einen 
Berufsausbildungsvertrag zu schließen. 
 
(2) Auf den  Berufsausbildungsvertrag sind, soweit  sich aus  seinem Wesen  und Zweck und aus  diesem 
Gesetz nichts anderes ergibt, die für den  Arbeitsvertrag geltenden Rechtsvorschriften und Rechtsgrundsätze 
anzuwenden. 
 
(3) Schließen die gesetzlichen Vertreter oder  Vertreterinnen mit ihrem  Kind einen Berufsausbildungsvertrag, so 
sind sie von dem  Verbot  des  § 181 des  Bürgerlichen Gesetzbuchs befreit. 
 
(4) Ein Mangel in der Berechtigung, Auszubildende einzustellen oder  auszubilden, berührt die Wirksamkeit des 
Berufsausbildungsvertrages nicht. 
 
(5) Zur Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen der Ausbildenden können mehrere natürliche oder  juristische 
Personen in einem Ausbildungsverbund zusammenwirken, soweit  die Verantwortlichkeit für die einzelnen 
Ausbildungsabschnitte sowie für die Ausbildungszeit insgesamt sichergestellt ist (Verbundausbildung). 
 
§ 11 Vertragsniederschrift 
 
(1) Ausbildende haben unverzüglich nach  Abschluss des  Berufsausbildungsvertrages, spätestens vor Beginn 
der Berufsausbildung, den  wesentlichen Inhalt des  Vertrages gemäß Satz  2 schriftlich niederzulegen; die 
elektronische Form ist ausgeschlossen. In die Niederschrift sind mindestens aufzunehmen 
 
1.  Art, sachliche und zeitliche Gliederung sowie Ziel der Berufsausbildung, insbesondere die Berufstätigkeit, für 
die ausgebildet werden soll, 
 
2.  Beginn  und Dauer  der Berufsausbildung, 
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3.     Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte, 
 
4.     Dauer  der regelmäßigen täglichen Ausbildungszeit, 
 
5.     Dauer  der Probezeit, 
 
6.     Zahlung und Höhe der Vergütung, 
 
7.     Dauer  des  Urlaubs, 
 
8.     Voraussetzungen, unter denen der Berufsausbildungsvertrag gekündigt werden kann, 
 
9.  ein in allgemeiner Form gehaltener Hinweis auf die Tarifverträge, Betriebs- oder  Dienstvereinbarungen, die 
auf das  Berufsausbildungsverhältnis anzuwenden sind. 
 
 
(2) Die Niederschrift ist von den  Ausbildenden, den  Auszubildenden und deren gesetzlichen Vertretern und 
Vertreterinnen zu unterzeichnen. 
 
(3) Ausbildende haben den  Auszubildenden und deren gesetzlichen Vertretern und Vertreterinnen eine 
Ausfertigung der unterzeichneten Niederschrift unverzüglich auszuhändigen. 
 
(4) Bei Änderungen des  Berufsausbildungsvertrages gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend. 
 
§ 12 Nichtige Vereinbarungen 
 
(1) Eine Vereinbarung, die Auszubildende für die Zeit nach  Beendigung des  Berufsausbildungsverhältnisses in der 
Ausübung ihrer  beruflichen Tätigkeit beschränkt, ist nichtig. Dies gilt nicht,  wenn  sich Auszubildende innerhalb 
der letzten sechs Monate  des  Berufsausbildungsverhältnisses dazu  verpflichten, nach  dessen Beendigung mit 
den  Ausbildenden ein Arbeitsverhältnis einzugehen. 
 
(2) Nichtig ist eine  Vereinbarung über 
 
1.     die Verpflichtung Auszubildender, für die Berufsausbildung eine  Entschädigung zu zahlen, 
 
2.     Vertragsstrafen, 
 
3.     den  Ausschluss oder  die Beschränkung von Schadensersatzansprüchen, 
 




Pflichten der  Auszubildenden 
 
§ 13 Verhalten während der  Berufsausbildung 
 
Auszubildende haben sich zu bemühen, die berufliche Handlungsfähigkeit zu erwerben, die zum Erreichen des 
Ausbildungsziels erforderlich ist. Sie sind insbesondere verpflichtet, 
 
1.     die ihnen  im Rahmen ihrer  Berufsausbildung aufgetragenen  Aufgaben sorgfältig auszuführen, 
 
2.     an Ausbildungsmaßnahmen teilzunehmen, für die sie nach  § 15 freigestellt werden, 
 
3.     den  Weisungen zu folgen,  die ihnen  im Rahmen der Berufsausbildung von Ausbildenden, von Ausbildern oder 
Ausbilderinnen oder  von anderen weisungsberechtigten Personen erteilt werden, 
 
4.     die für die Ausbildungsstätte geltende Ordnung zu beachten, 
 
5.     Werkzeug, Maschinen und sonstige Einrichtungen pfleglich  zu behandeln, 
 




Pflichten der  Ausbildenden 
 
§ 14 Berufsausbildung 
 
(1) Ausbildende haben 
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1.  dafür  zu sorgen, dass den  Auszubildenden die berufliche Handlungsfähigkeit vermittelt wird, die zum 
Erreichen des  Ausbildungsziels erforderlich ist, und die Berufsausbildung in einer  durch  ihren  Zweck 
gebotenen Form planmäßig, zeitlich  und sachlich gegliedert so durchzuführen, dass das  Ausbildungsziel in 
der vorgesehenen  Ausbildungszeit erreicht werden kann, 
 
2.  selbst auszubilden oder  einen Ausbilder  oder  eine  Ausbilderin  ausdrücklich damit zu beauftragen, 
 
3.  Auszubildenden kostenlos die Ausbildungsmittel, insbesondere Werkzeuge und Werkstoffe zur Verfügung 
zu stellen, die zur Berufsausbildung und zum Ablegen  von Zwischen- und Abschlussprüfungen, auch  soweit 
solche nach  Beendigung des  Berufsausbildungsverhältnisses stattfinden, erforderlich sind, 
 
4.  Auszubildende zum Besuch der Berufsschule sowie zum Führen  von schriftlichen Ausbildungsnachweisen 
anzuhalten, soweit  solche im Rahmen der Berufsausbildung verlangt werden, und diese durchzusehen, 
 




(2) Auszubildenden dürfen nur Aufgaben übertragen werden, die dem  Ausbildungszweck dienen und ihren 
körperlichen Kräften  angemessen sind. 
 
§ 15 Freistellung 
 
Ausbildende haben Auszubildende für die Teilnahme am Berufsschulunterricht und an Prüfungen freizustellen. 
Das Gleiche  gilt, wenn  Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte durchzuführen sind. 
 
§ 16 Zeugnis 
 
(1) Ausbildende haben den  Auszubildenden bei Beendigung des  Berufsausbildungsverhältnisses ein schriftliches 
Zeugnis auszustellen. Die elektronische Form ist ausgeschlossen. Haben  Ausbildende die Berufsausbildung nicht 
selbst durchgeführt, so soll auch  der Ausbilder  oder  die Ausbilderin  das  Zeugnis unterschreiben. 
 
(2) Das Zeugnis muss Angaben enthalten über  Art, Dauer  und Ziel der Berufsausbildung sowie über  die 
erworbenen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten der Auszubildenden. Auf Verlangen 





§ 17 Vergütungsanspruch 
 
(1) Ausbildende haben Auszubildenden eine  angemessene Vergütung zu gewähren. Sie ist nach  dem  Lebensalter 
der Auszubildenden so zu bemessen, dass sie mit fortschreitender Berufsausbildung, mindestens jährlich, 
ansteigt. 
 
(2) Sachleistungen können in Höhe der nach  § 17 Abs. 1 Satz  1 Nr. 4 des  Vierten  Buches Sozialgesetzbuch 
festgesetzten Sachbezugswerte angerechnet werden, jedoch nicht  über  75 Prozent der Bruttovergütung hinaus. 
 
(3) Eine über  die vereinbarte regelmäßige tägliche Ausbildungszeit hinausgehende  Beschäftigung ist besonders 
zu vergüten oder  durch  entsprechende Freizeit  auszugleichen. 
 
§ 18 Bemessung und  Fälligkeit der  Vergütung 
 
(1) Die Vergütung bemisst sich nach  Monaten. Bei Berechnung der Vergütung für einzelne Tage wird der Monat zu 
30 Tagen  gerechnet. 
 
(2) Die Vergütung für den  laufenden Kalendermonat ist spätestens am letzten Arbeitstag des  Monats  zu zahlen. 
 
§ 19 Fortzahlung der  Vergütung 
 
(1) Auszubildenden ist die Vergütung auch  zu zahlen 
 
1.  für die Zeit der Freistellung (§ 15), 
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2.  bis zur Dauer  von sechs Wochen, wenn  sie 
 
a)  sich für die Berufsausbildung bereithalten, diese aber ausfällt oder 
 
b)  aus  einem sonstigen, in ihrer  Person liegenden Grund unverschuldet verhindert sind, ihre Pflichten  aus 
dem  Berufsausbildungsverhältnis zu erfüllen. 
 
 
(2) Können Auszubildende während der Zeit, für welche die Vergütung fortzuzahlen ist, aus  berechtigtem Grund 
Sachleistungen nicht  abnehmen, so sind diese nach  den  Sachbezugswerten (§ 17 Abs. 2) abzugelten. 
 
Unterabschnitt 5 
Beginn und  Beendigung des Ausbildungsverhältnisses 
 
§ 20 Probezeit 
 
Das Berufsausbildungsverhältnis beginnt mit der Probezeit. Sie muss mindestens einen Monat und darf 
höchstens vier Monate  betragen. 
 
§ 21 Beendigung 
 
(1) Das Berufsausbildungsverhältnis endet mit dem  Ablauf der Ausbildungszeit. Im Falle der Stufenausbildung 
endet es mit Ablauf der letzten Stufe. 
 
(2) Bestehen Auszubildende vor Ablauf der Ausbildungszeit die Abschlussprüfung, so endet das 
Berufsausbildungsverhältnis mit Bekanntgabe des  Ergebnisses durch  den  Prüfungsausschuss. 
 
(3) Bestehen Auszubildende die Abschlussprüfung nicht,  so verlängert sich das  Berufsausbildungsverhältnis auf 
ihr Verlangen bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, höchstens um ein Jahr. 
 
§ 22 Kündigung 
 
(1) Während der Probezeit kann  das  Berufsausbildungsverhältnis jederzeit ohne  Einhalten einer  Kündigungsfrist 
gekündigt werden. 
 
(2) Nach der Probezeit kann  das  Berufsausbildungsverhältnis nur gekündigt werden 
 
1.  aus  einem wichtigen Grund ohne  Einhalten einer  Kündigungsfrist, 
 
2.  von Auszubildenden mit einer  Kündigungsfrist von vier Wochen, wenn  sie die Berufsausbildung aufgeben 
oder  sich für eine  andere Berufstätigkeit ausbilden lassen wollen. 
 
 
(3) Die Kündigung muss schriftlich und in den  Fällen des  Absatzes 2 unter Angabe der Kündigungsgründe 
erfolgen. 
 
(4) Eine Kündigung aus  einem wichtigen Grund ist unwirksam, wenn  die ihr zugrunde liegenden Tatsachen dem 
zur Kündigung Berechtigten länger als zwei Wochen  bekannt sind. Ist ein vorgesehenes Güteverfahren vor einer 
außergerichtlichen Stelle  eingeleitet, so wird bis zu dessen Beendigung der Lauf dieser Frist gehemmt. 
 
§ 23 Schadensersatz bei vorzeitiger Beendigung 
 
(1) Wird das  Berufsausbildungsverhältnis nach  der Probezeit vorzeitig gelöst, so können Ausbildende oder 
Auszubildende Ersatz  des  Schadens verlangen, wenn  die andere Person den  Grund für die Auflösung  zu vertreten 
hat.  Dies gilt nicht  im Falle des  § 22 Abs. 2 Nr. 2. 
 
(2) Der Anspruch erlischt, wenn  er nicht  innerhalb von drei Monaten nach  Beendigung des 
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§ 24 Weiterarbeit 
 
Werden Auszubildende im Anschluss an das  Berufsausbildungsverhältnis beschäftigt, ohne  dass hierüber 
ausdrücklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begründet. 
 
§ 25 Unabdingbarkeit 
 
Eine Vereinbarung, die zuungunsten Auszubildender von den  Vorschriften dieses Teils des  Gesetzes abweicht, ist 
nichtig. 
 
§ 26 Andere Vertragsverhältnisse 
 
Soweit  nicht  ein Arbeitsverhältnis vereinbart ist, gelten für Personen, die eingestellt werden, um berufliche 
Fertigkeiten, Kenntnisse, Fähigkeiten oder  berufliche Erfahrungen zu erwerben, ohne  dass es sich um eine 
Berufsausbildung im Sinne  dieses Gesetzes handelt, die §§ 10 bis 23 und 25 mit der Maßgabe, dass die 
gesetzliche Probezeit abgekürzt, auf die Vertragsniederschrift verzichtet und bei vorzeitiger Lösung des 
Vertragsverhältnisses nach  Ablauf der Probezeit abweichend von § 23 Abs. 1 Satz  1 Schadensersatz nicht 
verlangt werden kann. 
 
Abschnitt 3 
Eignung von  Ausbildungsstätte und  Ausbildungspersonal 
 
§ 27 Eignung der  Ausbildungsstätte 
 
(1) Auszubildende dürfen nur eingestellt und ausgebildet werden, wenn 
 
1.  die Ausbildungsstätte nach  Art und Einrichtung für die Berufsausbildung geeignet ist und 
 
2.  die Zahl der Auszubildenden in einem angemessenen Verhältnis zur Zahl der Ausbildungsplätze oder  zur Zahl 
der beschäftigten Fachkräfte steht, es sei denn, dass anderenfalls die Berufsausbildung nicht  gefährdet wird. 
 
 
(2) Eine Ausbildungsstätte, in der die erforderlichen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten nicht  im 
vollen Umfang  vermittelt werden können, gilt als geeignet, wenn  diese durch  Ausbildungsmaßnahmen außerhalb 
der Ausbildungsstätte vermittelt werden. 
 
(3) Eine Ausbildungsstätte ist nach  Art und Einrichtung für die Berufsausbildung in Berufen der Landwirtschaft, 
einschließlich der ländlichen Hauswirtschaft, nur geeignet, wenn  sie von der nach  Landesrecht zuständigen 
Behörde als Ausbildungsstätte anerkannt ist. Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz kann  im Einvernehmen mit dem  Bundesministerium für Bildung und Forschung nach 
Anhörung des  Hauptausschusses des  Bundesinstituts für Berufsbildung durch  Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des  Bundesrates bedarf, Mindestanforderungen für die Größe,  die Einrichtung und den 
Bewirtschaftungszustand der Ausbildungsstätte festsetzen. 
 
(4) Eine Ausbildungsstätte ist nach  Art und Einrichtung für die Berufsausbildung in Berufen der Hauswirtschaft 
nur geeignet, wenn  sie von der nach  Landesrecht zuständigen Behörde als Ausbildungsstätte anerkannt ist. 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie kann  im Einvernehmen mit dem  Bundesministerium 
für Bildung und Forschung nach  Anhörung des  Hauptausschusses des  Bundesinstituts für Berufsbildung durch 
Rechtsverordnung, die nicht  der Zustimmung des  Bundesrates bedarf, Mindestanforderungen für die Größe,  die 
Einrichtung und den  Bewirtschaftungszustand der Ausbildungsstätte festsetzen. 
 
§ 28 Eignung von Ausbildenden und  Ausbildern oder Ausbilderinnen 
 
(1) Auszubildende darf nur einstellen, wer persönlich geeignet ist. Auszubildende darf nur ausbilden, wer 
persönlich und fachlich  geeignet ist. 
 
(2) Wer fachlich  nicht  geeignet ist oder  wer nicht  selbst ausbildet, darf Auszubildende nur dann einstellen, wenn 
er persönlich und fachlich  geeignete Ausbilder  oder  Ausbilderinnen bestellt, die die Ausbildungsinhalte in der 
Ausbildungsstätte unmittelbar, verantwortlich und in wesentlichem Umfang  vermitteln. 
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(3) Unter der Verantwortung des  Ausbilders oder  der Ausbilderin  kann  bei der Berufsausbildung mitwirken, wer 
selbst nicht  Ausbilder  oder  Ausbilderin  ist, aber abweichend von den  besonderen Voraussetzungen des  § 30 die 
für die Vermittlung von Ausbildungsinhalten erforderlichen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten 
besitzt und persönlich geeignet ist. 
 
§ 29 Persönliche Eignung 
 
Persönlich nicht  geeignet ist insbesondere, wer 
 
1.  Kinder und Jugendliche nicht  beschäftigen darf oder 
 
2.  wiederholt oder  schwer gegen dieses Gesetz oder  die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften und 
Bestimmungen verstoßen hat. 
 
 
§ 30 Fachliche Eignung 
 
(1) Fachlich  geeignet ist, wer die beruflichen sowie die berufs- und arbeitspädagogischen Fertigkeiten, Kenntnisse 
und Fähigkeiten besitzt, die für die Vermittlung der Ausbildungsinhalte erforderlich sind. 
 
(2) Die erforderlichen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt, wer 
 
1.  die Abschlussprüfung in einer  dem  Ausbildungsberuf entsprechenden Fachrichtung bestanden hat, 
 
2.  eine  anerkannte Prüfung  an einer  Ausbildungsstätte oder  vor einer  Prüfungsbehörde oder  eine 
Abschlussprüfung an einer  staatlichen oder  staatlich anerkannten Schule  in einer  dem  Ausbildungsberuf 
entsprechenden Fachrichtung bestanden hat, 
 
3.  eine  Abschlussprüfung an einer  deutschen Hochschule in einer  dem  Ausbildungsberuf entsprechenden 
Fachrichtung bestanden hat  oder 
 
4.  im Ausland  einen Bildungsabschluss in einer  dem  Ausbildungsberuf entsprechenden Fachrichtung erworben 
hat,  dessen Gleichwertigkeit nach  dem  Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz oder  anderen rechtlichen 
Regelungen festgestellt worden ist 
 
und eine  angemessene Zeit in seinem Beruf praktisch tätig  gewesen ist. 
 
(3) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie oder  das  sonst zuständige Fachministerium kann  im 
Einvernehmen mit dem  Bundesministerium für Bildung und Forschung nach  Anhörung des  Hauptausschusses des 
Bundesinstituts für Berufsbildung durch  Rechtsverordnung, die nicht  der Zustimmung des  Bundesrates bedarf, in 
den  Fällen des  Absatzes 2 Nr. 2 bestimmen, welche Prüfungen für welche Ausbildungsberufe anerkannt werden. 
 
(4) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie oder  das  sonst zuständige Fachministerium kann  im 
Einvernehmen mit dem  Bundesministerium für Bildung und Forschung nach  Anhörung des  Hauptausschusses 
des Bundesinstituts für Berufsbildung durch  Rechtsverordnung, die nicht  der Zustimmung des  Bundesrates 
bedarf, für einzelne Ausbildungsberufe bestimmen, dass abweichend von Absatz  2 die für die fachliche Eignung 
erforderlichen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten nur besitzt, wer 
 
1.  die Voraussetzungen des  Absatzes 2 Nr. 2 oder  3 erfüllt und eine  angemessene Zeit in seinem Beruf 
praktisch tätig  gewesen ist oder 
 
2.  die Voraussetzungen des  Absatzes 2 Nr. 3 erfüllt und eine  angemessene Zeit in seinem Beruf praktisch tätig 
gewesen ist oder 
 
3.  für die Ausübung eines freien  Berufes zugelassen oder  in ein öffentliches Amt bestellt ist. 
 
 
(5) Das Bundesministerium für Bildung und Forschung kann  nach  Anhörung des  Hauptausschusses des 
Bundesinstituts für Berufsbildung durch  Rechtsverordnung, die nicht  der Zustimmung des  Bundesrates bedarf, 
bestimmen, dass der Erwerb berufs- und arbeitspädagogischer Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten 
gesondert nachzuweisen ist. Dabei können Inhalt,  Umfang  und Abschluss der Maßnahmen für den  Nachweis 
geregelt werden. 
 
(6) Die nach  Landesrecht zuständige Behörde kann  Personen, die die Voraussetzungen des  Absatzes 2, 4 oder  5 
nicht  erfüllen, die fachliche Eignung  nach  Anhörung der zuständigen Stelle  widerruflich zuerkennen. 
 
§ 31 Europaklausel 
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(1) In den  Fällen des  § 30 Abs. 2 und 4 besitzt die für die fachliche Eignung  erforderlichen beruflichen 
Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten auch, wer die Voraussetzungen für die Anerkennung seiner 
Berufsqualifikation nach  der Richtlinie 2005/36/EG des  Europäischen Parlaments und des  Rates vom 7. 
September 2005  über  die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. EU Nr. L 255 S. 22) erfüllt,  sofern er eine 
angemessene Zeit in seinem Beruf praktisch tätig  gewesen ist. § 30 Abs. 4 Nr. 3 bleibt  unberührt. 
 
(2) Die Anerkennung kann  unter den  in Artikel 14 der in Absatz  1 genannten Richtlinie aufgeführten 
Voraussetzungen davon abhängig gemacht werden, dass der Antragsteller oder  die Antragstellerin zunächst 
einen höchstens dreijährigen Anpassungslehrgang ableistet oder  eine  Eignungsprüfung ablegt. 
 
(3) Die Entscheidung über  die Anerkennung trifft die zuständige Stelle.  Sie kann  die Durchführung von 
Anpassungslehrgängen und Eignungsprüfungen regeln. 
 
§ 31a Sonstige ausländische Vorqualifikationen 
 
In den  Fällen des  § 30 Absatz  2 und 4 besitzt die für die fachliche Eignung  erforderlichen Fertigkeiten, 
Kenntnisse und Fähigkeiten, wer die Voraussetzungen von § 2 Absatz  1 in Verbindung mit § 9 des 
Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes erfüllt und nicht  in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder  einem anderen Vertragsstaat des  Europäischen Wirtschaftsraums oder  der Schweiz  seinen 
Befähigungsnachweis erworben hat,  sofern er eine  angemessene Zeit in seinem Beruf praktisch tätig  gewesen 
ist. § 30 Absatz  4 Nummer 3 bleibt  unberührt. 
 
§ 32 Überwachung der  Eignung 
 
(1) Die zuständige Stelle  hat  darüber zu wachen, dass die Eignung  der Ausbildungsstätte sowie die persönliche 
und fachliche Eignung  vorliegen. 
 
(2) Werden Mängel der Eignung  festgestellt, so hat  die zuständige Stelle,  falls der Mangel zu beheben und eine 
Gefährdung Auszubildender nicht  zu erwarten ist, Ausbildende aufzufordern, innerhalb einer  von ihr gesetzten 
Frist den  Mangel zu beseitigen. Ist der Mangel der Eignung  nicht  zu beheben oder  ist eine  Gefährdung 
Auszubildender zu erwarten oder  wird der Mangel nicht  innerhalb der gesetzten Frist beseitigt, so hat  die 
zuständige Stelle  dies  der nach  Landesrecht zuständigen Behörde mitzuteilen. 
 
§ 33 Untersagung des Einstellens und  Ausbildens 
 
(1) Die nach  Landesrecht zuständige Behörde kann  für eine  bestimmte Ausbildungsstätte das  Einstellen und 
Ausbilden  untersagen, wenn  die Voraussetzungen nach  § 27 nicht  oder  nicht  mehr vorliegen. 
 
(2) Die nach  Landesrecht zuständige Behörde hat  das  Einstellen und Ausbilden  zu untersagen, wenn  die 
persönliche oder  fachliche Eignung  nicht  oder  nicht  mehr vorliegt. 
 




Verzeichnis der  Berufsausbildungsverhältnisse 
 
§ 34 Einrichten, Führen 
 
(1) Die zuständige Stelle  hat  für anerkannte Ausbildungsberufe ein Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse 
einzurichten und zu führen, in das  der Berufsausbildungsvertrag einzutragen ist. Die Eintragung ist für 
Auszubildende gebührenfrei. 
 
(2) Die Eintragung umfasst für jedes Berufsausbildungsverhältnis 
 
1.  Name,  Vorname, Geburtsdatum,  Anschrift der Auszubildenden; 
 
2.  Geschlecht, Staatsangehörigkeit, allgemeinbildender Schulabschluss, vorausgegangene Teilnahme an 
berufsvorbereitender Qualifizierung oder  beruflicher Grundbildung, berufliche Vorbildung; 
 
3.  erforderlichenfalls Name,  Vorname und Anschrift der gesetzlichen Vertreter oder  Vertreterinnen; 
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4.  Ausbildungsberuf einschließlich Fachrichtung; 
 
5.  Datum  des  Abschlusses des  Ausbildungsvertrages, Ausbildungsdauer, Dauer  der Probezeit; 
 
6.  Datum  des  Beginns  der Berufsausbildung; 
 
7.  Art der Förderung bei überwiegend öffentlich, insbesondere auf Grund des  Dritten  Buches Sozialgesetzbuch 
geförderten Berufsausbildungsverhältnissen; 
 
8.  Name  und Anschrift der Ausbildenden, Anschrift der Ausbildungsstätte, Wirtschaftszweig, Zugehörigkeit zum 
öffentlichen Dienst; 
 
9.  Name,  Vorname, Geschlecht und Art der fachlichen Eignung  der Ausbilder  und Ausbilderinnen. 
 
 
§ 35 Eintragen, Ändern, Löschen 
 
(1) Ein Berufsausbildungsvertrag und Änderungen seines wesentlichen Inhalts  sind in das  Verzeichnis 
einzutragen, wenn 
 
1.  der Berufsausbildungsvertrag diesem Gesetz und der Ausbildungsordnung entspricht, 
 
2.  die persönliche und fachliche Eignung  sowie die Eignung  der Ausbildungsstätte für das  Einstellen und 
Ausbilden  vorliegen und 
 
3.  für Auszubildende unter 18 Jahren  die ärztliche Bescheinigung über  die Erstuntersuchung nach  § 32 Abs. 1 
des  Jugendarbeitsschutzgesetzes zur Einsicht  vorgelegt wird. 
 
 
(2) Die Eintragung ist abzulehnen oder  zu löschen, wenn  die Eintragungsvoraussetzungen nicht  vorliegen 
und der Mangel nicht  nach  § 32 Abs. 2 behoben wird. Die Eintragung ist ferner zu löschen, wenn  die ärztliche 
Bescheinigung über  die erste Nachuntersuchung nach  § 33 Abs. 1 des  Jugendarbeitsschutzgesetzes nicht 
spätestens am Tage der Anmeldung der Auszubildenden zur Zwischenprüfung oder  zum ersten Teil der 
Abschlussprüfung zur Einsicht  vorgelegt und der Mangel nicht  nach  § 32 Abs. 2 behoben wird. 
 
(3) Die nach  § 34 Abs. 2 Nr. 1, 4, 6 und 8 erhobenen Daten dürfen zur Verbesserung der Ausbildungsvermittlung, 
zur Verbesserung der Zuverlässigkeit und Aktualität der Ausbildungsvermittlungsstatistik sowie zur Verbesserung 
der Feststellung von Angebot und Nachfrage auf dem  Ausbildungsmarkt an die Bundesagentur für Arbeit 
übermittelt werden. Bei der Datenübermittlung sind dem  jeweiligen Stand der Technik entsprechende Maßnahmen 
zur Sicherstellung von Datenschutz und Datensicherheit zu treffen, die insbesondere die Vertraulichkeit, 
Unversehrtheit und Zurechenbarkeit der Daten gewährleisten. 
 
§ 36 Antrag und  Mitteilungspflichten 
 
(1) Ausbildende haben unverzüglich nach  Abschluss des  Berufsausbildungsvertrages die Eintragung in das 
Verzeichnis zu beantragen. Der Antrag  kann  schriftlich oder  elektronisch gestellt werden; eine  Kopie der 
Vertragsniederschrift ist jeweils beizufügen. Auf einen betrieblichen Ausbildungsplan im Sinne  von § 11 
Absatz  1 Satz  2 Nummer 1, der der zuständigen Stelle  bereits vorliegt, kann  dabei Bezug genommen werden. 
Entsprechendes gilt bei Änderungen des  wesentlichen Vertragsinhalts. 
 
(2) Ausbildende und Auszubildende sind verpflichtet, den  zuständigen Stellen die zur Eintragung nach  § 34 





§ 37 Abschlussprüfung 
 
(1) In den  anerkannten  Ausbildungsberufen sind Abschlussprüfungen durchzuführen. Die Abschlussprüfung kann 
im Falle des  Nichtbestehens zweimal  wiederholt werden. Sofern  die Abschlussprüfung in zwei zeitlich  auseinander 
fallenden Teilen durchgeführt wird, ist der erste Teil der Abschlussprüfung nicht  eigenständig wiederholbar. 
 
(2) Dem Prüfling ist ein Zeugnis auszustellen. Ausbildenden werden auf deren Verlangen die Ergebnisse der 
Abschlussprüfung der Auszubildenden übermittelt. Sofern  die Abschlussprüfung in zwei zeitlich  auseinander 
fallenden Teilen durchgeführt wird, ist das  Ergebnis der Prüfungsleistungen im ersten Teil der Abschlussprüfung 
dem  Prüfling schriftlich mitzuteilen. 
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(3) Dem Zeugnis ist auf Antrag  der Auszubildenden eine  englischsprachige und eine  französischsprachige 
Übersetzung beizufügen. Auf Antrag  der Auszubildenden kann  das  Ergebnis berufsschulischer 
Leistungsfeststellungen auf dem  Zeugnis ausgewiesen werden. 
 
(4) Die Abschlussprüfung ist für Auszubildende gebührenfrei. 
 
§ 38 Prüfungsgegenstand 
 
Durch die Abschlussprüfung ist festzustellen, ob der Prüfling die berufliche Handlungsfähigkeit erworben hat.  In 
ihr soll der Prüfling nachweisen, dass er die erforderlichen beruflichen Fertigkeiten beherrscht, die notwendigen 
beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt und mit dem  im Berufsschulunterricht zu vermittelnden, für die 
Berufsausbildung wesentlichen Lehrstoff vertraut ist. Die Ausbildungsordnung ist zugrunde zu legen. 
 
§ 39 Prüfungsausschüsse 
 
(1) Für die Abnahme der Abschlussprüfung errichtet die zuständige Stelle  Prüfungsausschüsse. Mehrere 
zuständige Stellen können bei einer  von ihnen  gemeinsame Prüfungsausschüsse errichten. 
 
(2) Der Prüfungsausschuss kann  zur Bewertung einzelner, nicht  mündlich zu erbringender Prüfungsleistungen 
gutachterliche Stellungnahmen Dritter,  insbesondere berufsbildender Schulen, einholen. 
 
(3) Im Rahmen der Begutachtung nach  Absatz  2 sind die wesentlichen Abläufe zu dokumentieren und die für die 
Bewertung erheblichen Tatsachen festzuhalten. 
 
§ 40 Zusammensetzung, Berufung 
 
(1) Der Prüfungsausschuss besteht aus  mindestens drei Mitgliedern. Die Mitglieder  müssen für die 
Prüfungsgebiete sachkundig und für die Mitwirkung im Prüfungswesen geeignet sein. 
 
(2) Dem Prüfungsausschuss müssen als Mitglieder  Beauftragte der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer in gleicher 
Zahl sowie mindestens eine  Lehrkraft einer  berufsbildenden Schule  angehören. Mindestens zwei Drittel der 
Gesamtzahl der Mitglieder  müssen Beauftragte der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer sein.  Die Mitglieder  haben 
Stellvertreter oder  Stellvertreterinnen. 
 
(3) Die Mitglieder  werden von der zuständigen Stelle  längstens für fünf Jahre berufen. Die Beauftragten der 
Arbeitnehmer werden auf Vorschlag  der im Bezirk der zuständigen Stelle  bestehenden Gewerkschaften und 
selbständigen Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder  berufspolitischer Zwecksetzung berufen. Die 
Lehrkraft einer  berufsbildenden Schule  wird im Einvernehmen mit der Schulaufsichtsbehörde oder  der von ihr 
bestimmten Stelle  berufen. Werden Mitglieder  nicht  oder  nicht  in ausreichender Zahl innerhalb einer  von der 
zuständigen Stelle  gesetzten angemessenen Frist vorgeschlagen, so beruft die zuständige Stelle  insoweit nach 
pflichtgemäßem Ermessen. Die Mitglieder  der Prüfungsausschüsse können nach  Anhören  der an ihrer  Berufung 
Beteiligten aus  wichtigem Grund abberufen werden. Die Sätze 1 bis 5 gelten für die stellvertretenden Mitglieder 
entsprechend. 
 
(4) Die Tätigkeit im Prüfungsausschuss ist ehrenamtlich. Für bare Auslagen und für Zeitversäumnis ist, soweit 
eine  Entschädigung nicht  von anderer Seite  gewährt wird, eine  angemessene Entschädigung zu zahlen, deren 
Höhe von der zuständigen Stelle  mit Genehmigung der obersten Landesbehörde festgesetzt wird. 
 
(5) Von Absatz  2 darf nur abgewichen werden, wenn  anderenfalls die erforderliche Zahl von Mitgliedern des 
Prüfungsausschusses nicht  berufen werden kann. 
 
§ 41 Vorsitz, Beschlussfähigkeit,  Abstimmung 
 
(1) Der Prüfungsausschuss wählt  ein Mitglied, das  den  Vorsitz führt,  und ein weiteres Mitglied, das  den 
Vorsitz stellvertretend übernimmt. Der Vorsitz und das  ihn stellvertretende Mitglied sollen  nicht  derselben 
Mitgliedergruppe angehören. 
 
(2) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn  zwei Drittel der Mitglieder,  mindestens drei, mitwirken. Er 
beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des  vorsitzenden 
Mitglieds den  Ausschlag. 
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§ 42 Beschlussfassung, Bewertung der  Abschlussprüfung 
 
(1) Beschlüsse über  die Noten  zur Bewertung einzelner Prüfungsleistungen, der Prüfung  insgesamt sowie über 
das  Bestehen und Nichtbestehen der Abschlussprüfung werden durch  den  Prüfungsausschuss gefasst. 
 
(2) Zur Vorbereitung der Beschlussfassung nach  Absatz  1 kann  der Vorsitz mindestens zwei Mitglieder  mit der 
Bewertung einzelner, nicht  mündlich zu erbringender Prüfungsleistungen beauftragen. Die Beauftragten sollen 
nicht  derselben Mitgliedergruppe angehören. 
 
(3) Die nach  Absatz  2 beauftragten Mitglieder  dokumentieren die wesentlichen Abläufe und halten die für die 
Bewertung erheblichen Tatsachen fest. 
 
§ 43 Zulassung zur  Abschlussprüfung 
 
(1) Zur Abschlussprüfung ist zuzulassen, 
 
1.  wer die Ausbildungszeit zurückgelegt hat  oder  wessen Ausbildungszeit nicht  später als zwei Monate  nach 
dem  Prüfungstermin endet, 
 
2.  wer an vorgeschriebenen Zwischenprüfungen teilgenommen sowie vorgeschriebene schriftliche 
Ausbildungsnachweise geführt hat  und 
 
3.  wessen Berufsausbildungsverhältnis in das  Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse eingetragen oder 
aus  einem Grund nicht  eingetragen ist, den  weder die Auszubildenden noch  deren gesetzliche Vertreter oder 
Vertreterinnen zu vertreten haben. 
 
 
(2) Zur Abschlussprüfung ist ferner zuzulassen, wer in einer  berufsbildenden Schule  oder  einer  sonstigen 
Berufsbildungseinrichtung ausgebildet worden ist, wenn  dieser Bildungsgang der Berufsausbildung in einem 
anerkannten Ausbildungsberuf entspricht. Ein Bildungsgang entspricht der Berufsausbildung in einem 
anerkannten Ausbildungsberuf, wenn  er 
 
1.  nach  Inhalt,  Anforderung und zeitlichem Umfang  der jeweiligen Ausbildungsordnung gleichwertig ist, 
 
2.  systematisch, insbesondere im Rahmen einer  sachlichen und zeitlichen Gliederung, durchgeführt wird und 
 
3.  durch  Lernortkooperation einen angemessenen Anteil an fachpraktischer Ausbildung gewährleistet. 
 
 
§ 44 Zulassung zur  Abschlussprüfung bei zeitlich auseinander fallenden Teilen 
 
(1) Sofern  die Abschlussprüfung in zwei zeitlich  auseinander fallenden Teilen durchgeführt wird, ist über  die 
Zulassung jeweils gesondert zu entscheiden. 
 
(2) Zum ersten Teil der Abschlussprüfung ist zuzulassen, wer die in der Ausbildungsordnung vorgeschriebene, 
erforderliche Ausbildungszeit zurückgelegt hat  und die Voraussetzungen des  § 43 Abs. 1 Nr. 2 und 3 erfüllt. 
 
(3) Zum zweiten Teil der Abschlussprüfung ist zuzulassen, wer über  die Voraussetzungen in § 43 Abs. 1 hinaus 
am ersten Teil der Abschlussprüfung teilgenommen hat.  Dies gilt nicht,  wenn  Auszubildende aus  Gründen, die sie 
nicht  zu vertreten haben, am ersten Teil der Abschlussprüfung nicht  teilgenommen haben. In diesem Fall ist der 
erste Teil der Abschlussprüfung zusammen mit dem  zweiten Teil abzulegen. 
 
§ 45 Zulassung in besonderen Fällen 
 
(1) Auszubildende können nach  Anhörung der Ausbildenden und der Berufsschule vor Ablauf ihrer 
Ausbildungszeit zur Abschlussprüfung zugelassen werden, wenn  ihre Leistungen dies  rechtfertigen. 
 
(2) Zur Abschlussprüfung ist auch  zuzulassen, wer nachweist, dass er mindestens das  Eineinhalbfache der 
Zeit, die als Ausbildungszeit vorgeschrieben ist, in dem  Beruf tätig  gewesen ist, in dem  die Prüfung  abgelegt 
werden soll. Als Zeiten der Berufstätigkeit gelten auch  Ausbildungszeiten in einem anderen, einschlägigen 
Ausbildungsberuf. Vom Nachweis der Mindestzeit nach  Satz  1 kann  ganz  oder  teilweise abgesehen werden, 
wenn  durch  Vorlage  von Zeugnissen oder  auf andere Weise glaubhaft gemacht wird, dass der Bewerber oder 
die Bewerberin die berufliche Handlungsfähigkeit erworben hat,  die die Zulassung zur Prüfung  rechtfertigt. 
Ausländische Bildungsabschlüsse und Zeiten der Berufstätigkeit im Ausland  sind dabei zu berücksichtigen. 
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(3) Soldaten oder  Soldatinnen auf Zeit und ehemalige Soldaten oder  Soldatinnen sind nach  Absatz  2 Satz  3 
zur Abschlussprüfung zuzulassen, wenn  das  Bundesministerium der Verteidigung oder  die von ihm bestimmte 
Stelle  bescheinigt, dass der Bewerber oder  die Bewerberin berufliche Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten 
erworben hat,  welche die Zulassung zur Prüfung  rechtfertigen. 
 
§ 46 Entscheidung über die Zulassung 
 
(1) Über die Zulassung zur Abschlussprüfung entscheidet die zuständige Stelle.  Hält sie die 
Zulassungsvoraussetzungen nicht  für gegeben, so entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
(2) Auszubildenden, die Elternzeit in Anspruch genommen haben, darf bei der Entscheidung über  die Zulassung 
hieraus kein Nachteil  erwachsen. 
 
§ 47 Prüfungsordnung 
 
(1) Die zuständige Stelle  hat  eine  Prüfungsordnung für die Abschlussprüfung zu erlassen. Die Prüfungsordnung 
bedarf der Genehmigung der zuständigen obersten Landesbehörde. 
 
(2) Die Prüfungsordnung muss die Zulassung, die Gliederung der Prüfung, die Bewertungsmaßstäbe, die 
Erteilung  der Prüfungszeugnisse, die Folgen  von Verstößen gegen die Prüfungsordnung und die 
Wiederholungsprüfung regeln. Sie kann  vorsehen, dass Prüfungsaufgaben, die überregional oder  von einem 
Aufgabenerstellungsausschuss bei der zuständigen Stelle  erstellt oder  ausgewählt werden, zu übernehmen 
sind, sofern diese Aufgaben von Gremien erstellt oder  ausgewählt werden, die entsprechend § 40 Abs. 2 
zusammengesetzt sind. 
 
(3) Der Hauptausschuss des  Bundesinstituts für Berufsbildung erlässt für die Prüfungsordnung Richtlinien. 
 
§ 48 Zwischenprüfungen 
 
(1) Während der Berufsausbildung ist zur Ermittlung des  Ausbildungsstandes eine  Zwischenprüfung 
entsprechend der Ausbildungsordnung durchzuführen. Die §§ 37 bis 39 gelten entsprechend. 
 
(2) Sofern  die Ausbildungsordnung vorsieht, dass die Abschlussprüfung in zwei zeitlich  auseinander fallenden 
Teilen durchgeführt wird, findet  Absatz  1 keine  Anwendung. 
 
§ 49 Zusatzqualifikationen 
 
(1) Zusätzliche berufliche Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten nach  § 5 Abs. 2 Nr. 5 werden gesondert 
geprüft und bescheinigt. Das Ergebnis der Prüfung  nach  § 37 bleibt  unberührt. 
 
(2) § 37 Abs. 3 und 4 sowie die §§ 39 bis 42 und 47 gelten entsprechend. 
 
§ 50 Gleichstellung von Prüfungszeugnissen 
 
(1) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie oder  das  sonst zuständige Fachministerium kann  im 
Einvernehmen mit dem  Bundesministerium für Bildung und Forschung nach  Anhörung des  Hauptausschusses des 
Bundesinstituts für Berufsbildung durch  Rechtsverordnung außerhalb des  Anwendungsbereichs dieses Gesetzes 
erworbene Prüfungszeugnisse den  entsprechenden Zeugnissen über  das  Bestehen der Abschlussprüfung 
gleichstellen, wenn  die Berufsausbildung und die in der Prüfung  nachzuweisenden beruflichen Fertigkeiten, 
Kenntnisse und Fähigkeiten gleichwertig sind. 
 
(2) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie oder  das  sonst zuständige Fachministerium kann  im 
Einvernehmen mit dem  Bundesministerium für Bildung und Forschung nach  Anhörung des  Hauptausschusses 
des  Bundesinstituts für Berufsbildung durch  Rechtsverordnung im Ausland  erworbene Prüfungszeugnisse den 
entsprechenden Zeugnissen über  das  Bestehen der Abschlussprüfung gleichstellen, wenn  die in der Prüfung 
nachzuweisenden beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten gleichwertig sind. 
 
§ 50a Gleichwertigkeit ausländischer Berufsqualifikationen 
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Ausländische Berufsqualifikationen stehen einer  bestandenen Aus- oder  Fortbildungsprüfung nach  diesem 
Gesetz gleich,  wenn  die Gleichwertigkeit der beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten nach  dem 





§ 51 Interessenvertretung 
 
(1) Auszubildende, deren praktische Berufsbildung in einer  sonstigen Berufsbildungseinrichtung außerhalb der 
schulischen und betrieblichen Berufsbildung (§ 2 Abs. 1 Nr. 3) mit in der Regel mindestens fünf Auszubildenden 
stattfindet und die nicht  wahlberechtigt zum Betriebsrat nach  § 7 des  Betriebsverfassungsgesetzes, zur Jugend- 
und Auszubildendenvertretung nach  § 60 des  Betriebsverfassungsgesetzes oder  zur Mitwirkungsvertretung nach 
§ 36 des  Neunten Buches Sozialgesetzbuch sind (außerbetriebliche Auszubildende), wählen eine  besondere 
Interessenvertretung. 
 
(2) Absatz  1 findet  keine  Anwendung auf Berufsbildungseinrichtungen von Religionsgemeinschaften sowie auf 
andere Berufsbildungseinrichtungen, soweit  sie eigene gleichwertige Regelungen getroffen haben. 
 
§ 52 Verordnungsermächtigung 
 
Das Bundesministerium für Bildung und Forschung kann  durch  Rechtsverordnung, die nicht  der Zustimmung 
des  Bundesrates bedarf, die Fragen bestimmen, auf die sich die Beteiligung erstreckt, die Zusammensetzung 
und die Amtszeit der Interessenvertretung, die Durchführung der Wahl, insbesondere die Feststellung der 





§ 53 Fortbildungsordnung 
 
(1) Als Grundlage für eine  einheitliche berufliche Fortbildung kann  das  Bundesministerium für Bildung und 
Forschung im Einvernehmen mit dem  Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie oder  dem  sonst 
zuständigen Fachministerium nach  Anhörung des  Hauptausschusses des  Bundesinstituts für Berufsbildung durch 
Rechtsverordnung, die nicht  der Zustimmung des  Bundesrates bedarf, Fortbildungsabschlüsse anerkennen und 
hierfür  Prüfungsregelungen erlassen (Fortbildungsordnung). 
 
(2) Die Fortbildungsordnung hat  festzulegen 
 
1.  die Bezeichnung des  Fortbildungsabschlusses, 
 
2.  das  Ziel, den  Inhalt und die Anforderungen der Prüfung, 
 
3.  die Zulassungsvoraussetzungen sowie 
 
4.  das  Prüfungsverfahren. 
 
 
(3) Abweichend von Absatz  1 werden Fortbildungsordnungen in Berufen der Landwirtschaft, einschließlich der 
ländlichen Hauswirtschaft, durch  das  Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
im Einvernehmen mit dem  Bundesministerium für Bildung und Forschung, Fortbildungsordnungen in Berufen 
der Hauswirtschaft durch  das  Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Bildung und Forschung erlassen. 
 
§ 54 Fortbildungsprüfungsregelungen der  zuständigen Stellen 
 
Soweit  Rechtsverordnungen nach  § 53 nicht  erlassen sind, kann  die zuständige Stelle 
Fortbildungsprüfungsregelungen erlassen. Die zuständige Stelle  regelt die Bezeichnung des 
Fortbildungsabschlusses, Ziel, Inhalt und Anforderungen der Prüfungen, die Zulassungsvoraussetzungen sowie 
das  Prüfungsverfahren. 
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§ 55 Berücksichtigung ausländischer Vorqualifikationen 
 
Sofern  die Fortbildungsordnung (§ 53) oder  eine  Regelung der zuständigen Stelle  (§ 54) 
Zulassungsvoraussetzungen vorsieht, sind ausländische Bildungsabschlüsse und Zeiten der Berufstätigkeit im 
Ausland  zu berücksichtigen. 
 
§ 56 Fortbildungsprüfungen 
 
(1) Für die Durchführung von Prüfungen im Bereich  der beruflichen Fortbildung errichtet die zuständige Stelle 
Prüfungsausschüsse. § 37 Abs. 2 und 3 sowie die §§ 40 bis 42, 46 und 47 gelten entsprechend. 
 
(2) Der Prüfling ist auf Antrag  von der Ablegung einzelner Prüfungsbestandteile durch  die zuständige Stelle  zu 
befreien, wenn  er eine  andere vergleichbare Prüfung  vor einer  öffentlichen oder  staatlich anerkannten 
Bildungseinrichtung oder  vor einem staatlichen Prüfungsausschuss erfolgreich abgelegt hat  und die Anmeldung 
zur Fortbildungsprüfung innerhalb von fünf Jahren  nach  der Bekanntgabe des  Bestehens der anderen Prüfung 
erfolgt. 
 
§ 57 Gleichstellung von Prüfungszeugnissen 
 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie oder  das  sonst zuständige Fachministerium kann  im 
Einvernehmen mit dem  Bundesministerium für Bildung und Forschung nach  Anhörung des  Hauptausschusses des 
Bundesinstituts für Berufsbildung durch  Rechtsverordnung außerhalb des  Anwendungsbereichs dieses Gesetzes 
oder  im Ausland  erworbene Prüfungszeugnisse den  entsprechenden Zeugnissen über  das  Bestehen einer 
Fortbildungsprüfung auf der Grundlage der §§ 53 und 54 gleichstellen, wenn  die in der Prüfung  nachzuweisenden 





§ 58 Umschulungsordnung 
 
Als Grundlage für eine  geordnete und einheitliche berufliche Umschulung kann  das  Bundesministerium für 
Bildung und Forschung im Einvernehmen mit dem  Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie oder  dem 
sonst zuständigen Fachministerium nach  Anhörung des  Hauptausschusses des  Bundesinstituts für Berufsbildung 
durch  Rechtsverordnung, die nicht  der Zustimmung des  Bundesrates bedarf, 
 
1.  die Bezeichnung des  Umschulungsabschlusses, 
 
2.  das  Ziel, den  Inhalt,  die Art und Dauer  der Umschulung, 
 
3.  die Anforderungen der Umschulungsprüfung und die Zulassungsvoraussetzungen sowie 
 
4.  das  Prüfungsverfahren der Umschulung 
 
unter Berücksichtigung der besonderen Erfordernisse der beruflichen Erwachsenenbildung bestimmen 
(Umschulungsordnung). 
 
§ 59 Umschulungsprüfungsregelungen der  zuständigen Stellen 
 
Soweit  Rechtsverordnungen nach  § 58 nicht  erlassen sind, kann  die zuständige Stelle 
Umschulungsprüfungsregelungen erlassen. Die zuständige Stelle  regelt die Bezeichnung des 
Umschulungsabschlusses, Ziel, Inhalt und Anforderungen der Prüfungen, die Zulassungsvoraussetzungen sowie 
das  Prüfungsverfahren unter Berücksichtigung der besonderen Erfordernisse beruflicher Erwachsenenbildung. 
 
§ 60 Umschulung für einen anerkannten Ausbildungsberuf 
 
Sofern  sich die Umschulungsordnung (§ 58) oder  eine  Regelung der zuständigen Stelle  (§ 59) auf die Umschulung 
für einen anerkannten Ausbildungsberuf richtet, sind das  Ausbildungsberufsbild (§ 5 Abs. 1 Nr. 3), der 
Ausbildungsrahmenplan (§ 5 Abs. 1 Nr. 4) und die Prüfungsanforderungen (§ 5 Abs. 1 Nr. 5) zugrunde zu legen. 
Die §§ 27 bis 33 gelten entsprechend. 
 
§ 61 Berücksichtigung ausländischer Vorqualifikationen 
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Sofern  die Umschulungsordnung (§ 58) oder  eine  Regelung der zuständigen Stelle  (§ 59) 
Zulassungsvoraussetzungen vorsieht, sind ausländische Bildungsabschlüsse und Zeiten der Berufstätigkeit im 
Ausland  zu berücksichtigen. 
 
§ 62 Umschulungsmaßnahmen; Umschulungsprüfungen 
 
(1) Maßnahmen der beruflichen Umschulung müssen nach  Inhalt,  Art, Ziel und Dauer  den  besonderen 
Erfordernissen der beruflichen Erwachsenenbildung entsprechen. 
 
(2) Umschulende haben die Durchführung der beruflichen Umschulung vor Beginn  der Maßnahme der 
zuständigen Stelle  schriftlich anzuzeigen. Die Anzeigepflicht erstreckt  sich auf den  wesentlichen Inhalt 
des  Umschulungsverhältnisses. Bei Abschluss eines Umschulungsvertrages ist eine  Ausfertigung der 
Vertragsniederschrift beizufügen. 
 
(3) Für die Durchführung von Prüfungen im Bereich  der beruflichen Umschulung errichtet die zuständige Stelle 
Prüfungsausschüsse. § 37 Abs. 2 und 3 sowie die §§ 40 bis 42, 46 und 47 gelten entsprechend. 
 
(4) Der Prüfling ist auf Antrag  von der Ablegung einzelner Prüfungsbestandteile durch  die zuständige Stelle  zu 
befreien, wenn  er eine  andere vergleichbare Prüfung  vor einer  öffentlichen oder  staatlich anerkannten 
Bildungseinrichtung oder  vor einem staatlichen Prüfungsausschuss erfolgreich abgelegt hat  und die Anmeldung 
zur Umschulungsprüfung innerhalb von fünf Jahren  nach  der Bekanntgabe des  Bestehens der anderen Prüfung 
erfolgt. 
 
§ 63 Gleichstellung von Prüfungszeugnissen 
 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie oder  das  sonst zuständige Fachministerium kann  im 
Einvernehmen mit dem  Bundesministerium für Bildung und Forschung nach  Anhörung des  Hauptausschusses 
des  Bundesinstituts für Berufsbildung durch  Rechtsverordnung außerhalb des  Anwendungsbereichs dieses 
Gesetzes oder  im Ausland  erworbene Prüfungszeugnisse den  entsprechenden Zeugnissen über  das  Bestehen 
einer  Umschulungsprüfung auf der Grundlage der §§ 58 und 59 gleichstellen, wenn  die in der Prüfung 
nachzuweisenden beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten gleichwertig sind. 
 
Kapitel 4 
Berufsbildung für besondere Personengruppen 
 
Abschnitt 1 
Berufsbildung behinderter Menschen 
 
§ 64 Berufsausbildung 
 
Behinderte Menschen (§ 2 Abs. 1 Satz  1 des  Neunten Buches Sozialgesetzbuch) sollen  in anerkannten 
Ausbildungsberufen ausgebildet werden. 
 
§ 65 Berufsausbildung in anerkannten Ausbildungsberufen 
 
(1) Regelungen nach  den  §§ 9 und 47 sollen  die besonderen Verhältnisse behinderter Menschen 
berücksichtigen. Dies gilt insbesondere für die zeitliche und sachliche Gliederung der Ausbildung, die Dauer 
von Prüfungszeiten, die Zulassung von Hilfsmitteln  und die Inanspruchnahme von Hilfeleistungen Dritter  wie 
Gebärdensprachdolmetscher für hörbehinderte Menschen. 
 
(2) Der Berufsausbildungsvertrag mit einem behinderten Menschen ist in das  Verzeichnis der 
Berufsausbildungsverhältnisse (§ 34) einzutragen. Der behinderte Mensch  ist zur Abschlussprüfung auch 
zuzulassen, wenn  die Voraussetzungen des  § 43 Abs. 1 Nr. 2 und 3 nicht  vorliegen. 
 
§ 66 Ausbildungsregelungen der  zuständigen Stellen 
 
(1) Für behinderte Menschen, für die wegen Art und Schwere ihrer  Behinderung eine  Ausbildung in einem 
anerkannten Ausbildungsberuf nicht  in Betracht kommt, treffen die zuständigen Stellen auf Antrag  der 
behinderten Menschen oder  ihrer  gesetzlichen Vertreter oder  Vertreterinnen Ausbildungsregelungen 
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entsprechend den  Empfehlungen des  Hauptausschusses des  Bundesinstituts für Berufsbildung. Die 
Ausbildungsinhalte sollen  unter Berücksichtigung von Lage und Entwicklung des  allgemeinen Arbeitsmarktes 
aus  den  Inhalten anerkannter Ausbildungsberufe entwickelt werden. Im Antrag  nach  Satz  1 ist eine 
Ausbildungsmöglichkeit in dem  angestrebten Ausbildungsgang nachzuweisen. 
 
(2) § 65 Abs. 2 Satz  1 gilt entsprechend. 
 
§ 67 Berufliche Fortbildung, berufliche Umschulung 
 
Für die berufliche Fortbildung und die berufliche Umschulung behinderter Menschen gelten die §§ 64 bis 66 





§ 68 Personenkreis und  Anforderungen 
 
(1) Die Berufsausbildungsvorbereitung richtet sich an lernbeeinträchtigte oder  sozial benachteiligte Personen, 
deren Entwicklungsstand eine  erfolgreiche Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf noch  nicht 
erwarten lässt. Sie muss nach  Inhalt,  Art, Ziel und Dauer  den  besonderen Erfordernissen des  in Satz  1 genannten 
Personenkreises entsprechen und durch  umfassende sozialpädagogische Betreuung und Unterstützung begleitet 
werden. 
 
(2) Für die Berufsausbildungsvorbereitung, die nicht  im Rahmen des  Dritten  Buches Sozialgesetzbuch 
oder  anderer vergleichbarer, öffentlich geförderter Maßnahmen durchgeführt wird, gelten die §§ 27 bis 33 
entsprechend. 
 
§ 69 Qualifizierungsbausteine, Bescheinigung 
 
(1) Die Vermittlung von Grundlagen für den  Erwerb beruflicher Handlungsfähigkeit (§ 1 Abs. 2) kann insbesondere 
durch  inhaltlich und zeitlich  abgegrenzte Lerneinheiten erfolgen, die aus  den  Inhalten anerkannter 
Ausbildungsberufe entwickelt werden (Qualifizierungsbausteine). 
 
(2) Über vermittelte Grundlagen für den  Erwerb beruflicher Handlungsfähigkeit stellt  der Anbieter der 
Berufsausbildungsvorbereitung eine  Bescheinigung aus.  Das Nähere regelt das  Bundesministerium für Bildung 
und Forschung im Einvernehmen mit den  für den  Erlass  von Ausbildungsordnungen zuständigen Fachministerien 
nach  Anhörung des  Hauptausschusses des  Bundesinstituts für Berufsbildung durch  Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des  Bundesrates bedarf. 
 
§ 70 Überwachung, Beratung 
 
(1) Die nach  Landesrecht zuständige Behörde hat  die Berufsausbildungsvorbereitung zu untersagen, wenn  die 
Voraussetzungen des  § 68 Abs. 1 nicht  vorliegen. 
 
(2) Der Anbieter hat  die Durchführung von Maßnahmen der Berufsausbildungsvorbereitung vor Beginn  der 
Maßnahme der zuständigen Stelle  schriftlich anzuzeigen. Die Anzeigepflicht erstreckt  sich auf den  wesentlichen 
Inhalt des  Qualifizierungsvertrages sowie die nach  § 88 Abs. 1 Nr. 5 erforderlichen Angaben. 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 sowie § 76 finden  keine  Anwendung, soweit  die Berufsausbildungsvorbereitung im 




Organisation der  Berufsbildung 
 
Kapitel 1 
Zuständige Stellen; zuständige Behörden 
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Bestimmung der  zuständigen Stelle 
 
§ 71 Zuständige Stellen 
 
(1) Für die Berufsbildung in Berufen der Handwerksordnung ist die Handwerkskammer zuständige Stelle  im Sinne 
dieses Gesetzes. 
 
(2) Für die Berufsbildung in nichthandwerklichen Gewerbeberufen ist die Industrie- und Handelskammer 
zuständige Stelle  im Sinne  dieses Gesetzes. 
 
(3) Für die Berufsbildung in Berufen der Landwirtschaft, einschließlich der ländlichen Hauswirtschaft, ist die 
Landwirtschaftskammer zuständige Stelle  im Sinne  dieses Gesetzes. 
 
(4) Für die Berufsbildung der Fachangestellten im Bereich  der Rechtspflege sind jeweils für ihren  Bereich  die 
Rechtsanwalts-, Patentanwalts- und Notarkammern und für ihren  Tätigkeitsbereich die Notarkassen zuständige 
Stelle  im Sinne  dieses Gesetzes. 
 
(5) Für die Berufsbildung der Fachangestellten im Bereich  der Wirtschaftsprüfung und Steuerberatung sind 
jeweils für ihren  Bereich  die Wirtschaftsprüferkammern und die Steuerberaterkammern zuständige Stelle  im 
Sinne  dieses Gesetzes. 
 
(6) Für die Berufsbildung der Fachangestellten im Bereich  der Gesundheitsdienstberufe sind jeweils für ihren 
Bereich  die Ärzte-, Zahnärzte-, Tierärzte- und Apothekerkammern zuständige Stelle  im Sinne  dieses Gesetzes. 
 
(7) Soweit  die Berufsausbildungsvorbereitung, die Berufsausbildung und die berufliche Umschulung in Betrieben 
zulassungspflichtiger Handwerke, zulassungsfreier Handwerke und handwerksähnlicher Gewerbe durchgeführt 
wird, ist abweichend von den  Absätzen 2 bis 6 die Handwerkskammer zuständige Stelle  im Sinne  dieses 
Gesetzes. 
 
(8) Soweit  Kammern für einzelne Berufsbereiche der Absätze 1 bis 6 nicht  bestehen, bestimmt das  Land die 
zuständige Stelle. 
 
(9) Mehrere Kammern können vereinbaren, dass die ihnen  durch  Gesetz zugewiesenen Aufgaben im Bereich  der 
Berufsbildung durch  eine  von ihnen  wahrgenommen wird. Die Vereinbarung bedarf der Genehmigung durch  die 
zuständige oberste Bundes- oder  Landesbehörde. 
 
§ 72 Bestimmung durch Rechtsverordnung 
 
Das zuständige Fachministerium kann  im Einvernehmen mit dem  Bundesministerium für Bildung und Forschung 
durch  Rechtsverordnung mit Zustimmung des  Bundesrates für Berufsbereiche, die durch  § 71 nicht  geregelt sind, 
die zuständige Stelle  bestimmen. 
 
§ 73 Zuständige Stellen im Bereich des öffentlichen Dienstes 
 
(1) Im öffentlichen Dienst  bestimmt für den  Bund die oberste Bundesbehörde für ihren  Geschäftsbereich die 
zuständige Stelle 
 
1.  in den  Fällen der §§ 32, 33 und 76 sowie der §§ 23, 24 und 41a  der Handwerksordnung, 
 
2.  für die Berufsbildung in anderen als den  durch  die §§ 71 und 72 erfassten Berufsbereichen; 
 
dies  gilt auch  für die der Aufsicht des  Bundes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts. 
 
(2) Im öffentlichen Dienst  bestimmen die Länder  für ihren  Bereich  sowie für die Gemeinden und 
Gemeindeverbände die zuständige Stelle  für die Berufsbildung in anderen als den  durch  die §§ 71 und 72 
erfassten Berufsbereichen. Dies gilt auch  für die der Aufsicht der Länder  unterstehenden Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des  öffentlichen Rechts. 
 
§ 74 Erweiterte Zuständigkeit 
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§ 73 gilt entsprechend für Ausbildungsberufe, in denen im Bereich  der Kirchen und sonstigen 
Religionsgemeinschaften des  öffentlichen Rechts oder  außerhalb des  öffentlichen Dienstes nach 
Ausbildungsordnungen des  öffentlichen Dienstes ausgebildet wird. 
 
§ 75 Zuständige Stellen im Bereich der  Kirchen und  sonstigen 
Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts 
 
Die Kirchen und sonstigen Religionsgemeinschaften des  öffentlichen Rechts bestimmen für ihren  Bereich  die 
zuständige Stelle  für die Berufsbildung in anderen als den  durch  die §§ 71, 72 und 74 erfassten Berufsbereichen. 
Die §§ 77 bis 80 finden  keine  Anwendung. 
 
Abschnitt 2 
Überwachung der  Berufsbildung 
 
§ 76 Überwachung, Beratung 
 
(1) Die zuständige Stelle  überwacht die Durchführung 
 
1.  der Berufsausbildungsvorbereitung, 
 
2.  der Berufsausbildung und 
 
3.  der beruflichen Umschulung 
 
und fördert diese durch  Beratung der an der Berufsbildung beteiligten Personen. Sie hat  zu diesem Zweck 
Berater oder  Beraterinnen zu bestellen. 
 
(2) Ausbildende, Umschulende und Anbieter von Maßnahmen der Berufsausbildungsvorbereitung sind auf 
Verlangen verpflichtet, die für die Überwachung notwendigen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen vorzulegen 
sowie die Besichtigung der Ausbildungsstätten zu gestatten. 
 
(3) Die Durchführung von Auslandsaufenthalten nach  § 2 Abs. 3 überwacht und fördert die zuständige Stelle  in 
geeigneter Weise.  Beträgt die Dauer  eines Ausbildungsabschnitts im Ausland  mehr als vier Wochen, ist hierfür 
ein mit der zuständigen Stelle  abgestimmter Plan erforderlich. 
 
(4) Auskunftspflichtige können die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung sie selbst oder 
einen der in § 52 der Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr  strafgerichtlicher Verfolgung 
oder  eines Verfahrens nach  dem  Gesetz über  Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 
 
(5) Die zuständige Stelle  teilt der Aufsichtsbehörde nach  dem  Jugendarbeitsschutzgesetz Wahrnehmungen mit, 
die für die Durchführung des  Jugendarbeitsschutzgesetzes von Bedeutung sein  können. 
 
Abschnitt 3 
Berufsbildungsausschuss der  zuständigen Stelle 
 
§ 77 Errichtung 
 
(1) Die zuständige Stelle  errichtet einen Berufsbildungsausschuss. Ihm gehören sechs Beauftragte der 
Arbeitgeber, sechs Beauftragte der Arbeitnehmer und sechs Lehrkräfte an berufsbildenden Schulen an, die 
Lehrkräfte mit beratender Stimme. 
 
(2) Die Beauftragten der Arbeitgeber werden auf Vorschlag  der zuständigen Stelle,  die Beauftragten 
der Arbeitnehmer auf Vorschlag  der im Bezirk der zuständigen Stelle  bestehenden Gewerkschaften und 
selbständigen Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder  berufspolitischer Zwecksetzung, die Lehrkräfte 
an berufsbildenden Schulen von der nach  Landesrecht zuständigen Behörde längstens für vier Jahre als 
Mitglieder berufen. 
 
(3) Die Tätigkeit im Berufsbildungsausschuss ist ehrenamtlich. Für bare Auslagen und für Zeitversäumnis ist, 
soweit  eine  Entschädigung nicht  von anderer Seite  gewährt wird, eine  angemessene Entschädigung zu zahlen, 
deren Höhe von der zuständigen Stelle  mit Genehmigung der obersten Landesbehörde festgesetzt wird. 
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(4) Die Mitglieder  können nach  Anhören  der an ihrer  Berufung Beteiligten aus  wichtigem Grund abberufen 
werden. 
 
(5) Die Mitglieder  haben Stellvertreter oder  Stellvertreterinnen. Die Absätze 1 bis 4 gelten für die Stellvertreter 
und Stellvertreterinnen entsprechend. 
 
(6) Der Berufsbildungsausschuss wählt  ein Mitglied, das  den  Vorsitz führt,  und ein weiteres Mitglied, das  den 
Vorsitz stellvertretend übernimmt. Der Vorsitz und seine Stellvertretung sollen  nicht  derselben Mitgliedergruppe 
angehören. 
 
§ 78 Beschlussfähigkeit, Abstimmung 
 
(1) Der Berufsbildungsausschuss ist beschlussfähig, wenn  mehr als die Hälfte seiner stimmberechtigten 
Mitglieder  anwesend ist. Er beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 
 
(2) Zur Wirksamkeit eines Beschlusses ist es erforderlich, dass der Gegenstand bei der Einberufung des 
Ausschusses bezeichnet ist, es sei denn, dass er mit Zustimmung von zwei Dritteln  der stimmberechtigten 
Mitglieder  nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt wird. 
 
§ 79 Aufgaben 
 
(1) Der Berufsbildungsausschuss ist in allen wichtigen Angelegenheiten der beruflichen Bildung zu unterrichten 
und zu hören. Er hat  im Rahmen seiner Aufgaben auf eine  stetige  Entwicklung der Qualität der beruflichen 
Bildung hinzuwirken. 
 
(2) Wichtige  Angelegenheiten, in denen der Berufsbildungsausschuss anzuhören ist, sind insbesondere: 
 
1.  Erlass  von Verwaltungsgrundsätzen über  die Eignung  von Ausbildungs- und Umschulungsstätten, für das 
Führen  von schriftlichen Ausbildungsnachweisen, für die Verkürzung der Ausbildungsdauer, für die vorzeitige 
Zulassung zur Abschlussprüfung, für die Durchführung der Prüfungen, zur Durchführung von über-  und 
außerbetrieblicher Ausbildung sowie Verwaltungsrichtlinien zur beruflichen Bildung, 
 
2.  Umsetzung der vom Landesausschuss für Berufsbildung empfohlenen Maßnahmen, 
 
3.  wesentliche inhaltliche Änderungen des  Ausbildungsvertragsmusters. 
 
 
(3) Wichtige  Angelegenheiten, in denen der Berufsbildungsausschuss zu unterrichten ist, sind insbesondere: 
 
1.  Zahl und Art der der zuständigen Stelle  angezeigten Maßnahmen der Berufsausbildungsvorbereitung und 
beruflichen Umschulung sowie der eingetragenen Berufsausbildungsverhältnisse, 
 
2.  Zahl und Ergebnisse von durchgeführten Prüfungen sowie hierbei gewonnene Erfahrungen, 
 
3.  Tätigkeit der Berater und Beraterinnen nach  § 76 Abs. 1 Satz  2, 
 
4.  für den  räumlichen und fachlichen Zuständigkeitsbereich der zuständigen Stelle  neue Formen, Inhalte und 
Methoden der Berufsbildung, 
 
5.  Stellungnahmen oder  Vorschläge der zuständigen Stelle  gegenüber anderen Stellen und Behörden, 
soweit  sie sich auf die Durchführung dieses Gesetzes oder  der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsvorschriften beziehen, 
 
6.  Bau eigener überbetrieblicher Berufsbildungsstätten, 
 
7.  Beschlüsse nach  Absatz  5 sowie beschlossene Haushaltsansätze zur Durchführung der Berufsbildung mit 
Ausnahme der Personalkosten, 
 
8.  Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten aus  Ausbildungsverhältnissen, 
 
9.  Arbeitsmarktfragen, soweit  sie die Berufsbildung im Zuständigkeitsbereich der zuständigen Stelle  berühren. 
 
 
(4) Der Berufsbildungsausschuss hat  die auf Grund dieses Gesetzes von der zuständigen Stelle  zu erlassenden 
Rechtsvorschriften für die Durchführung der Berufsbildung zu beschließen. Gegen Beschlüsse, die gegen 
Gesetz oder  Satzung verstoßen, kann  die zur Vertretung der zuständigen Stelle  berechtigte Person innerhalb 
einer  Woche Einspruch einlegen. Der Einspruch ist zu begründen und hat  aufschiebende Wirkung. Der 
Berufsbildungsausschuss hat  seinen Beschluss zu überprüfen und erneut zu beschließen. 
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(5) Beschlüsse, zu deren Durchführung die für Berufsbildung im laufenden Haushalt vorgesehenen Mittel nicht 
ausreichen, bedürfen für ihre Wirksamkeit der Zustimmung der für den  Haushaltsplan zuständigen Organe. Das 
Gleiche  gilt für Beschlüsse, zu deren Durchführung in folgenden Haushaltsjahren Mittel bereitgestellt werden 
müssen, die die Ausgaben für Berufsbildung des  laufenden Haushalts nicht  unwesentlich übersteigen. 
 
(6) Abweichend von § 77 Abs. 1 haben die Lehrkräfte Stimmrecht bei Beschlüssen zu Angelegenheiten der 
Berufsausbildungsvorbereitung und Berufsausbildung, soweit  sich die Beschlüsse unmittelbar auf die 
Organisation der schulischen Berufsbildung auswirken. 
 
§ 80 Geschäftsordnung 
 
Der Berufsbildungsausschuss gibt sich eine  Geschäftsordnung. Sie kann  die Bildung von Unterausschüssen 
vorsehen und bestimmen, dass ihnen  nicht  nur Mitglieder  des  Ausschusses angehören. Für die Unterausschüsse 





§ 81 Zuständige Behörden 
 
(1) Im Bereich  des  Bundes ist die oberste Bundesbehörde oder  die von ihr bestimmte Behörde die zuständige 
Behörde im Sinne  des  § 30 Abs. 6, der §§ 32, 33, 40 Abs. 4 und der §§ 47, 77 Abs. 2 und 3. 
 
(2) Ist eine  oberste Bundesbehörde oder  eine  oberste Landesbehörde zuständige Stelle  im Sinne  dieses 
Gesetzes, so bedarf es im Falle des  § 40 Abs. 4 sowie der §§ 47 und 77 Abs. 3 keiner  Genehmigung. 
 
Kapitel 2 
Landesausschüsse für Berufsbildung 
 
§ 82 Errichtung, Geschäftsordnung, Abstimmung 
 
(1) Bei der Landesregierung wird ein Landesausschuss für Berufsbildung errichtet. Er setzt sich zusammen aus 
einer  gleichen Zahl von Beauftragten der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und der obersten Landesbehörden. Die 
Hälfte der Beauftragten der obersten Landesbehörden muss in Fragen des  Schulwesens sachverständig sein. 
 
(2) Die Mitglieder  des  Landesausschusses werden längstens für vier Jahre von der Landesregierung berufen, 
die Beauftragten der Arbeitgeber auf Vorschlag  der auf Landesebene bestehenden Zusammenschlüsse der 
Kammern, der Arbeitgeberverbände und der Unternehmerverbände, die Beauftragten der Arbeitnehmer 
auf Vorschlag  der auf Landesebene bestehenden Gewerkschaften und selbständigen Vereinigungen von 
Arbeitnehmern mit sozial- oder  berufspolitischer Zwecksetzung. Die Tätigkeit im Landesausschuss ist 
ehrenamtlich. Für bare Auslagen und für Zeitversäumnis ist, soweit  eine  Entschädigung nicht  von anderer Seite 
gewährt wird, eine  angemessene Entschädigung zu zahlen, deren Höhe von der Landesregierung oder  der von ihr 
bestimmten obersten Landesbehörde festgesetzt wird. Die Mitglieder  können nach  Anhören  der an ihrer  Berufung 
Beteiligten aus  wichtigem Grund abberufen werden. Der Ausschuss wählt  ein Mitglied, das  den  Vorsitz führt,  und 
ein weiteres Mitglied, das  den  Vorsitz stellvertretend übernimmt. Der Vorsitz und seine Stellvertretung sollen 
nicht  derselben Mitgliedergruppe angehören. 
 
(3) Die Mitglieder  haben Stellvertreter oder  Stellvertreterinnen. Die Absätze 1 und 2 gelten für die Stellvertreter 
und Stellvertreterinnen entsprechend. 
 
(4) Der Landesausschuss gibt sich eine  Geschäftsordnung, die der Genehmigung der Landesregierung oder 
der von ihr bestimmten obersten Landesbehörde bedarf. Sie kann  die Bildung von Unterausschüssen vorsehen 
und bestimmen, dass ihnen  nicht  nur Mitglieder  des  Landesausschusses angehören. Absatz  2 Satz  2 gilt für 
die Unterausschüsse hinsichtlich der Entschädigung entsprechend. An den  Sitzungen des  Landesausschusses 
und der Unterausschüsse können Vertreter der beteiligten obersten Landesbehörden, der Gemeinden und 
Gemeindeverbände sowie der Agentur  für Arbeit teilnehmen. 
 
(5) Der Landesausschuss ist beschlussfähig, wenn  mehr als die Hälfte seiner Mitglieder  anwesend ist. Er 
beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 
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§ 83 Aufgaben 
 
(1) Der Landesausschuss hat  die Landesregierung in den  Fragen der Berufsbildung zu beraten, die sich für das 
Land ergeben. Er hat  im Rahmen seiner Aufgaben auf eine  stetige  Entwicklung der Qualität der beruflichen 
Bildung hinzuwirken. 
 
(2) Er hat  insbesondere im Interesse einer  einheitlichen Berufsbildung auf eine  Zusammenarbeit zwischen der 
schulischen Berufsbildung und der Berufsbildung nach  diesem Gesetz sowie auf eine  Berücksichtigung der 
Berufsbildung bei der Neuordnung und Weiterentwicklung des  Schulwesens hinzuwirken. Der Landesausschuss 
kann  zur Stärkung der regionalen Ausbildungs- und Beschäftigungssituation Empfehlungen zur inhaltlichen und 
organisatorischen Abstimmung und zur Verbesserung der Ausbildungsangebote aussprechen. 
 
Teil 4 
Berufsbildungsforschung, Planung und  Statistik 
 
§ 84 Ziele der  Berufsbildungsforschung 
 
Die Berufsbildungsforschung soll 
 
1.  Grundlagen der Berufsbildung klären, 
 
2.  inländische, europäische und internationale Entwicklungen in der Berufsbildung beobachten, 
 
3.  Anforderungen an Inhalte und Ziele der Berufsbildung ermitteln, 
 
4.  Weiterentwicklungen der Berufsbildung in Hinblick auf gewandelte wirtschaftliche, gesellschaftliche und 
technische Erfordernisse vorbereiten, 
 
5.  Instrumente und Verfahren der Vermittlung von Berufsbildung sowie den  Wissens-  und Technologietransfer 
fördern. 
 
§ 85 Ziele der  Berufsbildungsplanung 
 
(1) Durch die Berufsbildungsplanung sind Grundlagen für eine  abgestimmte und den  technischen, 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Anforderungen entsprechende  Entwicklung der beruflichen Bildung zu 
schaffen. 
 
(2) Die Berufsbildungsplanung hat  insbesondere dazu  beizutragen, dass die Ausbildungsstätten nach  Art, Zahl, 
Größe  und Standort ein qualitativ und quantitativ ausreichendes Angebot an beruflichen Ausbildungsplätzen 
gewährleisten und dass sie unter Berücksichtigung der voraussehbaren Nachfrage und des  langfristig zu 
erwartenden Bedarfs an Ausbildungsplätzen möglichst günstig genutzt werden. 
 
§ 86 Berufsbildungsbericht 
 
(1) Das Bundesministerium für Bildung und Forschung hat  Entwicklungen in der beruflichen Bildung ständig zu 
beobachten und darüber bis zum 1. April jeden Jahres  der Bundesregierung einen Bericht  (Berufsbildungsbericht) 
vorzulegen. In dem  Bericht  sind Stand und voraussichtliche Weiterentwicklungen der Berufsbildung darzustellen. 
Erscheint die Sicherung eines regional und sektoral ausgewogenen Angebots an Ausbildungsplätzen als 
gefährdet, sollen  in den  Bericht  Vorschläge für die Behebung aufgenommen werden. 
 
(2) Der Bericht  soll angeben 
 
1.  für das  vergangene Kalenderjahr 
 
a)  auf der Grundlage von Angaben der zuständigen Stellen die in das  Verzeichnis der 
Berufsausbildungsverhältnisse nach  diesem Gesetz oder  der Handwerksordnung eingetragenen 
Berufsausbildungsverträge, die vor dem  1. Oktober des  vergangenen Jahres  in den  vorangegangenen 
zwölf Monaten abgeschlossen worden sind und am 30. September des  vergangenen Jahres  noch 
bestehen, sowie 
 
b)  die Zahl der am 30. September des  vergangenen Jahres  nicht  besetzten, der Bundesagentur für 
Arbeit zur Vermittlung angebotenen Ausbildungsplätze und die Zahl der zu diesem Zeitpunkt bei der 
Bundesagentur für Arbeit gemeldeten  Ausbildungsplätze suchenden Personen; 
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2.  für das  laufende Kalenderjahr 
 
a)  die bis zum 30. September des  laufenden Jahres  zu erwartende Zahl der Ausbildungsplätze suchenden 
Personen, 
 




§ 87 Zweck und  Durchführung der  Berufsbildungsstatistik 
 
(1) Für Zwecke  der Planung und Ordnung der Berufsbildung wird eine  Bundesstatistik durchgeführt. 
 
(2) Das Bundesinstitut für Berufsbildung und die Bundesagentur für Arbeit unterstützen das  Statistische 
Bundesamt bei der technischen und methodischen Vorbereitung der Statistik. 
 
(3) Das Erhebungs- und Aufbereitungsprogramm ist im Benehmen mit dem  Bundesinstitut für Berufsbildung so 
zu gestalten, dass die erhobenen Daten für Zwecke  der Planung und Ordnung der Berufsbildung im Rahmen der 
jeweiligen Zuständigkeiten Verwendung finden  können. 
 
§ 88 Erhebungen 
 
(1) Die jährliche Bundesstatistik erfasst 
 
1.  für jeden Auszubildenden und jede  Auszubildende: 
 
a)  Geschlecht, Geburtsjahr, Staatsangehörigkeit; 
 
b)  allgemeinbildender Schulabschluss, vorausgegangene Teilnahme an berufsvorbereitender  Qualifizierung 
oder  beruflicher Grundbildung, berufliche Vorbildung; 
 
c) Ausbildungsberuf einschließlich Fachrichtung; 
 
d)  Ort der Ausbildungsstätte, Wirtschaftszweig, Zugehörigkeit zum öffentlichen Dienst; 
 
e)  Ausbildungsjahr, Abkürzung der Ausbildungsdauer, Dauer  der Probezeit; 
 
f) Monat und Jahr des  Beginns  der Berufsausbildung, Monat und Jahr der vorzeitigen Auflösung  des 
Berufsausbildungsverhältnisses; 
 
g)  Anschlussvertrag bei Stufenausbildung mit Angabe des  Ausbildungsberufs; 
 
h)  Art der Förderung bei überwiegend öffentlich, insbesondere auf Grund des  Dritten  Buches 
Sozialgesetzbuch geförderten Berufsausbildungsverhältnissen; 
 
i) Monat und Jahr der Abschlussprüfung, Art der Zulassung zur Prüfung, Monat und Jahr der 
Wiederholungsprüfung, Prüfungserfolg; 
 
2.  für jeden Prüfungsteilnehmer und jede  Prüfungsteilnehmerin in der beruflichen Bildung mit Ausnahme der 
durch  Nummer 1 erfassten Auszubildenden: 
Geschlecht, Geburtsjahr, Berufsrichtung, Vorbildung, Wiederholungsprüfung, Art der Prüfung, Prüfungserfolg; 
 
3.  für jeden Ausbilder  und jede  Ausbilderin: 
Geschlecht, Geburtsjahr, Art der fachlichen Eignung; 
 
4.  für jeden Ausbildungsberater und jede  Ausbildungsberaterin: 
Geschlecht, Geburtsjahr, Vorbildung, Art der Beratertätigkeit, fachliche Zuständigkeit, durchgeführte 
Besuche von Ausbildungsstätten; 
 
5.  für jeden Teilnehmer und jede  Teilnehmerin an einer  Berufsausbildungsvorbereitung, soweit  der Anbieter der 
Anzeigepflicht des  § 70 Abs. 2 unterliegt: 
Geschlecht, Geburtsjahr, Staatsangehörigkeit, Berufsrichtung. 
 
 
(2) Hilfsmerkmale sind Name  und Anschrift der Auskunftspflichtigen. Sie sind zum frühestmöglichen Zeitpunkt, 
spätestens nach  Abschluss der wiederkehrenden Erhebung zu löschen. 
 
(3) Auskunftspflichtig sind die zuständigen Stellen. 
 
(4) Zu Zwecken der Erstellung des  Berufsbildungsberichts sowie zur Durchführung der Berufsbildungsforschung 
nach  § 84 sind die nach  Absatz  1 Nr. 1 bis 5 erhobenen Einzelangaben vom Statistischen Bundesamt und 
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den  statistischen Ämtern  der Länder  an das  Bundesinstitut für Berufsbildung zu übermitteln. Hierzu wird 
beim  Bundesinstitut für Berufsbildung eine  Organisationseinheit eingerichtet, die räumlich, organisatorisch 
und personell von anderen Aufgabenbereichen des  Bundesinstituts für Berufsbildung zu trennen ist. Die in 
der Organisationseinheit tätigen Personen müssen Amtsträger oder  für den  öffentlichen Dienst  besonders 
Verpflichtete sein.  Sie dürfen die aus  ihrer  Tätigkeit gewonnenen Erkenntnisse nur zur Erstellung des 
Berufsbildungsberichts sowie zur Durchführung der Berufsbildungsforschung verwenden. Die nach  Satz  2 
übermittelten Daten dürfen nicht  mit anderen personenbezogenen Daten zusammen geführt werden. Das Nähere 
zur Ausführung der Sätze 2 und 3 regelt das  Bundesministerium für Bildung und Forschung durch  Erlass. 
 
Teil 5 
Bundesinstitut für Berufsbildung 
 
§ 89 Bundesinstitut für Berufsbildung 
 
Das Bundesinstitut für Berufsbildung ist eine  bundesunmittelbare rechtsfähige Anstalt  des  öffentlichen Rechts. Es 
hat  seinen Sitz in Bonn. 
 
§ 90 Aufgaben 
 
(1) Das Bundesinstitut für Berufsbildung führt seine Aufgaben im Rahmen der Bildungspolitik der 
Bundesregierung durch. 
 
(2) Das Bundesinstitut für Berufsbildung hat  die Aufgabe, durch  wissenschaftliche Forschung zur 
Berufsbildungsforschung beizutragen. Die Forschung wird auf der Grundlage eines jährlichen 
Forschungsprogramms durchgeführt; das  Forschungsprogramm bedarf der Genehmigung des 
Bundesministeriums für Bildung und Forschung. Weitere Forschungsaufgaben können dem  Bundesinstitut 
für Berufsbildung von obersten Bundesbehörden im Einvernehmen mit dem  Bundesministerium für Bildung 
und Forschung übertragen  werden. Die wesentlichen Ergebnisse der Forschungsarbeit des  Bundesinstituts für 
Berufsbildung sind zu veröffentlichen. 
 
(3) Das Bundesinstitut für Berufsbildung hat  die sonstigen Aufgaben: 
 
1.  nach  Weisung des  zuständigen Bundesministeriums 
 
a)  an der Vorbereitung von Ausbildungsordnungen und sonstigen Rechtsverordnungen, die nach  diesem 
Gesetz oder  nach  dem  zweiten Teil der Handwerksordnung zu erlassen sind, mitzuwirken, 
b)  an der Vorbereitung des  Berufsbildungsberichts mitzuwirken, 
c) an der Durchführung der Berufsbildungsstatistik nach  Maßgabe des  § 87 mitzuwirken, 
d)  Modellversuche einschließlich wissenschaftlicher Begleituntersuchungen  zu fördern, 
e)  an der internationalen Zusammenarbeit in der beruflichen Bildung mitzuwirken, 
 
f) weitere Verwaltungsaufgaben des  Bundes zur Förderung der Berufsbildung zu übernehmen; 
 
2.  nach  allgemeinen Verwaltungsvorschriften des  zuständigen Bundesministeriums die Förderung 
überbetrieblicher Berufsbildungsstätten durchzuführen und die Planung, Errichtung und Weiterentwicklung 
dieser Einrichtungen zu unterstützen; 
 
3.  das  Verzeichnis der anerkannten  Ausbildungsberufe zu führen und zu veröffentlichen; 
 
4.  die im Fernunterrichtsschutzgesetz beschriebenen Aufgaben nach  den  vom Hauptausschuss erlassenen und 
vom zuständigen Bundesministerium genehmigten Richtlinien  wahrzunehmen und durch  Förderung von 
Entwicklungsvorhaben zur Verbesserung und Ausbau  des  berufsbildenden Fernunterrichts beizutragen. 
 
 
(4) Das Bundesinstitut für Berufsbildung kann  mit Zustimmung des  Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung mit Stellen außerhalb der Bundesverwaltung Verträge zur Übernahme weiterer Aufgaben schließen. 
 
§ 91 Organe 
 
Die Organe des  Bundesinstituts für Berufsbildung sind: 
 
1.  der Hauptausschuss, 
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2.  der Präsident oder  die Präsidentin. 
 
 
§ 92 Hauptausschuss 
 
(1) Der Hauptausschuss hat  neben den  ihm durch  sonstige Vorschriften dieses Gesetzes zugewiesenen Aufgaben 
folgende weitere Aufgaben: 
 
1.  er beschließt über  die Angelegenheiten des  Bundesinstituts für Berufsbildung, soweit  sie nicht  dem 
Präsidenten oder  der Präsidentin übertragen sind; 
 
2.  er berät die Bundesregierung in grundsätzlichen Fragen der Berufsbildung und kann  eine  Stellungnahme zu 
dem  Entwurf des  Berufsbildungsberichts abgeben; 
 
3.  er beschließt das  jährliche Forschungsprogramm; 
 
4.  er kann  Empfehlungen zur einheitlichen Anwendung dieses Gesetzes geben; 
 
5.  er kann  zu den  vom Bundesinstitut vorbereiteten Entwürfen der Verordnungen gemäß § 4 Abs. 1 unter 
Berücksichtigung der entsprechenden Entwürfe  der schulischen Rahmenlehrpläne Stellung nehmen; 
 
6.  er beschließt über  die in § 90 Abs. 3 Nr. 3 und 4 sowie § 97 Abs. 4 genannten Angelegenheiten des 
Bundesinstituts für Berufsbildung. 
 
 
(2) Der Präsident oder  die Präsidentin unterrichtet den  Hauptausschuss unverzüglich über  erteilte Weisungen zur 
Durchführung von Aufgaben nach  § 90 Abs. 3 Nr. 1 und erlassene Verwaltungsvorschriften nach  § 90 Abs. 3 Nr. 2. 
 
(3) Dem Hauptausschuss gehören je acht  Beauftragte der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und der Länder  sowie 
fünf Beauftragte des  Bundes an. Die Beauftragten des  Bundes führen acht  Stimmen, die nur einheitlich 
abgegeben werden können; bei der Beratung der Bundesregierung in grundsätzlichen Fragen der Berufsbildung, 
bei der Stellungnahme zum Entwurf des  Berufsbildungsberichts und im Rahmen von Anhörungen nach  diesem 
Gesetz haben sie kein Stimmrecht. An den  Sitzungen des  Hauptausschusses können je ein Beauftragter oder  eine 
Beauftragte der Bundesagentur für Arbeit, der auf Bundesebene bestehenden kommunalen Spitzenverbände 
sowie des  wissenschaftlichen Beirats mit beratender Stimme teilnehmen. 
 
(4) Die Beauftragten der Arbeitgeber werden auf Vorschlag  der auf Bundesebene bestehenden 
Zusammenschlüsse der Kammern, Arbeitgeberverbände und Unternehmensverbände, die Beauftragten der 
Arbeitnehmer auf Vorschlag  der auf Bundesebene bestehenden Gewerkschaften, die Beauftragten des  Bundes 
auf Vorschlag  der Bundesregierung und die Beauftragten der Länder  auf Vorschlag  des  Bundesrates vom 
Bundesministerium für Bildung und Forschung längstens für vier Jahre berufen. 
 
(5) Der Hauptausschuss wählt  auf die Dauer  eines Jahres  ein Mitglied, das  den  Vorsitz führt,  und ein weiteres 
Mitglied, das  den  Vorsitz stellvertretend übernimmt. Der oder  die Vorsitzende wird der Reihe nach  von den 
Beauftragten der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer, der Länder  und des  Bundes vorgeschlagen. 
 
(6) Die Tätigkeit im Hauptausschuss ist ehrenamtlich. Für bare Auslagen und Verdienstausfälle ist, soweit  eine 
Entschädigung nicht  von anderer Seite  gewährt wird, eine  angemessene Entschädigung zu zahlen, deren Höhe 
vom Bundesinstitut für Berufsbildung mit Genehmigung des  Bundesministeriums für Bildung und Forschung 
festgesetzt wird. Die Genehmigung ergeht im Einvernehmen mit dem  Bundesministerium der Finanzen. 
 
(7) Die Mitglieder  können nach  Anhören  der an ihrer  Berufung Beteiligten aus  wichtigem Grund abberufen 
werden. 
(8) Die Beauftragen haben Stellvertreter oder  Stellvertreterinnen. Die Absätze 4, 6 und 7 gelten entsprechend. 
(9) Der Hauptausschuss kann  nach  näherer Regelung der Satzung Unterausschüsse einsetzen, denen auch 
andere als Mitglieder  des  Hauptausschusses angehören können. Den Unterausschüssen sollen  Beauftragte 
der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer, der Länder  und des  Bundes angehören. Die Absätze 4 bis 7 gelten für die 
Unterausschüsse entsprechend. 
 
(10) Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben unterliegt der Hauptausschuss keinen Weisungen. 
 
§ 93 Präsident oder Präsidentin 
 
(1) Der Präsident oder  die Präsidentin vertritt das  Bundesinstitut für Berufsbildung gerichtlich und 
außergerichtlich. Er oder  sie verwaltet das  Bundesinstitut und führt dessen Aufgaben durch. Soweit  er oder  sie 
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nicht  Weisungen und allgemeine Verwaltungsvorschriften des  zuständigen Bundesministeriums zu beachten hat 
(§ 90 Abs. 3 Nr. 1 und 2), führt er oder  sie die Aufgaben nach  Richtlinien  des  Hauptausschusses durch. 
 
(2) Der Präsident oder  die Präsidentin wird auf Vorschlag  der Bundesregierung, der Ständige Vertreter oder  die 
Ständige Vertreterin des  Präsidenten oder  der Präsidentin auf Vorschlag  des  Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung im Benehmen mit dem  Präsidenten oder  der Präsidentin unter Berufung in das  Beamtenverhältnis von 
dem  Bundespräsidenten oder  der Bundespräsidentin ernannt. 
 
§ 94 Wissenschaftlicher Beirat 
 
(1) Der wissenschaftliche Beirat  berät die Organe des  Bundesinstituts für Berufsbildung durch  Stellungnahmen 
und Empfehlungen 
 
1.  zum Forschungsprogramm des  Bundesinstituts für Berufsbildung, 
 
2.  zur Zusammenarbeit des  Instituts mit Hochschulen und anderen Forschungseinrichtungen und 
 
3.  zu den  jährlichen Berichten über  die wissenschaftlichen Ergebnisse des  Bundesinstituts für Berufsbildung. 
 
 
(2) Zur Wahrnehmung seiner Aufgaben werden dem  Beirat  von dem  Präsidenten oder  der Präsidentin des 
Bundesinstituts für Berufsbildung die erforderlichen Auskünfte erteilt. Auf Wunsch  werden ihm einmal jährlich  im 
Rahmen von Kolloquien die wissenschaftlichen Arbeiten des  Bundesinstituts für Berufsbildung erläutert. 
 
(3) Dem Beirat  gehören bis zu sieben anerkannte Fachleute auf dem  Gebiet  der Berufsbildungsforschung 
aus dem  In- und Ausland  an, die nicht  Angehörige des  Bundesinstituts für Berufsbildung sind. Sie werden 
von dem  Präsidenten oder  der Präsidentin des  Bundesinstituts für Berufsbildung im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Bildung und Forschung auf vier Jahre bestellt. Einmalige  Wiederberufung in Folge ist 
möglich. An den  Sitzungen des  wissenschaftlichen Beirats können vier Mitglieder  des  Hauptausschusses, und 
zwar je ein Beauftragter oder  eine  Beauftragte der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer, der Länder  und des  Bundes 
ohne  Stimmrecht teilnehmen. 
 
(4) Der wissenschaftliche Beirat  kann  sich eine  Geschäftsordnung geben. 
(5) § 92 Abs. 6 gilt entsprechend. 
§ 95 Ausschuss für Fragen behinderter Menschen 
 
(1) Zur Beratung des  Bundesinstituts für Berufsbildung bei seinen Aufgaben auf dem  Gebiet  der beruflichen 
Bildung behinderter Menschen wird ein ständiger Unterausschuss des  Hauptausschusses errichtet. Der 
Ausschuss hat  darauf hinzuwirken, dass die besonderen Belange der behinderten Menschen in der beruflichen 
Bildung berücksichtigt werden und die berufliche Bildung behinderter Menschen mit den  übrigen Leistungen 
zur Teilhabe am Arbeitsleben koordiniert wird. Das Bundesinstitut für Berufsbildung trifft Entscheidungen über 
die Durchführung von Forschungsvorhaben, die die berufliche Bildung behinderter Menschen betreffen, unter 
Berücksichtigung von Vorschlägen des  Ausschusses. 
 
(2) Der Ausschuss besteht aus  17 Mitgliedern, die von dem  Präsidenten oder  der Präsidentin längstens für vier 
Jahre berufen werden. Eine Wiederberufung ist zulässig. Die Mitglieder  des  Ausschusses werden auf Vorschlag 
des  Beirats für die Teilhabe behinderter Menschen (§ 64 des  Neunten Buches Sozialgesetzbuch) berufen, und 
zwar 
ein Mitglied, das  die Arbeitnehmer vertritt, 
ein Mitglied, das  die Arbeitgeber vertritt, 
drei Mitglieder,  die Organisationen behinderter Menschen vertreten, 
ein Mitglied, das  die Bundesagentur für Arbeit vertritt, 
ein Mitglied, das  die gesetzliche Rentenversicherung vertritt, 
ein Mitglied, das  die gesetzliche Unfallversicherung vertritt, 
ein Mitglied, das  die Freie Wohlfahrtspflege vertritt, 
zwei Mitglieder,  die Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation vertreten, 
sechs weitere für die berufliche Bildung behinderter Menschen sachkundige Personen, die in Bildungsstätten oder 
ambulanten Diensten für behinderte Menschen tätig  sind. 
 
(3) Der Ausschuss kann  behinderte Menschen, die beruflich ausgebildet, fortgebildet oder  umgeschult werden, zu 
den  Beratungen hinzuziehen. 
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§ 96 Finanzierung des Bundesinstituts für Berufsbildung 
 
(1) Die Ausgaben für die Errichtung und Verwaltung des  Bundesinstituts für Berufsbildung werden durch 
Zuschüsse des  Bundes gedeckt. Die Höhe der Zuschüsse des  Bundes regelt das  Haushaltsgesetz. 
 
(2) Die Ausgaben zur Durchführung von Aufträgen nach  § 90 Abs. 2 Satz  3 und von Aufgaben nach  § 90 Abs. 3 Nr. 
1 Buchstabe f werden durch  das  beauftragende Bundesministerium gedeckt. Die Ausgaben zur Durchführung von 
Verträgen nach  § 90 Abs. 4 sind durch  den  Vertragspartner zu decken. 
 
§ 97 Haushalt 
 
(1) Der Haushaltsplan wird von dem  Präsidenten oder  der Präsidentin aufgestellt. Der Hauptausschuss stellt  den 
Haushaltsplan fest. 
 
(2) Der Haushaltsplan bedarf der Genehmigung des  Bundesministeriums für Bildung und Forschung. Die 
Genehmigung erstreckt sich auch  auf die Zweckmäßigkeit der Ansätze. 
 
(3) Der Haushaltsplan soll rechtzeitig vor Einreichung der Voranschläge zum Bundeshaushalt, spätestens zum 15. 
Oktober des  vorhergehenden Jahres,  dem  Bundesministerium für Bildung und Forschung vorgelegt werden. 
 
(4) Über- und außerplanmäßige Ausgaben können vom Hauptausschuss auf Vorschlag  des  Präsidenten oder  der 
Präsidentin bewilligt werden. Die Bewilligung bedarf der Einwilligung des  Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung und des  Bundesministeriums der Finanzen. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für Maßnahmen, 
durch  die für das  Bundesinstitut für Berufsbildung Verpflichtungen entstehen können, für die Ausgaben im 
Haushaltsplan nicht  veranschlagt sind. 
 
(5) Nach Ende des  Haushaltsjahres wird die Rechnung von dem  Präsidenten oder  der Präsidentin aufgestellt. 
Die Entlastung obliegt dem  Hauptausschuss. Sie bedarf nicht  der Genehmigung nach  § 109 Abs. 3 der 
Bundeshaushaltsordnung. 
 
§ 98 Satzung 
 
(1) Durch die Satzung des  Bundesinstituts für Berufsbildung sind 
 
1.  die Art und Weise der Aufgabenerfüllung (§ 90 Abs. 2 und 3) sowie 
 
2.  die Organisation 
näher zu regeln. 
 
(2) Der Hauptausschuss beschließt mit einer  Mehrheit von vier Fünfteln der Stimmen seiner Mitglieder 
die Satzung. Sie bedarf der Genehmigung des  Bundesministeriums für Bildung und Forschung und ist im 
Bundesanzeiger bekannt zu geben. 
 
(3) Absatz  2 gilt für Satzungsänderungen entsprechend. 
 
§ 99 Personal 
 
(1) Die Aufgaben des  Bundesinstituts für Berufsbildung werden von Beamten, Beamtinnen und Dienstkräften, die 
als Angestellte, Arbeiter  und Arbeiterinnen beschäftigt sind, wahrgenommen. Es ist Dienstherr im Sinne  des  § 2 
des  Bundesbeamtengesetzes. Die Beamten und Beamtinnen sind Bundesbeamte und Bundesbeamtinnen. 
 
(2) Das Bundesministerium für Bildung und Forschung ernennt und entlässt die Beamten und Beamtinnen des 
Bundesinstituts, soweit  das  Recht  zur Ernennung und Entlassung der Beamten und Beamtinnen, deren Amt in 
der Bundesbesoldungsordnung B aufgeführt ist, nicht  von dem  Bundespräsidenten oder  der Bundespräsidentin 
ausgeübt wird. Das zuständige Bundesministerium kann  seine Befugnisse auf den  Präsidenten oder  die 
Präsidentin übertragen. 
 
(3) Oberste Dienstbehörde für die Beamten und Beamtinnen des  Bundesinstituts ist das  Bundesministerium für 
Bildung und Forschung. Es kann  seine Befugnisse auf den  Präsidenten oder  die Präsidentin übertragen. § 144 
Abs. 1 des  Bundesbeamtengesetzes und § 83 Abs. 1 des  Bundesdisziplinargesetzes bleiben unberührt. 
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(4) Auf die Angestellten, Arbeiter  und Arbeiterinnen des  Bundesinstituts sind die für Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen des  Bundes geltenden Tarifverträge und sonstigen Bestimmungen anzuwenden. Ausnahmen 
bedürfen der vorherigen Zustimmung des  Bundesministeriums für Bildung und Forschung; die Zustimmung 
ergeht im Einvernehmen mit dem  Bundesministerium des  Innern  und dem  Bundesministerium der Finanzen. 
 
§ 100 Aufsicht über das Bundesinstitut für Berufsbildung 
 
Das Bundesinstitut für Berufsbildung unterliegt, soweit  in diesem Gesetz nicht  weitergehende 
Aufsichtsbefugnisse vorgesehen sind, der Rechtsaufsicht des  Bundesministeriums für Bildung und Forschung. 
 
§ 101 Auskunftspflicht 
 
(1) Natürliche und juristische Personen sowie Behörden, die Berufsbildung durchführen, haben den  Beauftragten 
des  Bundesinstituts für Berufsbildung auf Verlangen die zur Durchführung ihrer  Forschungsaufgaben 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen, die dafür  notwendigen Unterlagen vorzulegen und während der üblichen 
Betriebs- und Geschäftszeit Besichtigungen der Betriebsräume, der Betriebseinrichtungen und der Aus- und 
Weiterbildungsplätze zu gestatten. Arbeitsrechtliche und dienstrechtliche Verschwiegenheitspflichten bleiben 
unberührt. 
 
(2) Auskunftspflichtige können die Auskunft über  solche Fragen verweigern, deren Beantwortung sie selbst oder 
einen der in § 52 der Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr  strafgerichtlicher Verfolgung 
oder  eines Verfahrens nach  dem  Gesetz über  Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 
 
(3) Die Auskunft ist unentgeltlich zu geben, soweit  nichts anderes bestimmt ist. 
 
(4) Einzelangaben über  persönliche oder  sachliche Verhältnisse, die dem  Bundesinstitut auf Grund des  Absatzes 
1 bekannt werden, sind, soweit  durch  Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmt ist, geheim zu halten. 






§ 102 Bußgeldvorschriften 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer 
 
1.  entgegen § 11 Abs. 1 Satz  1, auch  in Verbindung mit Abs. 4, den  wesentlichen Inhalt des  Vertrages oder  eine 
wesentliche Änderung nicht,  nicht  richtig,  nicht  vollständig, nicht  in der vorgeschriebenen Weise oder  nicht 
rechtzeitig niederlegt, 
 
2.  entgegen § 11 Abs. 3, auch  in Verbindung mit Abs. 4, eine  Ausfertigung der Niederschrift nicht  oder  nicht 
rechtzeitig aushändigt, 
 
3.  entgegen § 14 Abs. 2 Auszubildenden eine  Verrichtung überträgt, die dem  Ausbildungszweck nicht  dient, 
 
4.  entgegen § 15 Satz  1, auch  in Verbindung mit Satz  2, Auszubildende nicht  freistellt, 
 
5.  entgegen § 28 Abs. 1 oder  2 Auszubildende einstellt oder  ausbildet, 
 
6.  einer  vollziehbaren Anordnung nach  § 33 Abs. 1 oder  2 zuwiderhandelt, 
 
7.  entgegen § 36 Abs. 1 Satz  1 oder  2, jeweils auch  in Verbindung mit Satz  3, die Eintragung in das  dort 
genannte Verzeichnis nicht  oder  nicht  rechtzeitig beantragt oder  eine  Ausfertigung der Vertragsniederschrift 
nicht  beifügt oder 
 
8.  entgegen § 76 Abs. 2 eine  Auskunft nicht,  nicht  richtig,  nicht  vollständig oder  nicht  rechtzeitig erteilt, eine 
Unterlage nicht,  nicht  richtig,  nicht  vollständig oder  nicht  rechtzeitig vorlegt oder  eine  Besichtigung nicht 
oder  nicht  rechtzeitig gestattet. 
 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann  in den  Fällen des  Absatzes 1 Nr. 3 bis 6 mit einer  Geldbuße bis zu fünftausend 
Euro, in den  übrigen Fällen mit einer  Geldbuße bis zu tausend Euro geahndet werden. 
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Übergangs- und  Schlussvorschriften 
 
§ 103 Gleichstellung von Abschlusszeugnissen im Rahmen der  deutschen Einheit 
 
Prüfungszeugnisse nach  der Systematik der Ausbildungsberufe und der Systematik der Facharbeiterberufe und 
Prüfungszeugnisse nach  § 37 Abs. 2 stehen einander gleich. 
 
§ 104 Fortgeltung bestehender Regelungen 
 
(1) Die vor dem  1. September 1969  anerkannten Lehrberufe und Anlernberufe oder  vergleichbar geregelten 
Ausbildungsberufe gelten als Ausbildungsberufe im Sinne  des  § 4. Die Berufsbilder, die Berufsbildungspläne, 
die Prüfungsanforderungen und die Prüfungsordnungen für diese Berufe  sind bis zum Erlass  von 
Ausbildungsordnungen nach  § 4 und der Prüfungsordnungen nach  § 47 anzuwenden. 
 
(2) Die vor dem  1. September 1969  erteilten Prüfungszeugnisse in Berufen, die nach  Absatz  1 als anerkannte 
Ausbildungsberufe gelten, stehen Prüfungszeugnissen nach  § 37 Abs. 2 gleich. 
 
§ 105 Übertragung von Zuständigkeiten 
 
Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch  Rechtsverordnung die nach  diesem Gesetz den  nach 
Landesrecht zuständigen Behörden übertragenen Zuständigkeiten nach  den  §§ 27, 30, 32, 33 und 70 auf 




















Anlage 2:  Ausbildungsordnung 
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Verordnung über die  Berufsausbildung zum 
Fachangestellten für Medien- und 
Informationsdienste/zur Fachangestellten für 






"Verordnung über  die Berufsausbildung zum Fachangestellten für Medien- und Informationsdienste/zur 
Fachangestellten für Medien- und Informations/dienste vom 3. Juni 1998  (BGBl. I S. 1257, 2426), die zuletzt durch 
Artikel 1 der Verordnung vom 15. März 2000  (BGBl. I S. 222)  geändert worden ist" 
 




(+++ Textnachweis ab: 1.8.1998 +++) 
 
 
Diese  Rechtsverordnung ist eine  Ausbildungsordnung im Sinne  des  § 25 des  Berufsbildungsgesetzes.  Die 
Ausbildungsordnung und der damit abgestimmte, von der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder 
in der Bundesrepublik Deutschland beschlossene Rahmenlehrplan für die Berufsschule werden demnächst als 




Auf Grund des  § 25 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2 Satz  1 des  Berufsbildungsgesetzes vom 14. August  1969 
(BGBl. I S. 1112), der zuletzt gemäß Artikel 35 der Verordnung vom 21. September 1997  (BGBl. I S. 2390) 
geändert worden ist, verordnen das  Bundesministerium des  Innern, das  Bundesministerium für Wirtschaft und 
das  Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
 
§ 1 Staatliche Anerkennung des Ausbildungsberufes 
 
(1) Der Ausbildungsberuf Fachangestellter für Medien- und Informationsdienste/Fachangestellte für Medien- 
und Informationsdienste wird staatlich anerkannt. Er ist Ausbildungsberuf des  öffentlichen Dienstes und der 
gewerblichen Wirtschaft. 
 
(2) Es kann  zwischen den  Fachrichtungen 
 
1.  Archiv, 
 
2.  Bibliothek, 
 
3.  Information und Dokumentation, 
 
4.  Bildagentur, 
 
5.  Medizinische Dokumentation 
gewählt werden. 
§ 2 Ausbildungsdauer 
 
Die Ausbildung dauert drei Jahre. 
 
§ 3 Ausbildungsberufsbild 
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(1) Gegenstand der Berufsausbildung sind mindestens die folgenden Fertigkeiten und Kenntnisse: 
 
1.  der Ausbildungsbetrieb: 
 
1.1  Stellung, Rechtsform, Organisation und Aufgaben, 
 
1.2  Berufsbildung, arbeits- und sozialrechtliche Grundlagen, 
 
1.3  Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit, 
 
1.4  Umweltschutz; 
 
2.  Beschaffung, Erschließung und Bereitstellung; 
 
3.  Kommunikation und Kooperation; 
 
4.  Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft; 
 
5.  Informations- und Kommunikationssysteme; 
 
6.  Öffentlichkeitsarbeit und Werbung. 
 
 
(2) Gegenstand der Berufsausbildung in den  Fachrichtungen sind mindestens die folgenden Fertigkeiten und 
Kenntnisse: 
 
1.  in der Fachrichtung Archiv: 
 
1.1  Übernahme von Schriftgut und anderen Informationsträgern, 
 
1.2  Erschließung, 
 
1.3  Technische Bearbeitung und Aufbewahrung, 
 
1.4  Informationsvermittlung und Benutzungsdienst; 
 
2.  in der Fachrichtung Bibliothek: 
 
2.1  Erwerbung, 
 
2.2  Erschließung, 
 
2.3  Bearbeitung von Medien,  Bestandspflege, 
 
2.4  Benutzungsdienst und Informationsvermittlung; 
 
3.  in der Fachrichtung Information und Dokumentation: 
 
3.1  Beschaffung, 
 
3.2  Erschließung, 
 
3.3  Verwaltung und Pflege  von Datenspeichern, 
 
3.4  Informationsvermittlung und Informationsdienstleistungen, 
 
3.5  Marketing; 
 
4.  in der Fachrichtung Bildagentur: 
 
4.1  Beschaffung, 
 
4.2  Erschließung, 
 
4.3  Aufbewahrung und technische Bearbeitung, 
 
4.4  Bildvermittlung, 
 
4.5  Marketing; 
 
5.  in der Fachrichtung Medizinische Dokumentation: 
 
5.1  Sammlung, Erfassung und Strukturierung medizinischer Informationen, 
 
5.2  Erschließung und Verschlüsselung, 
 
5.3  Verwaltung und Pflege  von Datenbeständen, 
 
5.4  Statistik und Informationsdienstleistungen. 
 
 
§ 4 Ausbildungsrahmenplan 
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(1) Die Fertigkeiten und Kenntnisse nach  § 3 sollen  nach  den  in den  Anlagen  1 und 2 enthaltenen Anleitungen 
zur sachlichen und zeitlichen Gliederung der Berufsausbildung (Ausbildungsrahmenplan) vermittelt werden. Eine 
von dem  Ausbildungsrahmenplan abweichende sachliche und zeitliche Gliederung des  Ausbildungsinhaltes ist 
insbesondere zulässig, soweit  betriebspraktische Besonderheiten die Abweichung erfordern. 
 
(2) Die in dieser Verordnung genannten Fertigkeiten und Kenntnisse sollen  so vermittelt werden, daß  der 
Auszubildende zur Ausübung einer  qualifizierten beruflichen Tätigkeit im Sinne  des  § 1 Abs. 2 des 
Berufsbildungsgesetzes befähigt wird, die insbesondere selbständiges Planen, Durchführen und Kontrollieren 
einschließt. Diese  Befähigung ist auch  in den  Prüfungen nach  den  §§ 7 bis 12 nachzuweisen. 
 
§ 5 Ausbildungsplan 
 
Der Ausbildende hat  unter Zugrundelegung des  Ausbildungsrahmenplanes für den  Auszubildenden einen 
Ausbildungsplan zu erstellen. 
 
§ 6 Berichtsheft 
 
Der Auszubildende hat  ein Berichtsheft in Form eines Ausbildungsnachweises zu führen. Ihm ist Gelegenheit zu 
geben, das  Berichtsheft während der Ausbildungszeit zu führen. Der Ausbildende hat  das  Berichtsheft regelmäßig 
durchzusehen. 
 
§ 7 Zwischenprüfung 
 
(1) Zur Ermittlung des  Ausbildungsstandes ist eine  Zwischenprüfung durchzuführen. Sie soll in der Mitte des 
zweiten Ausbildungsjahres stattfinden. 
 
(2) Die Zwischenprüfung erstreckt sich auf die in den  Anlagen  1 und 2 für das  erste Ausbildungsjahr aufgeführten 
Fertigkeiten und Kenntnisse sowie auf den  im Berufsschulunterricht entsprechend dem  Rahmenlehrplan zu 
vermittelnden Lehrstoff, soweit  er für die Berufsausbildung wesentlich ist. 
 
(3) Die Zwischenprüfung ist schriftlich, anhand praxisbezogener Aufgaben oder  Fälle, in höchstens 180 Minuten 
in den  folgenden Prüfungsgebieten durchzuführen: 
 
1.  Beschaffung, formale Erfassung, 
 
2.  Arbeitsorganisation, Informations- und Kommunikationssysteme, 
 
3.  Wirtschafts- und Sozialkunde. 
 
 
§ 8 Abschlußprüfung in der  Fachrichtung  Archiv 
 
(1) Die Abschlußprüfung in der Fachrichtung Archiv erstreckt sich auf die in der Anlage 1 Abschnitt I und 
Abschnitt II Nummer 1 aufgeführten Fertigkeiten und Kenntnisse sowie auf den  im Berufsschulunterricht 
vermittelten Lehrstoff, soweit  er für die Berufsausbildung wesentlich ist. 
 
(2) Die Abschlußprüfung ist schriftlich in den  Prüfungsbereichen Beschaffen und Aufbereiten von Medien und 
Informationen, Bereitstellen und Vermitteln von Medien und Informationen sowie Wirtschafts- und Sozialkunde 
und mündlich im Prüfungsbereich Praktische Übungen durchzuführen. 
 
(3) Die Anforderungen in den  Prüfungsbereichen sind: 
 
1.  Prüfungsbereich Beschaffen und Aufbereiten von Medien und Informationen: 
In höchstens 120 Minuten  soll der Prüfling praxisbezogene Aufgaben oder  Fälle, insbesondere aus  folgenden 
Gebieten bearbeiten und dabei zeigen, daß  er die Grundlagen und Zusammenhänge dieser Gebiete versteht: 
 
a)  Beschaffen, 
 
b)  Erfassen, Erschließen, Verzeichnen, 
c) Arbeitsorganisation; 
 
2.  Prüfungsbereich Bereitstellen und Vermitteln von Medien und Informationen: 
In höchstens 120 Minuten  soll der Prüfling praxisbezogene Aufgaben oder  Fälle, insbesondere aus  folgenden 
Gebieten bearbeiten und dabei zeigen, daß  er die fachlichen Zusammenhänge versteht, Sachverhalte 
analysieren sowie Lösungsmöglichkeiten entwickeln und darstellen kann: 
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a)  technische Bearbeitung, 
 
b)  Aufbewahrung und Registratur, 
c) Benutzungsdienst; 
 
3.  Prüfungsbereich Wirtschafts- und Sozialkunde: 
In höchstens 90 Minuten  soll der Prüfling praxisbezogene Aufgaben oder  Fälle aus  folgenden Gebieten 
bearbeiten und dabei zeigen, daß  er wirtschaftliche und gesellschaftliche Zusammenhänge der Berufs- und 
Arbeitswelt darstellen und beurteilen kann: 
 
a)  Berufsbildung, Arbeitsrecht und soziale Sicherung, 
b)  Wirtschaftsordnung und Informationsgesellschaft; 
 
4.  Prüfungsbereich Praktische Übungen: 
Im Prüfungsbereich Praktische Übungen soll der Prüfling eine  von zwei ihm zur Wahl gestellten 
praxisbezogenen Aufgaben aus  dem  Gebiet  Dienstleistungs- und Medienangebot bearbeiten. Für die 
Bearbeitung ist ein Zeitraum von höchstens 15 Minuten  vorzusehen. Die Aufgabe  soll Ausgangspunkt für 
das  folgende Prüfungsgespräch sein.  Hierbei ist der Tätigkeitsschwerpunkt des  Ausbildungsbetriebes zu 
berücksichtigen. Der Prüfling soll dabei zeigen, daß  er berufspraktische Vorgänge und Problemstellungen 
bearbeiten, Lösungen darstellen und in berufstypischen Situationen kooperieren und kommunizieren kann. 
Das Prüfungsgespräch soll für den  einzelnen Prüfling höchstens 20 Minuten  dauern. 
 
 
(4) Sind in der schriftlichen Prüfung  die Prüfungsleistungen in bis zu zwei Prüfungsbereichen mit "mangelhaft" 
und in den  übrigen Prüfungsbereichen mit mindestens "ausreichend" bewertet worden, so ist auf Antrag 
des  Prüflings  oder  nach  Ermessen des  Prüfungsausschusses in einem der mit "mangelhaft" bewerteten 
Prüfungsbereiche die schriftliche Prüfung  durch  eine  mündliche Prüfung  von etwa 15 Minuten  zu ergänzen, 
wenn diese für das  Bestehen der Prüfung  den  Ausschlag geben kann.  Der Prüfungsbereich ist vom Prüfling zu 
bestimmen. Bei der Ermittlung des  Ergebnisses für diesen Prüfungsbereich sind die Ergebnisse der schriftlichen 
Arbeit und der mündlichen Ergänzungsprüfung im Verhältnis 2:1 zu gewichten. 
 
(5) Bei der Ermittlung des  Gesamtergebnisses haben alle Prüfungsbereiche das  gleiche Gewicht. 
 
(6) Zum Bestehen der Abschlußprüfung müssen im Gesamtergebnis und in drei der vier Prüfungsbereiche 
mindestens ausreichende Leistungen erbracht werden. Werden die Prüfungsleistungen in einem Prüfungsbereich 
mit "ungenügend" bewertet, so ist die Prüfung  nicht  bestanden. 
 
§ 9 Abschlußprüfung in der  Fachrichtung Bibliothek 
 
(1) Die Abschlußprüfung in der Fachrichtung Bibliothek  erstreckt sich auf die in der Anlage 1 Abschnitt I und 
Abschnitt II Nummer 2 aufgeführten Fertigkeiten und Kenntnisse sowie auf den  im Berufsschulunterricht 
vermittelten Lehrstoff, soweit  er für die Berufsausbildung wesentlich ist. 
 
(2) Die Abschlußprüfung ist schriftlich in den  Prüfungsbereichen Beschaffen und Aufbereiten von Medien und 
Informationen, Bereitstellen und Vermitteln von Medien und Informationen sowie Wirtschafts- und Sozialkunde 
und mündlich im Prüfungsbereich Praktische Übungen durchzuführen. 
 
(3) Die Anforderungen in den  Prüfungsbereichen sind: 
 
1.  Prüfungsbereich Beschaffen und Aufbereiten von Medien und Informationen: 
In höchstens 120 Minuten  soll der Prüfling praxisbezogene Aufgaben oder  Fälle, insbesondere aus  folgenden 
Gebieten bearbeiten und dabei zeigen, daß  er die Grundlagen und Zusammenhänge dieser Gebiete versteht: 
 
a)  Beschaffen, 
 
b)  Erfassen, Erschließen, Verzeichnen, 
c) Arbeitsorganisation; 
 
2.  Prüfungsbereich Bereitstellen und Vermitteln von Medien und Informationen: 
In höchstens 120 Minuten  soll der Prüfling praxisbezogene Aufgaben oder  Fälle, insbesondere aus  folgenden 
Gebieten bearbeiten und dabei zeigen, daß  er die fachlichen Zusammenhänge versteht, Sachverhalte 
analysieren sowie Lösungsmöglichkeiten entwickeln und darstellen kann: 
 
a)  Aufstellung und Bestandspräsentation, 
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b)  Benutzungsdienst, 
 
c) Medien- und Informationsvermittlung; 
 
3.  Prüfungsbereich Wirtschafts- und Sozialkunde: 
In höchstens 90 Minuten  soll der Prüfling praxisbezogene Aufgaben oder  Fälle aus  folgenden Gebieten 
bearbeiten und dabei zeigen, daß  er wirtschaftliche und gesellschaftliche Zusammenhänge der Berufs- und 
Arbeitswelt darstellen und beurteilen kann: 
 
a)  Berufsbildung, Arbeitsrecht und soziale Sicherung, 
b)  Wirtschaftsordnung und Informationsgesellschaft; 
 
4.  Prüfungsbereich Praktische Übungen: 
Im Prüfungsbereich Praktische Übungen soll der Prüfling eine  von zwei ihm zur Wahl gestellten 
praxisbezogenen Aufgaben aus  dem  Gebiet  Dienstleistungs- und Medienangebot bearbeiten. Für die 
Bearbeitung ist ein Zeitraum von höchstens 15 Minuten  vorzusehen. Die Aufgabe  soll Ausgangspunkt für 
das  folgende Prüfungsgespräch sein.  Hierbei ist der Tätigkeitsschwerpunkt des  Ausbildungsbetriebes zu 
berücksichtigen. Der Prüfling soll dabei zeigen, daß  er berufspraktische Vorgänge und Problemstellungen 
bearbeiten, Lösungen darstellen und in berufstypischen Situationen kooperieren und kommunizieren kann. 
Das Prüfungsgespräch soll für den  einzelnen Prüfling höchstens 20 Minuten  dauern. 
 
 
(4) Sind in der schriftlichen Prüfung  die Prüfungsleistungen in bis zu zwei Prüfungsbereichen mit "mangelhaft" 
und in den  übrigen Prüfungsbereichen mit mindestens "ausreichend" bewertet worden, so ist auf Antrag 
des  Prüflings  oder  nach  Ermessen des  Prüfungsausschusses in einem der mit "mangelhaft" bewerteten 
Prüfungsbereiche die schriftliche Prüfung  durch  eine  mündliche Prüfung  von etwa 15 Minuten  zu ergänzen, 
wenn diese für das  Bestehen der Prüfung  den  Ausschlag geben kann.  Der Prüfungsbereich ist vom Prüfling zu 
bestimmen. Bei der Ermittlung des  Ergebnisses für diesen Prüfungsbereich sind die Ergebnisse der schriftlichen 
Arbeit und der mündlichen Ergänzungsprüfung im Verhältnis 2:1 zu gewichten. 
 
(5) Bei der Ermittlung des  Gesamtergebnisses haben alle Prüfungsbereiche das  gleiche Gewicht. 
 
(6) Zum Bestehen der Abschlußprüfung müssen im Gesamtergebnis und in drei der vier Prüfungsbereiche 
mindestens ausreichende Leistungen erbracht werden. Werden die Prüfungsleistungen in einem Prüfungsbereich 
mit "ungenügend" bewertet, so ist die Prüfung  nicht  bestanden. 
 
§ 10 Abschlußprüfung in der  Fachrichtung Information und  Dokumentation 
 
(1) Die Abschlußprüfung in der Fachrichtung Information und Dokumentation erstreckt sich auf die in der 
Anlage 1 Abschnitt I und Abschnitt II Nummer 3 aufgeführten Fertigkeiten und Kenntnisse sowie auf den  im 
Berufsschulunterricht vermittelten Lehrstoff, soweit  er für die Berufsausbildung wesentlich ist. 
 
(2) Die Abschlußprüfung ist schriftlich in den  Prüfungsbereichen Beschaffen und Aufbereiten von Medien 
und Informationen, Informationsdienstleistungen sowie Wirtschafts- und Sozialkunde und mündlich im 
Prüfungsbereich Praktische Übungen durchzuführen. 
 
(3) Die Anforderungen in den  Prüfungsbereichen sind: 
 
1.  Prüfungsbereich Beschaffen und Aufbereiten von Medien und Informationen: 
In höchstens 120 Minuten  soll der Prüfling praxisbezogene Aufgaben oder  Fälle, insbesondere aus  folgenden 
Gebieten bearbeiten und dabei zeigen, daß  er die Grundlagen und Zusammenhänge dieser Gebiete versteht: 
 
a)  Beschaffen, 
 
b)  Erfassen, Erschließen, Verzeichnen, 
c) Arbeitsorganisation; 
 
2.  Prüfungsbereich Informationsdienstleistungen: 
In höchstens 120 Minuten  soll der Prüfling praxisbezogene Aufgaben oder  Fälle, insbesondere aus  folgenden 
Gebieten bearbeiten und dabei zeigen, daß  er die fachlichen Zusammenhänge versteht, Sachverhalte 
analysieren sowie Lösungsmöglichkeiten entwickeln und darstellen kann: 
 
a)  Einsetzen von Informations- und Kommunikationssystemen, 
b)  Durchführen von Recherchen, 
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c) Bearbeiten und Bereitstellen von Informationen; 
 
3.  Prüfungsbereich Wirtschafts- und Sozialkunde: 
In höchstens 90 Minuten  soll der Prüfling praxisbezogene Aufgaben oder  Fälle aus  folgenden Gebieten 
bearbeiten und dabei zeigen, daß  er wirtschaftliche und gesellschaftliche Zusammenhänge der Berufs- und 
Arbeitswelt darstellen und beurteilen kann: 
 
a)  Berufsbildung, Arbeitsrecht und soziale Sicherung, 
b)  Wirtschaftsordnung und Informationsgesellschaft; 
 
4.  Prüfungsbereich Praktische Übungen: 
Im Prüfungsbereich Praktische Übungen soll der Prüfling eine  von zwei ihm zur Wahl gestellten 
praxisbezogenen Aufgaben aus  dem  Gebiet  Dienstleistungs- und Medienangebot bearbeiten. Für die 
Bearbeitung ist ein Zeitraum von höchstens 15 Minuten  vorzusehen. Die Aufgabe  soll Ausgangspunkt für 
das  folgende Prüfungsgespräch sein.  Hierbei ist der Tätigkeitsschwerpunkt des  Ausbildungsbetriebes zu 
berücksichtigen. Der Prüfling soll dabei zeigen, daß  er berufspraktische Vorgänge und Problemstellungen 
bearbeiten, Lösungen darstellen und in berufstypischen Situationen kooperieren und kommunizieren kann. 
Das Prüfungsgespräch soll für den  einzelnen Prüfling höchstens 20 Minuten  dauern. 
 
 
(4) Sind in der schriftlichen Prüfung  die Prüfungsleistungen in bis zu zwei Prüfungsbereichen mit "mangelhaft" 
und in den  übrigen Prüfungsbereichen mit mindestens "ausreichend" bewertet worden, so ist auf Antrag 
des  Prüflings  oder  nach  Ermessen des  Prüfungsausschusses in einem der mit "mangelhaft" bewerteten 
Prüfungsbereiche die schriftliche Prüfung  durch  eine  mündliche Prüfung  von etwa 15 Minuten  zu ergänzen, 
wenn diese für das  Bestehen der Prüfung  den  Ausschlag geben kann.  Der Prüfungsbereich ist vom Prüfling zu 
bestimmen. Bei der Ermittlung des  Ergebnisses für diesen Prüfungsbereich sind die Ergebnisse der schriftlichen 
Arbeit und der mündlichen Ergänzungsprüfung im Verhältnis 2:1 zu gewichten. 
 
(5) Bei der Ermittlung des  Gesamtergebnisses haben alle Prüfungsbereiche das  gleiche Gewicht. 
 
(6) Zum Bestehen der Abschlußprüfung müssen im Gesamtergebnis und in drei der vier Prüfungsbereiche 
mindestens ausreichende Leistungen erbracht werden. Werden die Prüfungsleistungen in einem Prüfungsbereich 
mit "ungenügend" bewertet, so ist die Prüfung  nicht  bestanden. 
 
§ 11 Abschlußprüfung in der  Fachrichtung Bildagentur 
 
(1) Die Abschlußprüfung in der Fachrichtung Bildagentur erstreckt sich auf die in der Anlage 1 Abschnitt I 
und Abschnitt II Nummer 4 aufgeführten Fertigkeiten und Kenntnisse sowie auf den  im Berufsschulunterricht 
vermittelten Lehrstoff, soweit  er für die Berufsausbildung wesentlich ist. 
 
(2) Die Abschlußprüfung ist schriftlich in den  Prüfungsbereichen Beschaffen und Aufbereiten von Medien und 
Informationen, Bereitstellen und Vermitteln von Bildern sowie Wirtschafts- und Sozialkunde und mündlich im 
Prüfungsbereich Praktische Übungen durchzuführen. 
 
(3) Die Anforderungen in den  Prüfungsbereichen sind: 
 
1.  Prüfungsbereich Beschaffen und Aufbereiten von Medien und Informationen: 
In höchstens 120 Minuten  soll der Prüfling praxisbezogene Aufgaben oder  Fälle, insbesondere aus  folgenden 
Gebieten bearbeiten und dabei zeigen, daß  er die Grundlagen und Zusammenhänge dieser Gebiete versteht: 
 
a)  Beschaffen, 
 
b)  Erfassen, Erschließen, Verzeichnen, 
c) Arbeitsorganisation; 
 
2.  Prüfungsbereich Bereitstellen und Vermitteln von Bildern: 
In höchstens 120 Minuten  soll der Prüfling praxisbezogene Aufgaben oder  Fälle, insbesondere aus  folgenden 
Gebieten bearbeiten und dabei zeigen, daß  er die fachlichen Zusammenhänge versteht, Sachverhalte 
analysieren sowie Lösungsmöglichkeiten entwickeln und darstellen kann: 
 
a)  Aufbewahren und Bearbeiten von Bildern, 
b)  Durchführung von Recherchen, 
c) Vermitteln von Bildern; 
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3.  Prüfungsbereich Wirtschafts- und Sozialkunde: 
In höchstens 90 Minuten  soll der Prüfling praxisbezogene Aufgaben oder  Fälle aus  folgenden Gebieten 
bearbeiten und dabei zeigen, daß  er wirtschaftliche und gesellschaftliche Zusammenhänge der Berufs- und 
Arbeitswelt darstellen und beurteilen kann: 
 
a)  Berufsbildung, Arbeitsrecht und soziale Sicherung, 
b)  Wirtschaftsordnung und Informationsgesellschaft; 
 
4.  Prüfungsbereich Praktische Übungen: 
Im Prüfungsbereich Praktische Übungen soll der Prüfling eine  von zwei ihm zur Wahl gestellten 
praxisbezogenen Aufgaben aus  dem  Gebiet  Dienstleistungs- und Medienangebot bearbeiten. Für die 
Bearbeitung ist ein Zeitraum von höchstens 15 Minuten  vorzusehen. Die Aufgabe  soll Ausgangspunkt für 
das  folgende Prüfungsgespräch sein.  Hierbei ist der Tätigkeitsschwerpunkt des  Ausbildungsbetriebes zu 
berücksichtigen. Der Prüfling soll dabei zeigen, daß  er berufspraktische Vorgänge und Problemstellungen 
bearbeiten, Lösungen darstellen und in berufstypischen Situationen kooperieren und kommunizieren kann. 
Das Prüfungsgespräch soll für den  einzelnen Prüfling höchstens 20 Minuten  dauern. 
 
 
(4) Sind in der schriftlichen Prüfung  die Prüfungsleistungen in bis zu zwei Prüfungsbereichen mit "mangelhaft" 
und in den  übrigen Prüfungsbereichen mit mindestens "ausreichend" bewertet worden, so ist auf Antrag 
des  Prüflings  oder  nach  Ermessen des  Prüfungsausschusses in einem der mit "mangelhaft" bewerteten 
Prüfungsbereiche die schriftliche Prüfung  durch  eine  mündliche Prüfung  von etwa 15 Minuten  zu ergänzen, 
wenn diese für das  Bestehen der Prüfung  den  Ausschlag geben kann.  Der Prüfungsbereich ist vom Prüfling zu 
bestimmen. Bei der Ermittlung des  Ergebnisses für diesen Prüfungsbereich sind die Ergebnisse der schriftlichen 
Arbeit und der mündlichen Ergänzungsprüfung im Verhältnis 2:1 zu gewichten. 
 
(5) Bei der Ermittlung des  Gesamtergebnisses haben alle Prüfungsbereiche das  gleiche Gewicht. 
 
(6) Zum Bestehen der Abschlußprüfung müssen im Gesamtergebnis und in drei der vier Prüfungsbereiche 
mindestens ausreichende Leistungen erbracht werden. Werden die Prüfungsleistungen in einem Prüfungsbereich 
mit "ungenügend" bewertet, so ist die Prüfung  nicht  bestanden. 
 
§ 12 Abschlussprüfung in der  Fachrichtung Medizinische Dokumentation 
 
(1) Die Abschlussprüfung in der Fachrichtung Medizinische Dokumentation erstreckt  sich auf die in der 
Anlage 1 Abschnitt I und Abschnitt II Nummer 5 aufgeführten Fertigkeiten und Kenntnisse sowie auf den  im 
Berufsschulunterricht vermittelten Lehrstoff, soweit  er für die Berufsausbildung wesentlich ist. 
 
(2) Die Abschlussprüfung ist schriftlich in den  Prüfungsbereichen Beschaffen und Aufbereiten von Medien 
und Informationen, Informationsdienstleistungen sowie Wirtschafts- und Sozialkunde und mündlich im 
Prüfungsbereich Praktische Übungen durchzuführen. 
 
(3) Die Anforderungen in den  Prüfungsbereichen sind: 
 
1.  Prüfungsbereich Beschaffen und Aufbereiten von Medien und Informationen: 
In höchstens 120 Minuten  soll der Prüfling praxisbezogene Aufgaben oder  Fälle, insbesondere aus  folgenden 
Gebieten bearbeiten und dabei zeigen, dass er die Grundlagen und Zusammenhänge dieser Gebiete 
versteht: 
 
a)  Beschaffen, 
 
b)  Erfassung, Erschließen, Verzeichnen, 
c) Arbeitsorganisation; 
 
2.  Prüfungsbereich Informationsdienstleistungen: 
In höchstens 120 Minuten  soll der Prüfling praxisbezogene Aufgaben oder  Fälle, insbesondere aus  folgenden 
Gebieten bearbeiten und dabei zeigen, dass er die fachlichen Zusammenhänge versteht, Sachverhalte 
analysieren sowie Lösungsmöglichkeiten entwickeln und darstellen kann: 
 
a)  Einsetzen von Informations- und Kommunikationssystemen, 
b)  statistische Auswertung, 
c) Ergebnisdarstellung; 
 
3.  Prüfungsbereich Wirtschafts- und Sozialkunde: 
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In höchstens 90 Minuten  soll der Prüfling praxisbezogene Aufgaben oder  Fälle aus  folgenden Gebieten 
bearbeiten und dabei zeigen, dass er wirtschaftliche und gesellschaftliche Zusammenhänge der Berufs- und 
Arbeitswelt darstellen und beurteilen kann: 
 
a)  Berufsbildung, Arbeitsrecht und soziale Sicherung, 
b)  Wirtschaftsordnung und Informationsgesellschaft; 
 
4.  Prüfungsbereich Praktische Übungen: 
Im Prüfungsbereich Praktische Übungen soll der Prüfling eine  von zwei ihm zur Wahl gestellten 
praxisbezogenen Aufgaben aus  dem  Gebiet  Dienstleistungs- und Medienangebot bearbeiten. Für die 
Bearbeitung ist ein Zeitraum von höchstens 15 Minuten  vorzusehen. Die Aufgabe  soll Ausgangspunkt für 
das  folgende Prüfungsgespräch sein.  Hierbei ist der Tätigkeitsschwerpunkt des  Ausbildungsbetriebes zu 
berücksichtigen. Der Prüfling soll dabei zeigen, dass er berufspraktische Vorgänge und Problemstellungen 
bearbeiten, Lösungen darstellen und in berufstypischen Situationen kooperieren und kommunizieren kann. 
Das Prüfungsgespräch soll für den  einzelnen Prüfling höchstens 20 Minuten  dauern. 
 
 
(4) Sind in der schriftlichen Prüfung  die Prüfungsleistungen in bis zu zwei Prüfungsbereichen mit "mangelhaft" 
und in den  übrigen Prüfungsbereichen mit mindestens "ausreichend" bewertet worden, so ist auf Antrag 
des  Prüflings  oder  nach  Ermessen des  Prüfungsausschusses in einem der mit "mangelhaft" bewerteten 
Prüfungsbereiche die schriftliche Prüfung  durch  eine  mündliche Prüfung  von etwa 15 Minuten  zu ergänzen, 
wenn diese für das  Bestehen der Prüfung  den  Ausschlag geben kann.  Der Prüfungsbereich ist vom Prüfling zu 
bestimmen. Bei der Ermittlung des  Ergebnisses für diesen Prüfungsbereich sind die Ergebnisse der schriftlichen 
Arbeit und der mündlichen Ergänzungsprüfung im Verhältnis 2:1 zu gewichten. 
 
(5) Bei der Ermittlung des  Gesamtergebnisses haben alle Prüfungsbereiche das  gleiche Gewicht. 
 
(6) Zum Bestehen der Abschlussprüfung müssen im Gesamtergebnis und in drei der vier Prüfungsbereiche 
mindestens ausreichende Leistungen erbracht werden. Werden die Prüfungsleistungen in einem Prüfungsbereich 
mit "ungenügend" bewertet, so ist die Prüfung  nicht  bestanden. 
 
§ 13 Übergangsregelung 
 
(1) Auf Berufsausbildungsverhältnisse, die bei Inkrafttreten dieser Verordnung bestehen, sind die bisherigen 
Vorschriften weiter  anzuwenden, es sei denn, die Vertragsparteien vereinbaren die Anwendung der Vorschriften 
dieser Verordnung. 
 
(2) Für Berufsausbildungsverhältnisse, die bis zum 1. Oktober 1998  beginnen, können die Vertragsparteien die 
Anwendung der bisherigen Vorschriften vereinbaren. 
 
§ 14 Inkrafttreten/Außerkrafttreten 
 
Diese  Verordnung tritt  am 1. August  1998  in Kraft. 
 
Anlage 1 (zu  § 4) 
Ausbildungsrahmenplan für die Berufsausbildung zum/zur Fachangestellten für 
Medien- und  Informationsdienste 
 
(Fundstelle: BGBl. I 1998, S. 1262  - 1266 
bzgl. der einzelnen Änderungen vgl. Fußnote) 
 
Abschnitt I: Gemeinsame Fertigkeiten und  Kenntnisse 
 
Lfd. Nr. Teil des  Ausbildungsberufsbildes Zu vermittelnde Fertigkeiten und Kenntnisse 
 
1 2 3 
 
1 Der Ausbildungsbetrieb (§ 3 Abs. 1 Nr. 
1) 
 
1.1  Stellung, Rechtsform, Organisation und 
Aufgaben (§ 3 Abs. 1 Nr. 1.1) 
 
a)  Stellung des  Ausbildungsbetriebes im Gesamtsystem 
der Medien- und Informationsdienste beschreiben 
 
b)  Rechtsform des  Ausbildungsbetriebes erläutern 
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1.2  Berufsbildung, arbeits- und 

















1.3  Sicherheit und Gesundheitsschutz bei 






























2 Beschaffung, Erschließung und 






3 Kommunikation und Kooperation (§ 3 
Abs. 1 Nr. 3) 
c)       Aufbauorganisation und Aufgaben des 
Ausbildungsbetriebes darstellen 
 
d)  Aufgaben der für den  Ausbildungsbetrieb wichtigen 
Behörden und Organisationen darstellen und ihre 
Bedeutung für Arbeitgeber und Arbeitnehmer erläutern 
 
a)  Inhalt des  Berufsausbildungsvertrages, insbesondere 
gegenseitige Rechte und Pflichten, erläutern 
 
b)       die Ausbildungsordnung und den  betrieblichen 
Ausbildungsplan vergleichen 
 
c) Mitbestimmungs- und Mitwirkungsrechte 
betriebsverfassungsrechtlicher oder 
personalvertretungsrechtlicher Organe des 
Ausbildungsbetriebes erklären 
 
d)  für den  Ausbildungsbetrieb wichtige arbeits-, tarif- und 
sozialrechtliche Bestimmungen darstellen 
 
e)  Notwendigkeit und Möglichkeiten beruflicher Fortbildung 
sowie deren Nutzen  für die persönliche und berufliche 
Entwicklung aufzeigen 
 
a)  Gefährdung von Sicherheit und Gesundheit am 
Arbeitsplatz feststellen und Maßnahmen zu ihrer 
Vermeidung ergreifen 
 
b)       berufsbezogene Arbeitsschutz- und 
Unfallverhütungsvorschriften anwenden 
 
c)       Verhaltensweisen bei Unfällen beschreiben sowie erste 
Maßnahmen einleiten 
 
d)  Vorschriften des  vorbeugenden Brandschutzes 
anwenden; Verhaltensweisen bei Bränden beschreiben 
und Maßnahmen zur Brandbekämpfung ergreifen 
 
Zur Vermeidung betriebsbedingter  Umweltbelastungen im 
beruflichen Einwirkungsbereich beitragen, insbesondere 
 
a)  mögliche Umweltbelastungen durch  den 
Ausbildungsbetrieb und seinen Beitrag  zum 
Umweltschutz an Beispielen erklären 
 
b)       für den  Ausbildungsbetrieb geltende Regelungen des 
Umweltschutzes anwenden 
 
c) Möglichkeiten der wirtschaftlichen und 
umweltschonenden Energie- und Materialverwendung 
nutzen 
 
d)  Abfälle vermeiden; Stoffe und Materialien einer 
umweltschonenden Entsorgung zuführen 
 
a)       Beschaffungsvorgänge bearbeiten 
 
b)       Medien und Informationen formal  erfassen 
c)       bei der inhaltlichen Erschließung mitwirken 
d)       Medien und Informationen bereitstellen 
a)  Kundenbeziehungen unter Berücksichtigung 
betrieblicher Grundsätze gestalten 
 
b)  Kundenwünsche ermitteln; Kunden informieren und 
beraten 
 
c)       Problemlösungen für Konfliktsituationen aufzeigen 
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4 Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft 

























5 Informations- und 















6 Öffentlichkeitsarbeit und Werbung (§ 3 
Abs. 1 Nr. 6) 
d)  Aufgaben teamorientiert bearbeiten 
 
e)  fremdsprachige Fachbegriffe anwenden 
 
f) fremdsprachige Standardtexte situationsgerecht 
einsetzen 
g)  mit internen und externen Partnern kooperieren 
a)  die Ablauforganisation des  Ausbildungsbetriebes 
erläutern 
 
b)  Möglichkeiten der Arbeitsplatz- und 
Arbeitsraumgestaltung unter Berücksichtigung 
ergonomischer Grundsätze am Beispiel  des 
Ausbildungsbetriebes darstellen 
c) betriebliche Arbeits- und Organisationsmittel einsetzen 
d)  Lern- und Arbeitstechniken aufgabenorientiert 
einsetzen 
 
e)  Posteingang und -ausgang bearbeiten 
f) Ablagesysteme verwalten 
g)  Termine planen und überwachen 
h)  Material  beschaffen und verwalten 
i) Eingangsrechnungen kontrollieren; 
Ausgangsrechnungen erstellen 
 
k) bei der Kassenführung mitwirken 
l) Statistiken führen 
a)  Auswirkungen von Informations- und 
Kommunikationstechniken auf Arbeitsorganisation 
und Arbeitsanforderungen an Beispielen des 
Ausbildungsbetriebes aufzeigen 
 
b)  Arbeitsaufgaben mit Hilfe von Informations- und 
Kommunikationssystemen lösen 
 
c) Datennetze und Kommunikationssysteme nutzen 
 
d)  Handbücher, Dokumentationen und andere Hilfsmittel 
nutzen 
 
e)  Vorschriften zum Datenschutz anwenden 
 
f) Vorschriften zur Datensicherheit anwenden 
 
a)  Notwendigkeit der Öffentlichkeitsarbeit für den 
Ausbildungsbetrieb begründen 
b)  bei Werbemaßnahmen und Veranstaltungen mitwirken 
c) Medien und Informationen kundenorientiert 
präsentieren 
 
Abschnitt II: Fertigkeiten und  Kenntnisse in den Fachrichtungen 
 
1 .   F a c h r i c h t u n g   A r c h i v  
 
Lfd. Nr. Teil des  Ausbildungsberufsbildes Zu vermittelnde Fertigkeiten und Kenntnisse 
 
 1 2  3 
1.1  Übernahme von Schriftgut und anderen 
Informationsträgern (§ 3 Abs. 2 Nr. 1.1) 
a) Schriftgut und andere Informationsträger nach 
betrieblichen Vorgaben sichten und bewerten 
   b) Akten aussondern 
   c) zwischenarchivische Bestände bearbeiten 
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1.3  Technische Bearbeitung und 







1.4  Informationsvermittlung und 








2 .   F a c h r i c h t u n g   B i b l i o t h e k  
d)  Übernahme von Schriftgut und anderen 
Informationsträgern durchführen 
 
a)  Schriftgut und andere Informationsträger nach 
betrieblichen Vorgaben ordnen und verzeichnen 
 
b)  Aktentitel bilden 
 
c) Findhilfsmittel technisch gestalten 
 
d)  Personen-, Orts- und Sachregister erstellen 
e)  Schriftkunde anwenden 
a)  Archiv- und Sammlungsgut signieren, verpacken und 
lagern 
 
b)  Bestandsrevision durchführen 
 
c) Archiv- und Sammlungsgut ausheben und einordnen 
d)  Reprographien erstellen 
a)  Auskünfte erteilen 
 
b)  Benutzungsdienst organisieren 
c) Recherchen durchführen 
d)  Ausleihe  durchführen und überwachen 
e)  Benutzergruppen betreuen 
 
Lfd. Nr. Teil des  Ausbildungsberufsbildes Zu vermittelnde Fertigkeiten und Kenntnisse 
 
 1 2  3 
2.1  Erwerbung (§ 3 Abs. 2 Nr. 2.1) a) Hilfsmittel  zum Bestandsaufbau einsetzen 
   b) Publikationsformen identifizieren und bearbeiten 
   c) Erwerbung durchführen 
   d) Medien inventarisieren und Rechnungen bearbeiten 
2.2  Erschließung (§ 3 Abs. 2 Nr. 2.2) a) Regelwerke zur formalen Erschließung anwenden 
   b) Fremdleistungen für die Erschließung nutzen 
   c) Methoden und Verfahren der inhaltlichen Erschließung 
anwenden 
   d) Kataloge pflegen 
2.3  Bearbeitung von Medien, a) Medien bibliothekstechnisch ausstatten 
  Bestandspflege (§ 3 Abs. 2 Nr. 2.3) b) Buchbinderaufträge erteilen und überwachen 
   c) Bestand ordnen 
   d) Revisionen durchführen 
2.4  Benutzungsdienst und a) Benutzerdaten verwalten 
Informationsvermittlung (§ 3 Abs. 2 Nr. 
2.4) b)  Ausleihen, Rückgaben, Verlängerungen, Mahnungen und Vorbestellungen bearbeiten 
 
c) Benutzungsordnung anwenden 
 
d)  Entgeltordnung anwenden und Abrechnungen 
durchführen 
 
e)  Medien über  unterschiedliche Liefersysteme 
bereitstellen 
 
f) Kunden in die Benutzung der Bibliothek  einführen 
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g)  Kunden über  das  Dienstleistungs- und Medienangebot 
beraten 
 
h)  auf der Grundlage von Kundenanfragen recherchieren 
i) Auskünfte erteilen 
3 .   F a c h r i c h t u n g   I n f o r m a t i o n   u n d   D o k u m e n t a t i o n  
 
Lfd. Nr. Teil des  Ausbildungsberufsbildes Zu vermittelnde Fertigkeiten und Kenntnisse 
 
 1 2  3 
3.1  Beschaffung (§ 3 Abs. 2 Nr. 3.1) a) Informationsquellen für die Beschaffung von Medien 
und Daten nutzen 
   b) Beschaffung nach  betrieblichen Vorgaben durchführen 
   c) Medien und Daten sichten und für die 
Weiterverarbeitung vorbereiten 
3.2  Erschließung (§ 3 Abs. 2 Nr. 3.2) a) Regeln  für die formale Erfassung und Strukturierung 
von Medien und Daten anwenden 
   b) Fremddaten für interne Informationsangebote 
konvertieren 
   c) Methoden und Verfahren zur inhaltlichen Erschließung 
anwenden 
3.3  Verwaltung und Pflege  von 
Datenspeichern (§ 3 Abs. 2 Nr. 3.3) 
a) Informationsspeicher und Kataloge nach  betrieblichen 
Qualitätskriterien verwalten 
   b) am Aufbau von Datenbanken mitwirken 
   c) Datenbanken kontrollieren und aktualisieren 
3.4  Informationsvermittlung und a) Kunden über  Dienstleistungsangebote beraten 
  Informationsdienstleistungen (§ 3 Abs. 
2 Nr. 3.4) b) in Datenbanken und Datennetzen recherchieren 
   c) Informationen und Medien für Kunden mittels 
unterschiedlicher Liefersysteme beschaffen 
   d) Informationen aufbereiten 
   e) Medien und Daten vervielfältigen und reprographieren 
   f) Informationsdienste zusammenstellen und technisch 
bearbeiten 
3.5  Marketing (§ 3 Abs. 2 Nr. 3.5) a) Neukunden akquirieren 
   b) Standardangebote erstellen 
   c) Methoden des  Marketings anwenden 
4 .   F a c h r i c h t u n g   B i l d a g e n t u r  
 
Lfd. Nr. Teil des  Ausbildungsberufsbildes Zu vermittelnde Fertigkeiten und Kenntnisse 
 
 1 2  3 
4.1  Beschaffung (§ 3 Abs. 2 Nr. 4.1) a) Beschaffung nach  betrieblichen Vorgaben durchführen 
   b) Bildmaterial sichten und bewerten 
   c) Daten und Fakten zu Bildern beschaffen 
   d) Kundenwünsche auswerten und Bestandslücken 
ermitteln 
   e) Aufträge an Fotografen entwerfen 
4.2  Erschließung (§ 3 Abs. 2 Nr. 4.2) a) Bildmaterial agenturgerecht ausstatten und einordnen 
   b) Bildbetextung entwerfen 
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4.3  Aufbewahrung und technische 




















4.5  Marketing (§ 3 Abs. 2 Nr. 4.5) 
c) Methoden und Verfahren zur sachlichen Erschließung 
anwenden 
 
a)  Bestand pflegen, kontrollieren und nach  betrieblichen 
Vorgaben aktualisieren 
b)  Bilddateien erstellen 
c) Erhaltungsmaßnahmen durchführen 
 
a)  Kunden über  Dienstleistungsangebote beraten 
b)  Bildbestellungen aufnehmen 
c) Kalkulationsschemata für Honorarberechnungen 
anwenden 
 
d)  Bildauswahl zusammenstellen 
e)  Kundendaten verwalten 
f) Leihfristen, Rückläufe und Zahlungseingänge 
kontrollieren 
 
g)  vertragsgemäße Bildnutzung kontrollieren 
a)  Neukunden akquirieren 
b)  Angebote erstellen 
 
c) Methoden des  Marketings anwenden 
 
5 .   F a c h r i c h t u n g   M e d i z i n i s c h e   D o k u m e n t a t i o n  
 
L f d . 
N r . 
 
Te i l   d e s  
A u s b i l d u n g s b e r u f s b i l d e s  
 
Z u   v e r m i t t e l n d e   F e r t i g k e i t e n   u n d  
K e n n t n i s s e  
 
1 2 3 
 
5 . 1  S a m m l u n g ,  E r f a s s u n g u n d   
S t r u k t u r i e r u n g m e d i z i n i s c h e r   
I n f o r m a t i o n e n ( §  3   A b s .   2   N r .   








5 . 2 E r s c h l i e ß u n g   u n d  
V e r s c h l ü s s e l u n g  ( §  3   A b s .   2 













5 . 3 V e r w a l t u n g   u n d   P f l e g e   v o n  
D a t e n b e s t ä n d e n  ( §  3   A b s .   2 
N r .   5 . 3 )  
 
a )  m e d i z i n i s c h e  I n f o r m a t i o n e n  n a c h 
b e t r i e b l i c h e n  V o r g a b e n  s a m m e l n  u n d 
e r f a s s e n  
 
b ) M e d i e n   u n d   D a t e n  s i c h t e n ,  b e w e r t e n 
u n d   f ü r   d i e   W e i t e r b e a r b e i t u n g v o r b e r 
e i t e n  
 
c ) E r f a s s u n g s s c h e m a t a ,  E r h e b u n g s b ö g e n 
u n d   D a t e n b a n k s t r u k t u r e n   e n t w e r f e n  
 
a )  m e d i z i n i s c h e  F a c h s p r a c h e  a n w e n d e n , 
i n s b e s o n d e r e   a u s   A n a t o m i e , 
P h y s i o l o g i e ,  P a t h o l o g i e  u n d P h a r m a k 
o l o g i e  
 
b ) R e g e l w e r k e ,   M e t h o d e n  u n d   V e r f a h r e n 
f ü r   d i e   i n h a l t l i c h e  E r s c h l i e ß u n g 
m e d i z i n i s c h e r   D a t e n   a n w e n d e n  
 
c ) F i n d h i l f s m i t t e l  t e c h n i s c h   g e s t a l t e n , 
S u c h s t r a t e g i e n   u m s e t z e n  
 
d ) m e d i z i n i s c h e  I n f o r m a t i o n e n 
b e t r i e b s b e z o g e n   v e r s c h l ü s s e l n  
 
a )  D a t e n b e s t ä n d e  n a c h   b e t r i e b l i c h e n 
Q u a l i t ä t s k r i t e r i e n  p r ü f e n ,  e r g ä n z e n 
u n d   a k t u a l i s i e r e n  
 
b ) a m   A u f b a u   v o n   D a t e n b a n k e n   m i t w i r k e n 
c ) D a t e n b e s t ä n d e   z u s a m m e n f ü h r e n  
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5 . 4 S t a t i s t i k   u n d  a ) I n f o r m a t i o n e n   r e c h e r c h i e r e n   u n d  
I n f o r m a t i o n s d i e n s t l e i s t u n g e n  a u f b e r e i t e n  
( §   3   A b s .   2   N r .   5 . 4 )   b ) D a t e n  s e l e k t i e r e n   u n d   s t a t i s t i s c h 
a u s w e r t e n  
 
c ) E r g e b n i s s e   d a r s t e l l e n   u n d   p r ä s e n t i e r e n  
 
Anlage 2 (zu  § 4) 
Ausbildungsrahmenplan für die Berufsausbildung zum/zur Fachangestellten für 
Medien- und  Informationsdienste 
- Zeitliche Gliederung - 
 
(Fundstelle: BGBl. I 1998, S. 1267  - 1275, 2426, 




F a c h r i c h t u n g  A r c h i Evrstes Ausbildungsjahr 
 
 
(1) In einem Zeitraum von insgesamt zwei bis drei Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 Abschnitt I der Berufsbildpositionen 
 
1.1  Stellung, Rechtsform, Organisation und Aufgaben, 
 
1.2  Berufsbildung, arbeits- und sozialrechtliche Grundlagen, Lernziele a bis d, 
 
1.3  Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit, 
 
1.4  Umweltschutz, 
 
4 Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziele a und b, 
zu vermitteln. 
 
(2) In einem Zeitraum von insgesamt vier bis sechs Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 Abschnitt I der Berufsbildposition 
 
2 Beschaffung, Erschließung und Bereitstellung, Lernziel a, 
in Verbindung mit den  Berufsbildpositionen 
3 Kommunikation und Kooperation, Lernziel d, 
 
4 Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziele c, e und l, 
 
5 Informations- und Kommunikationssysteme, Lernziele b, e und f, 
zu vermitteln. 
 
(3) In einem Zeitraum von insgesamt vier bis sechs Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 Abschnitt I der Berufsbildposition 
 
2 Beschaffung, Erschließung und Bereitstellung, Lernziel b, 
in Verbindung mit den  Berufsbildpositionen 
4 Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziel d, 
 
5 Informations- und Kommunikationssysteme, Lernziel d, 
 
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildposition 
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(1) In einem Zeitraum von insgesamt zwei bis vier Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 




Übernahme von Schriftgut und anderen Informationsträgern, Lernziel a, 
 
 
in Verbindung mit den  Berufsbildpositionen 
 
I.2) 4   
Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziele g bis k, 
 
I. 6   




1) Abschnitt II 
 
2) Abschnitt I 
 
(2) In einem Zeitraum von insgesamt vier bis fünf Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildposition 
 
II.   1.1 
 
Übernahme von Schriftgut und anderen Informationsträgern, Lernziel d, 
 
 









Informations- und Kommunikationssysteme, Lernziele a und c, 
 
II.  
1.2  Erschließung, Lernziele c und e, 
 
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildpositionen 
 
I.   1.3 
 
Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit, 
 
I. 
1.4  Umweltschutz, 
 
I.   4 
 
Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziel d, 
 
I.   5 
 
Informations- und Kommunikationssysteme, Lernziele b und d, 
fortzuführen. 
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(3) In einem Zeitraum von insgesamt vier bis fünf Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildposition 
 
I.   2 
 
Beschaffung, Erschließung und Bereitstellung, Lernziel d, 
 
 




Kommunikation und Kooperation, Lernziel b, 
 
II.  
1.3  Technische Bearbeitung und Aufbewahrung, Lernziele a, c und d, 
 
II.  
1.4  Informationsvermittlung und Benutzungsdienst, Lernziel d, 
 
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildpositionen 
 
I.   4 
 
Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziele c und l, 
 
 
I.   5 
 






(1) In einem Zeitraum von insgesamt zwei bis vier Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildposition 
 
II.   1.1 
 
Übernahme von Schriftgut und anderen Informationsträgern, Lernziele b und c, 
 
 




Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziel f, 
 
II.  
1.3  Technische Bearbeitung und Aufbewahrung, Lernziel b, 
 
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildposition 
 
II.   1.1 
 





(2) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis fünf Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildposition 
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I.   2 
 
Beschaffung, Erschließung und Bereitstellung, Lernziel c, 
 
 
in Verbindung mit der Berufsbildposition 
 
II.   1.2 
 
Erschließung, Lernziele a, b und d, 
 
 





Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit, 
 
I. 








Informations- und Kommunikationssysteme, Lernziele b, d, e und f, 
 
II.  




(3) In einem Zeitraum von insgesamt vier bis sechs Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 




Berufsbildung, arbeits- und sozialrechtliche Grundlagen, Lernziel e, 
 
II.  
1.4  Informationsvermittlung und Benutzungsdienst, Lernziele a, b, c und e, 
 
in Verbindung mit den  Berufsbildpositionen 
 
I.   3 
 
Kommunikation und Kooperation, Lernziele a, c und g, 
 
 
I.   6 
 
Öffentlichkeitsarbeit und Werbung, Lernziele b und c, 
 
 
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildposition 
 
I.   3 
 
Kommunikation und Kooperation, Lernziele e und f, 
fortzuführen. 
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(1) In einem Zeitraum von insgesamt zwei bis drei Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 Abschnitt I der Berufsbildpositionen 
 
1.1  Stellung, Rechtsform, Organisation und Aufgaben, 
 
1.2  Berufsbildung, arbeits- und sozialrechtliche Grundlagen, Lernziele a bis d, 
 
1.3  Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit, 
 
1.4  Umweltschutz, 
 
4 Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziele a und b, 
zu vermitteln. 
 
(2) In einem Zeitraum von insgesamt vier bis sechs Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 Abschnitt I der Berufsbildposition 
 
2 Beschaffung, Erschließung und Bereitstellung, Lernziel a, 
in Verbindung mit den  Berufsbildpositionen 
3 Kommunikation und Kooperation, Lernziel d, 
 
4 Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziele c, e und l, 
 
5 Informations- und Kommunikationssysteme, Lernziele b, e und f, 
zu vermitteln. 
 
(3) In einem Zeitraum von insgesamt vier bis sechs Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 Abschnitt I der Berufsbildposition 
 
2 Beschaffung, Erschließung und Bereitstellung, Lernziel b, 
in Verbindung mit den  Berufsbildpositionen 
4 Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziel d, 
 
5 Informations- und Kommunikationssysteme, Lernziel d, 
 
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildposition 
 







(1) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis fünf Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildposition 
 
I.1) 2   
Beschaffung, Erschließung und Bereitstellung, Lernziel d, 
 
in Verbindung mit den  Berufsbildpositionen 
 
I.   3   
Kommunikation und Kooperation, Lernziel e, 
 
I.   4   
Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziel i, 
Ein Service  des  Bundesministeriums der Justiz in 
Zusammenarbeit mit der juris GmbH - www.juris.de 






I.   5   
Informations- und Kommunikationssysteme, Lernziele a und c, 
 
II.2)  
2.1  Erwerbung, 
 
II.  




1) Abschnitt I 
 
2) Abschnitt II 
 
(2) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis fünf Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildposition 
 
I.   3 
 
Kommunikation und Kooperation, Lernziel b, 
 
 














Öffentlichkeitsarbeit und Werbung, Lernziel a, 
 
II.  




(3) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis fünf Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildposition 
 
I.   4 
 
Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziele g und h, 
 
 
im Zusammenhang mit der Berufsbildposition 
 
II.   2.3 
 
Bearbeitung von Medien,  Bestandspflege 
 
 
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildpositionen 
 
I.   1.3 
 
Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit, 
 
I. 
1.4  Umweltschutz, 
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I.   4 
 
Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziele c bis e, 
 
I.   5 
 






(1) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis fünf Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildposition 
 
II.   2.2 
 
Erschließung, Lernziele b bis d, 
 
 
in Verbindung mit den  Berufsbildpositionen 
 
I.   2 
 
Beschaffung, Erschließung und Bereitstellung, Lernziel c, 
 
 
I.   4 
 
Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziel f, 
 
 





Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit, 
 
I. 




Informations- und Kommunikationssysteme, Lernziel c, 
 
II.  
2.1  Erwerbung, Lernziel c, 
 
II.  
2.2  Erschließung, Lernziel a, 
 
II.  




(2) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis fünf Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildposition 
 
II.   2.4 
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Benutzungsdienst und Informationsvermittlung, Lernziele e, h und i, 
 
 
in Verbindung mit der Berufsbildposition 
 
I.   3 
 
Kommunikation und Kooperation, Lernziele a, c und g, 
 
 





Informations- und Kommunikationssysteme, Lernziel c, 
 
II.  
2.1  Erwerbung, Lernziel c, 
 
II.  




(3) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis fünf Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildposition 
 
II.   2.4 
 
Benutzungsdienst und Informationsvermittlung, Lernziele f und g, 
 
 
in Verbindung mit den  Berufsbildpositionen 
 
I.   1.2 
 
Berufsbildung, arbeits- und sozialrechtliche Grundlagen, Lernziel e, 
 
 
I.   6 
 
Öffentlichkeitsarbeit und Werbung, Lernziele b und c, 
zu vermitteln. 
 





(1) In einem Zeitraum von insgesamt zwei bis drei Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 Abschnitt I der Berufsbildpositionen 
 
1.1  Stellung, Rechtsform, Organisation und Aufgaben, 
 
1.2  Berufsbildung, arbeits- und sozialrechtliche Grundlagen, Lernziele a bis d, 
 
1.3  Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit, 
 
1.4  Umweltschutz, 
 
4 Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziele a und b, 
zu vermitteln. 
 
(2) In einem Zeitraum von insgesamt vier bis sechs Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 Abschnitt I der Berufsbildposition 
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2 Beschaffung, Erschließung und Bereitstellung, Lernziel a, 
in Verbindung mit den  Berufsbildpositionen 
3 Kommunikation und Kooperation, Lernziel d, 
 
4 Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziele c, e und l, 
 
5 Informations- und Kommunikationssysteme, Lernziele b, e und f, 
zu vermitteln. 
 
(3) In einem Zeitraum von insgesamt vier bis sechs Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 Abschnitt I der Berufsbildposition 
 
2 Beschaffung, Erschließung und Bereitstellung, Lernziel b, 
in Verbindung mit den  Berufsbildpositionen 
4 Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziel d, 
 
5 Informations- und Kommunikationssysteme, Lernziel d, 
 
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildposition 
 







(1) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis fünf Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 




Beschaffung, Lernziele a und b, 
 
 
in Verbindung mit den  Berufsbildpositionen 
 
I.2) 3   
Kommunikation und Kooperation, Lernziele b, e und f, 
 
I. 4   
Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziele f, g und h, 
 
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildposition 
 
I.   5   




1) Abschnitt I 
 
2) Abschnitt II 
 
(2) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis fünf Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildpositionen 
 
II.   3.2 
 
Erschließung, Lernziele a und b, 
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3.3  Verwaltung und Pflege  von Datenspeichern, Lernziele a bis c, 
 
in Verbindung mit der Berufsbildposition 
 
I.   5 
 
Informations- und Kommunikationssysteme, Lernziel a, 
 
 
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildpositionen 
 
I.   3   
Kommunikation und Kooperation, Lernziele d, e und f, 
 
I.   5   




(3) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis fünf Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildposition 
 
I.   2 
 
Beschaffung, Erschließung und Bereitstellung, Lernziel d, 
 
 














Öffentlichkeitsarbeit und Werbung, Lernziel a, 
 
II.  
3.4  Informationsvermittlung und Informationsdienstleistungen, Lernziele b bis e, 
 
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildpositionen 
 
I.   1.3 
 
Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit, 
 
I. 
1.4  Umweltschutz, 
 
I.   3 
 
Kommunikation und Kooperation, Lernziele b und d bis f, 
 
I.   5 
 
Informations- und Kommunikationssysteme, Lernziele b und d bis f, 
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(1) In einem Zeitraum von insgesamt vier bis sechs Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildposition 
 
I.   2 
 
Beschaffung, Erschließung und Bereitstellung, Lernziel c, 
 
 




Kommunikation und Kooperation, Lernziel c, 
 
II.  
3.2  Erschließung, Lernziel c, 
 
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildpositionen 
 
I.   1.3 
 
Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit, 
 
I. 
1.4  Umweltschutz, 
 
I.   3 
 
Kommunikation und Kooperation, Lernziele d bis f, 
 
I.   4 
 
Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziel f, 
 
I.   5 
 





(2) In einem Zeitraum von insgesamt vier bis sechs Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildposition 
 
I.   3 
 
Kommunikation und Kooperation, Lernziele a und g, 
 
 




Berufsbildung, arbeits- und sozialrechtliche Grundlagen, Lernziel e, 
 
II.  
3.1  Beschaffung, Lernziel c, 
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3.4  Informationsvermittlung und Informationsdienstleistungen, Lernziele a und f, 
 
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildpositionen 
 
I.   3 
 
Kommunikation und Kooperation, Lernziele d bis f, 
 
 
I.   5 
 





(3) In einem Zeitraum von insgesamt zwei bis drei Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildposition 
 





in Verbindung mit der Berufsbildposition 
 
I.   6 
 
Öffentlichkeitsarbeit und Werbung, Lernziele b und c, 
 
 
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildposition 
 
I.   3 
 
Kommunikation und Kooperation, Lernziele d bis g, 
fortzuführen. 
 





(1) In einem Zeitraum von insgesamt zwei bis drei Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 Abschnitt I der Berufsbildpositionen 
 
1.1  Stellung, Rechtsform, Organisation und Aufgaben, 
 
1.2  Berufsbildung, arbeits- und sozialrechtliche Grundlagen, Lernziele a bis d, 
 
1.3  Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit, 
 
1.4  Umweltschutz, 
 
4 Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziele a und b, 
zu vermitteln. 
 
(2) In einem Zeitraum von insgesamt vier bis sechs Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 Abschnitt I der Berufsbildposition 
 
2 Beschaffung, Erschließung und Bereitstellung, Lernziel a, 
in Verbindung mit den  Berufsbildpositionen 
3 Kommunikation und Kooperation, Lernziel d, 
 
4 Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziele c, e und l, 
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5 Informations- und Kommunikationssysteme, Lernziele b, e und f, 
zu vermitteln. 
 
(3) In einem Zeitraum von insgesamt vier bis sechs Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 Abschnitt I der Berufsbildposition 
 
2 Beschaffung, Erschließung und Bereitstellung, Lernziel b, 
in Verbindung mit den  Berufsbildpositionen 
4 Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziel d, 
 
5 Informations- und Kommunikationssysteme, Lernziel d, 
 
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildposition 
 







(1) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis fünf Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildposition 
 
I.1) 2   
Beschaffung, Erschließung und Bereitstellung, Lernziel d, 
 
in Verbindung mit den  Berufsbildpositionen 
 
I.   3   
Kommunikation und Kooperation, Lernziel e, 
 
I.   4   
Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziel i, 
 
I.   5   
Informations- und Kommunikationssysteme, Lernziele a und c, 
 
II.2)  
4.1  Beschaffung, Lernziele a und c, 
 
II.  
4.2  Erschließung, Lernziel a, 
 
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildpositionen 
 
I.   1.3 
 
Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit, 
 
I. 
1.4  Umweltschutz, 
 
I.   5   




1) Abschnitt I 
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2) Abschnitt II 
 
(2) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis fünf Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildpositionen 
 
I.   3 
 
Kommunikation und Kooperation, Lernziel b, 
 
 
I.   6 
 
Öffentlichkeitsarbeit und Werbung, Lernziel a, 
 
 




Kommunikation und Kooperation, Lernziel f, 
 
II.  




(3) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis fünf Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildposition 
 
II.   4.3 
 
Aufbewahrung und technische Bearbeitung, Lernziele a und c, 
 
 
in Verbindung mit der Berufsbildposition 
 
I.   4 
 






(1) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis fünf Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildposition 
 
I.   2 
 
Beschaffung, Erschließung und Bereitstellung, Lernziel c, 
 
 
in Verbindung mit den  Berufsbildpositionen 
 
II.   4.1 
 
Beschaffung, Lernziele b, d und e, 
 
II.  
4.2  Erschließung, Lernziele b und c, 
 
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildpositionen 
 
I.   1.3 
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Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit, 
 
I.   4 
 
Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziele c und d, 
 
I.   5 
 





(2) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis fünf Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildposition 
 
I.   3 
 
Kommunikation und Kooperation, Lernziele a, c und g, 
 
 









Öffentlichkeitsarbeit und Werbung, Lernziele b und c, 
 
II.  
4.3  Aufbewahrung und technische Bearbeitung, Lernziel b, 
 
II.  
4.4  Bildvermittlung, Lernziel b, 
 










Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziel l, 
 
II.  




(3) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis fünf Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildposition 
 





in Verbindung mit der Berufsbildposition 
 
II.   4.4 
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Bildvermittlung, Lernziele c, f und g, 
 
 








4.1  Beschaffung, Lernziele a, d und e, 
 
II.  
4.4  Bildvermittlung, Lernziele d und e, 
 
fortzuführen. 






(1) In einem Zeitraum von insgesamt zwei bis drei Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 Abschnitt I der Berufsbildpositionen 
 
1.1  Stellung, Rechtsform, Organisation und Aufgaben, 
 
1.2  Berufsbildung, arbeits- und sozialrechtliche Grundlagen, Lernziele a bis d, 
 
1.3  Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit, 
 
1.4  Umweltschutz, 
 
4 Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziele a und b, 
zu vermitteln. 
 
(2) In einem Zeitraum von insgesamt vier bis sechs Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 Abschnitt I der Berufsbildposition 
 
2 Beschaffung, Erschließung und Bereitstellung, Lernziel a, 
in Verbindung mit den  Berufsbildpositionen 
3 Kommunikation und Kooperation, Lernziel d, 
 
4 Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziele c, e und l, 
 
5 Informations- und Kommunikationssysteme, Lernziele b, e und f, 
zu vermitteln. 
 
(3) In einem Zeitraum von insgesamt vier bis sechs Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 Abschnitt I der Berufsbildposition 
 
2 Beschaffung, Erschließung und Bereitstellung, Lernziel b, 
in Verbindung mit den  Berufsbildpositionen 
4 Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziel d, 
 
5 Informations- und Kommunikationssysteme, Lernziel d, 
 
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildposition 
 
5 Informations- und Kommunikationssysteme, Lernziele b, e und f, 
fortzuführen. 
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(1) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis fünf Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 




Informations- und Kommunikationssysteme, Lernziel c, II.2) 
 
5.1  Sammlung, Erfassung und Strukturierung medizinischer Informationen, Lernziele a und b 
 
 
in Verbindung mit den  Berufsbildpositionen 
 
I.   3 
 
Kommunikation und Kooperation, Lernzeile b, c, e und f, 
 
 
I.   4 
 
Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziele f bis h, 
 
 
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildposition 
 
I.   5 
 





(2) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis fünf Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildpositionen 
 
II.   5.2 
 
Erschließung und Verschlüsselung, Lernziele a und b, 
 
II.  
5.3  Verwaltung und Pflege  von Datenbeständen, Lernziel a 
 
in Verbindung mit der Berufsbildposition 
 
I.   5 
 
Informations- und Kommunikationssysteme, Lernziel a 
 
 
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildpositionen 
 
I.   3 
 
Kommunikation udn Kooperation, Lernziele d bis f, 
 
 
I.   5 
 





(3) In einem Zeitraum von insgesamt drei bis fünf Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildpositionen 
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Beschaffung, Erschließung und Bereitstellung, Lernziel d, 
 
II.  
5.4  Statistik und Informationsdienstleistungen, Lernziele a und b 
 
in Verbindung mit den  Berufsbildpositionen 
 
I.   4 
 
Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziele i und k, 
 
 
I.   6 
 
Öffentlichkeitsarbeit und Werbung, Lernziel a 
 
 
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildpositionen 
 
I.   1.3 
 
Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit, 
 
I. 
1.4  Umweltschutz, 
 
I.   3 
 
Kommunikation und Kooperation, Lernziele b und d bis f, 
 
I.   4 
 
Arbeitsorganisation und Bürowirtschaft, Lernziel l, 
 
I.   5 
 






(1) In einem Zeitraum von insgesamt vier bis sechs Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildposition 
 
I.   2 
 
Beschaffung, Erschließung und Bereitstellung, Lernziel c 
 
 
in Verbindung mit der Berufsbildposition 
 
II.   5.2 
 
Erschließung und Verschlüsselung, Lernziele c und d 
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Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit, 
 
I. 












Informations- und Kommunikationssysteme, Lernziele, b bis f, 
 
II.  




(2) In einem Zeitraum von insgesamt vier bis sechs Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildposition 
 
II.   5.1 
 
Sammlung, Erfassung und Strukturierung medizinischer Informationen, Lernziel c 
 
 




Berufsbildung, arbeits- und sozialrechtliche Grundlagen, Lernziel e, 
 
II.  
5.3  Verwaltung und Pflege  von Datenbeständen, Lernziele b und c 
 










Informations- und Kommunikationssysteme, Lernziele b bis f, 
 
II.  




(3) In einem Zeitraum von insgesamt zwei bis drei Monaten sind schwerpunktmäßig die Fertigkeiten und 
Kenntnisse gemäß Anlage 1 der Berufsbildposition 
 
II.   5.4 
 
Statistik und Informationsdienstleistungen, Lernziel c 
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in Verbindung mit den  Berufsbildpositionen 
 
I.   3 
 
Kommunikation und Kooperation, Lernziele a und g, 
 
 
I.   6 
 
Öffentlichkeitsarbeit und Werbung, Lernziele b und c, 
 
 
zu vermitteln und im Zusammenhang damit die Vermittlung der Fertigkeiten und Kenntnisse der 
Berufsbildposition 
 
I.   3 
 













































für den Ausbildungsberuf 
 
Fachangestellter/Fachangestellte für Medien- und Informationsdienste 
 
(Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 27.03.1998 i.d.F. vom10.12.1999) 




Teil I    Vorbemerkungen 
 
Dieser Rahmenlehrplan für den berufsbezogenen Unterricht der Berufsschule ist durch die 
Ständige  Konferenz  der  Kultusminister  und  -senatoren  der  Länder  (KMK)  beschlossen 
worden. 
 
Der Rahmenlehrplan ist mit der entsprechenden Ausbildungsordnung des Bundes (erlassen 
vom Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie oder dem sonst zuständigen 
Fachministerium im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Bildung und Forschung) 
abgestimmt. Das Abstimmungsverfahren ist durch das “Gemeinsame Ergebnisprotokoll vom 
30.05.1972” geregelt. Der Rahmenlehrplan baut grundsätzlich auf dem Hauptschulabschluss 
auf und beschreibt Mindestanforderungen. 
 
Der Rahmenlehrplan ist bei zugeordneten Berufen in eine berufsfeldbreite Grundbildung und 
eine darauf aufbauende Fachbildung gegliedert. 
 
Auf der Grundlage der Ausbildungsordnung und des Rahmenlehrplans, die Ziele und Inhalte 
der Berufsausbildung regeln, werden die Abschlussqualifikation in einem anerkannten Aus- 
bildungsberuf sowie - in Verbindung mit Unterricht in weiteren Fächern - der Abschluss der 
Berufsschule vermittelt. Damit werden wesentliche Voraussetzungen für eine qualifizierte 
Beschäftigung sowie für den Eintritt in schulische und berufliche Fort- und Weiter- 
bildungsgänge geschaffen. 
 
Der Rahmenlehrplan enthält keine methodischen Festlegungen für den Unterricht. 
Selbständiges und verantwortungsbewusstes Denken und Handeln als übergreifendes Ziel der 
Ausbildung wird vorzugsweise in solchen Unterrichtsformen vermittelt, in denen es Teil des 
methodischen Gesamtkonzeptes ist. Dabei kann grundsätzlich jedes methodische Vorgehen 
zur Erreichung dieses Zieles beitragen; Methoden, welche die Handlungskompetenz 
unmittelbar fördern, sind besonders geeignet und sollten deshalb in der Unterrichtsgestaltung 
angemessen berücksichtigt werden. 
 
Die Länder übernehmen den Rahmenlehrplan unmittelbar oder setzen ihn in eigene Lehrpläne 
um. Im zweiten Fall achten sie darauf, dass das im Rahmenlehrplan berücksichtigte Ergebnis 
der fachlichen und zeitlichen Abstimmung mit der jeweiligen Ausbildungsordnung erhalten 
bleibt. 




Teil II    Bildungsauftrag der Berufsschule 
 
Die Berufsschule und die Ausbildungsbetriebe erfüllen in der dualen Berufsausbildung einen 
gemeinsamen Bildungsauftrag. 
 
Die Berufsschule ist dabei ein eigenständiger Lernort. Sie arbeitet als gleichberechtigter 
Partner mit den anderen an der Berufsausbildung Beteiligten zusammen. Sie hat die Aufgabe, 
den Schülerinnen und Schülern berufliche und allgemeine Lerninhalte unter besonderer 
Berücksichtigung der Anforderungen der Berufsausbildung zu vermitteln. 
 
Die Berufsschule hat eine berufliche Grund- und Fachbildung zum Ziel und erweitert die 
vorher erworbene allgemeine Bildung. Damit will sie zur Erfüllung der Aufgaben im Beruf 
sowie zur Mitgestaltung der Arbeitswelt und Gesellschaft in sozialer und ökologischer 
Verantwortung befähigen. Sie richtet sich dabei nach den für diese Schulart geltenden 
Regelungen der Schulgesetze der Länder. Insbesondere der berufsbezogene Unterricht 
orientiert sich außerdem an den für jeden einzelnen staatlich anerkannten Ausbildungsberuf 
bundeseinheitlich erlassenen Berufsordnungsmitteln: 
 
•  Rahmenlehrplan der ständigen Konferenz der Kultusminister und -senatoren der Länder 
(KMK) 
•  Ausbildungsordnungen des Bundes für die betriebliche Ausbildung. 
 
Nach der Rahmenvereinbarung über die Berufsschule (Beschluss der KMK vom 15.03.1991) 
hat die Berufsschule zum Ziel, 
 
• “eine Berufsfähigkeit zu vermitteln, die Fachkompetenz mit allgemeinen Fähigkeiten 
humaner und sozialer Art verbindet; 
 
•  berufliche Flexibilität zur Bewältigung der sich wandelnden Anforderungen in Arbeitswelt 
und Gesellschaft auch im Hinblick auf das Zusammenwachsen Europas zu entwickeln; 
 
•  die Bereitschaft zur beruflichen Fort- und Weiterbildung zu wecken; 
 
•  die Fähigkeit und Bereitschaft zu fördern, bei der individuellen Lebensgestaltung und im 
öffentlichen Leben verantwortungsbewusst zu handeln.” 
 
Zur Erreichung dieser Ziele muss die Berufsschule 
 
•  den  Unterricht  an  einer  für  ihre  Aufgaben  spezifischen  Pädagogik  ausrichten,  die 
Handlungsorientierung betont; 
 
• unter   Berücksichtigung   notwendiger   beruflicher   Spezialisierung   berufs-   und 
berufsfeldübergreifende Qualifikationen vermitteln; 
 
• ein differenziertes und flexibles Bildungsangebot gewährleisten, um unterschiedlichen 
Fähigkeiten und Begabungen sowie den jeweiligen Erfordernissen der Arbeitswelt und 
Gesellschaft gerecht zu werden; 
 
•  im Rahmen ihrer Möglichkeiten Behinderte und Benachteiligte umfassend stützen und 
fördern; 




• auf   die    mit    Berufsausübung   und    privater    Lebensführung   verbundenen 
Umweltbedrohungen und Unfallgefahren hinweisen und Möglichkeiten zu ihrer 
Vermeidung bzw. Verminderung aufzeigen. 
 
Die Berufsschule soll darüber hinaus im allgemeinen Unterricht und soweit es im Rahmen 
berufsbezogenen Unterrichts möglich ist, auf Kernprobleme unserer Zeit wie z.B. 
 
•  Arbeit und Arbeitslosigkeit, 
•  friedliches Zusammenleben von Menschen, Völkern und Kulturen in einer Welt unter 
Wahrung kultureller Identität, 
•  Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlage sowie 
•  Gewährleistung der Menschenrechte 
eingehen. 
Die aufgeführten Ziele sind auf die Entwicklung von Handlungskompetenz gerichtet. Diese 
wird hier verstanden als die Bereitschaft und Fähigkeit des einzelnen, sich in 
gesellschaftlichen, beruflichen und privaten Situationen sachgerecht, durchdacht sowie 
individuell und sozial verantwortlich zu verhalten. 
 
Handlungskompetenz entfaltet sich in den Dimensionen von Fachkompetenz, Personal- 
kompetenz und Sozialkompetenz. 
 
Fachkompetenz bezeichnet die Bereitschaft und Fähigkeit, auf der Grundlage fachlichen 
Wissens und Könnens Aufgaben und Probleme zielorientiert, sachgerecht, methodengeleitet 
und selbständig zu lösen und das Ergebnis zu beurteilen. 
 
Personalkompetenz bezeichnet die Bereitschaft und Fähigkeit, als individuelle Persönlichkeit 
die Entwicklungschancen, Anforderungen und Einschränkungen in Familie, Beruf und 
öffentlichem Leben zu klären, zu durchdenken und zu beurteilen, eigene Begabungen zu 
entfalten sowie Lebenspläne zu fassen und fortzuentwickeln. Sie umfasst personale 
Eigenschaften wie Selbständigkeit, Kritikfähigkeit, Selbstvertrauen, Zuverlässigkeit, 
Verantwortungs- und Pflichtbewusstsein. Zur ihr gehören insbesondere auch die Entwicklung 
durchdachter Wertvorstellungen und die selbstbestimmte Bindung an Werte. 
 
Sozialkompetenz bezeichnet die Bereitschaft und Fähigkeit, soziale Beziehungen zu leben 
und zu gestalten, Zuwendungen und Spannungen zu erfassen, zu verstehen sowie sich mit 
anderen  rational  und  verantwortungsbewusst  auseinanderzusetzen  und  zu  verständigen. 
Hierzu gehört insbesondere auch die Entwicklung sozialer Verantwortung und Solidarität. 
 
Methoden- und Lernkompetenz erwachsen aus einer ausgewogenen Entwicklung dieser drei 
Dimensionen. 
 
Kompetenz bezeichnet den Lernerfolg in Bezug auf den einzelnen Lernenden und seine 
Befähigung zu eigenverantwortlichem Handeln in privaten, beruflichen und gesellschaftlichen 
Situationen. Demgegenüber wird unter Qualifikation der Lernerfolg in Bezug auf die 
Verwertbarkeit, d.h. aus der Sicht der Nachfrage in privaten, beruflichen und gesellschaft- 
lichen Situationen, verstanden (vgl. Deutscher Bildungsrat, Empfehlungen der Bildungs- 
kommission zur Neuordnung der Sekundarstufe II). 




Teil III    Didaktische Grundsätze 
 
Die Zielsetzung der Berufsausbildung erfordert es, den Unterricht an einer auf die Aufgaben 
der Berufsschule zugeschnittenen Pädagogik auszurichten, die Handlungsorientierung betont 
und junge Menschen zu selbständigem Planen, Durchführen und Beurteilen von 
Arbeitsaufgaben im Rahmen ihrer Berufstätigkeit befähigt. 
 
Lernen  in  der  Berufsschule  vollzieht  sich  grundsätzlich  in  Beziehung  auf  konkretes 
berufliches Handeln sowie in vielfältigen gedanklichen Operationen, auch gedanklichem 
Nachvollziehen von Handlungen anderer. Dieses Lernen ist vor allem an die Reflexion der 
Vollzüge des Handelns (des Handlungsplans, des Ablaufs, der Ergebnisse) gebunden. Mit 
dieser   gedanklichen   Durchdringung   beruflicher   Arbeit   werden   die   Voraussetzungen 
geschaffen für das Lernen in und aus der Arbeit. Dies bedeutet für den Rahmenlehrplan, dass 
die Beschreibung der Ziele und die Auswahl der Inhalte berufsbezogen erfolgt. 
 
Auf der Grundlage lerntheoretischer und didaktischer Erkenntnisse werden in einem 
pragmatischen Ansatz für die Gestaltung handlungsorientierten Unterrichts folgende 
Orientierungspunkte genannt: 
 
•  Didaktische Bezugspunkte sind Situationen, die für die Berufsausübung bedeutsam sind 
(Lernen für Handeln). 
 
•  Den Ausgangspunkt des Lernens bilden Handlungen, möglichst selbst ausgeführt oder aber 
gedanklich nachvollzogen (Lernen durch Handeln). 
 
• Handlungen müssen von den Lernenden möglichst selbständig geplant, durchgeführt, 
überprüft, ggf. korrigiert und schließlich bewertet werden. 
 
•  Handlungen sollten ein ganzheitliches Erfassen der beruflichen Wirklichkeit fördern, z.B. 
technische, sicherheitstechnische, ökonomische, rechtliche, ökologische, soziale Aspekte 
einbeziehen. 
 
•  Handlungen müssen in die Erfahrungen der Lernenden integriert und in Bezug auf ihre 
gesellschaftlichen Auswirkungen reflektiert werden. 
 
•  Handlungen sollen auch soziale Prozesse, z.B. der Interessenerklärung oder der Konflikt- 
bewältigung, einbeziehen. 
 
Handlungsorientierter Unterricht ist ein didaktisches Konzept, das fach- und 
handlungssystematische Strukturen miteinander verschränkt. Es lässt sich durch unterschied- 
liche Unterrichtsmethoden verwirklichen. 
 
Das Unterrichtsangebot der Berufsschule richtet sich an Jugendliche und Erwachsene, die sich 
nach Vorbildung, kulturellem Hintergrund und Erfahrungen aus den Ausbildungsbetrieben 
unterscheiden. Die Berufsschule kann ihren Bildungsauftrag nur erfüllen, wenn sie diese 
Unterschiede beachtet und Schülerinnen und Schüler- auch benachteiligte oder besonders 
begabte - ihren individuellen Möglichkeiten entsprechend fördert. 




Teil IV    Berufsbezogene Vorbemerkungen 
 
Der vorliegende Rahmenlehrplan für die Berufsausbildung zum Fachangestellten für Medien- 
und Informationsdienste/zur Fachangestellten für Medien- und Informationsdienste ist mit der 
Verordnung über die Berufsausbildung zum Fachangestellten für Medien- und 
Informationsdienste/zur   Fachangestellten   für   Medien-   und   Informationsdienste   vom 
03.07.1998 (BGBl I, Nr. 34, S. 1257) und der Verordnung vom 15.03.2000 (BGBl. I, Nr. 10, 
S. 222) abgestimmt. Diese Verordnungen sehen die fünf Fachrichtungen Archiv, Bibliothek, 
Information und Dokumentation, Bildagentur sowie Medizinische Dokumentation vor. Alle 




”Fachangestellte für Medien- und Informationsdienste” sind im öffentlichen Dienst und in der 
Privatwirtschaft tätig, z.B. bei 
 
- Stadt- und Staatsarchiven 
- Kirchen- und Wirtschaftsarchiven 
- Medien- und Pressearchiven 
- Rundfunk und Fernsehen 
- öffentlichen und wissenschaftlichen Bibliotheken 
- Firmenbibliotheken 
- Informationsvermittlern 
- Informations- und Dokumentationsstellen 




- Krankenhäusern und anderen Einrichtungen des Gesundheitswesens 
- pharmazeutischen Unternehmen 
- Hochschulen und Forschungseinrichtungen. 
 
 
Sie üben Tätigkeiten in den Arbeitsbereichen der Beschaffung, Erschließung, Vermittlung und 
Bereitstellung von Medien, Informationen und Daten sowie bei der Beratung und Betreuung 
von Kunden und Nutzern aus. 
 
Im vorliegenden Rahmenlehrplan steht der Begriff „Information“ für alle Formen von 
Dokumentationsinhalten, während der Begriff „Medien“ für alle Arten von 
Informationsträgern steht. 
 
”Fachangestellte für Medien- und Informationsdienste” erwerben im Rahmen der Ausbildung 
eine umfassende berufliche Handlungskompetenz. Sie werden befähigt, auf der Basis von 
Fachkompetenz Aufgaben zu analysieren, Lösungswege aufzuzeigen und die Ergebnisse zu 
präsentieren. Der Herausbildung einer bürger-/kundenorientierten Kommunikationsfähigkeit 
ist hierbei besonderes Gewicht beizumessen. 
 
Die Ausübung des Berufes erfordert neben einem kompetenten Verwaltungshandeln 
betriebswirtschaftliche Qualifikationen sowie fachrichtungsspezifisches Wissen. Dies ist für 
die Qualität und die Stellung der Medien- und Informationsdienste am Markt entscheidend. 
 
Ein prägendes Merkmal der Ausübung des Berufes der ”Fachangestellten für Medien- und 
Informationsdienste” liegt in ihrer Mittlerfunktion in der ”Informationsgesellschaft”, die 
sorgfältigen und verantwortungsbewußten Umgang mit Medien und Informationen erfordert. 
Die Grundlage hierfür bildet die sichere Handhabung und Nutzung technologischer wie 
organisatorischer Hilfsmittel. 






Aus den genannten betrieblichen Handlungsfeldern leiten sich die Zielformulierungen des 
vorliegenden Rahmenlehrplans ab. Er ist deshalb an typischen Handlungsabläufen im Betrieb 
sowie der beruflichen Erfahrungswelt der Schülerinnen und Schüler ausgerichtet. Aus dieser 
Logik folgt im vorliegenden Rahmenlehrplan die Einbindung der bisher fächerbezogenen 
Lerninhalte in die verschiedenen Lernfelder. Lernfeldübergreifend ist die Anwendung von 
Informations- und Kommunikationssystemen berücksichtigt worden. Diese sind im Umfang 
von  80  Unterrrichtsstunden  in  die  Lernfelder  zu  integrieren.  Dies  bedeutet,  dass  die 
Schülerinnen und Schüler Standardsoftware und aktuelle Branchensoftware anwenden. 
Wesentliche  Bedeutung  kommt  der  Aneignung  fachspezifischen  Grundlagenwissens  zu. 
Fachsprachen  und  Grundlagenwissen  werden  während  der  gesamten  Ausbildungsdauer 
lernfeldübergreifend  vermittelt.  Der  Struktur  des  Ausbildungsganges  entsprechend  erfolgt 
insbesondere   im   dritten   Ausbildungsjahr   die   Vermittlung   spezieller   Fertigkeiten   und 
Kenntnisse. 
 
Die fremdsprachlichen Ziele und Inhalte (gemäß Ausbildungsrahmenplan ”fremdsprachige 
Fachbegriffe anwenden” und ”im Ausbildungsbetrieb übliche fremdsprachige Informationen 
auswerten”) sind mit 40 Stunden in die Lernfelder integriert. 




Teil V Lernfelder 
 
Übersicht über die Lernfelder für den Ausbildungsberuf 















1. Die eigene Berufsausbildung aktiv mitgestalten 
 
80   
 
2. Aneignen von Medienkompetenz 
 
40   
 
3. Beschaffen von Medien und Informationen 
 
60   
 
4. Erfassen und Erschließen von Medien und 
Informationen 
 
60   
 
5. Informieren und Anleiten von Kunden/Nutzern 
 
40   
 




7. Fachrichtungsspezifisches Erschließen von 
Medien und Informationen 
  80  
 
8. Recherchieren, Aufbereiten und Bereitstellen 
von Informationen und Medien 
  80  
 
9. Herstellen und Gestalten von 
Informationsdiensten 
  60  
 
10.Fachrichtungsspezifisches Erschließen und 
Recherchieren spezieller Medien und 
Informationen 
   80 
 








13.Anwenden von Marketingstrategien und 
Marketinginstrumenten 
























Lernfeld 1: Die eigene Berufsausbildung  1. Ausbildungsjahr 






Die Schüler/Schülerinnen orientieren sich in der für sie neuen Lebenssituation und gestalten ihre 
Berufsausbildung selbst- und verantwortungsbewußt mit. Sie können ihre eigenen Interessen 
artikulieren, abwägen und unter Beachtung der neuen Position angemessen wahrnehmen. 
Die Schüler/Schülerinnen berücksichtigen den für das eigene Handeln und das Handeln im 
Ausbildungsbetrieb rechtlich relevanten Rahmen. Sie stellen die Grundzüge des Arbeits- und 
Tarifrechts dar und erläutern die für die Berufsausbildung und den Schutz des Arbeitnehmers 
wesentlichen Regelungen. 
Sie nutzen die Möglichkeiten der Mitwirkung und Mitbestimmung und zeigen beim Auftreten 
von Interessengegensätzen ein angemessenes Konfliktverhalten. Sie bewerten das System der 
sozialen Sicherung. 
Die Schüler/Schülerinnen ordnen die ausbildenden Einrichtungen in das bestehende Rechts- und 
Wirtschaftssystem ein. Sie nutzen wirtschaftliche Grundkenntnisse bei der Wahrnehmung 
beruflicher Aufgaben. 
Die Schüler/Schülerinnen erkennen die Vielfalt vorhandener Einrichtungen für Medien- und 
Informationsdienste sowie die Bedeutung berufsständischer Organisationen. Sie kennen die 
Aufgaben der ausbildenden Einrichtungen als Voraussetzung zur Darstellung der betrieblichen 
Aufbau- und Ablauforganisation und ordnen die eigene Tätigkeit in den betrieblichen 
Funktionszusammenhang ein. Stellenbeschreibungen und Organigramme werden als Hilfsmittel 
der Organisation erklärt. 







•  Öffentliches Recht und Privatrecht 
 
•  Rechtsformen ausbildender Einrichtungen 
 
•  Arbeits-, Tarif- und Sozialrecht 
 
•  Mitwirkung und Mitbestimmung 
 
•  Arbeitssicherheit, Gesundheitsschutz, Umweltschutz und rationelle Energieverwertung 
 
•  Kommunikation und Konfliktverhalten 
 
•  Wirtschaftliche Grundbegriffe 
 
•  Einrichtungen für Medien- und Informationsdienste 
 
•  Berufsständische Organisationen 
 
•  Aufgaben der ausbildenden Einrichtungen 
 
•  Betriebliche Aufbau- und Ablauforganisation 
 
•  Personalentwicklung und Weiterbildung 






Lernfeld 2: Aneignen von Medienkompetenz 1. Ausbildungsjahr 






Die Schüler/Schülerinnen stellen die Entwicklung von Schrift, Satz und Druck bis hin zu 
Multimediaprodukten dar. Sie erkennen die historische Bedeutung und die Veränderungen, 
die neue Medien- und Informationsangebote bewirken. 
Die Schüler/Schülerinnen geben einen Überblick über das aktuelle Medienangebot. Sie stellen 
den Einfluß und die Macht der Medien dar und bewerten sie. Sie sind dafür sensibilisiert, daß 
im Umgang mit Medien gesetzliche Regelungen zu beachten sind. 
Sie führen Analysen zur Mediengestaltung durch. 
Die Schüler/Schülerinnen kennen die technischen Voraussetzungen und Geräte für die 
verschiedenen Medienformen und nutzen diese. Sie setzen Informations- und 
Kommunikationssysteme berufsbezogen und situationsgerecht ein. Sie erläutern die 








•  Geschichte und Entwicklung der Medien 
 
•  Quellen- und Schriftkunde 
 
•  Herstellung und Verbreitung von Medien und Informationen 
 
•  Aktuelles Medien- und Informationsangebot 
 
•  Macht und Einfluß der Medien 
 
•  Gesetzliche Regelungen 
 
•  Medientechnik 
 
•  Informations- und Kommunikationssysteme 
 
•  Arbeitsplatzgestaltung 
 
•  Quellenspezifische Fach- und Fremdsprachen 







Lernfeld 3: Beschaffen von Medien und Informationen 1. Ausbildungsjahr 





Die Schüler/Schülerinnen beschreiben die Möglichkeiten zur Beschaffung von Medien, 
Informationen und Dokumenten. Sie nutzen unterschiedliche Informationsquellen und 
Beschaffungswege und verfügen über differenzierte Auswahlkriterien. 
Die Schüler/Schülerinnen berücksichtigen rechtliche Regelungen sowie organisatorische, 
wirtschaftliche und quellenrelevante Gesichtspunkte. Sie bewerten den Informationsgehalt 
nach fachlichen und ethischen Kriterien. 
Die Schüler/Schülerinnen führen den Beschaffungsvorgang unter Nutzung betrieblicher 
Arbeits- und Organisationsmittel durch. Sie wenden branchenspezifische sowie 
Standardsoftware an und geben berufsbezogene Texte normgerecht ein. 




•  Aufbau von Beständen 
 
•  Markt, Angebot und Nachfrage 
 
•  Auswahl- und Bewertungskriterien 
 
•  Beschaffungsarten 
 
•  Informations- und Bezugsquellen 
 
•  Beschaffungswege 
 
•  Bestellverfahren 
 
•  Übernahme in den Bestand 
 
•  Rechtliche Grundlagen 
 
•  Terminüberwachung 
 
•  Statistik 
 
•  Budgetierung 
 
•  Kassen- und Rechnungswesen 
 
•  Branchenspezifische und Standardsoftware 
 
•  Fremdsprachliche Standardtexte 







Lernfeld 4: Erfassen und Erschließen von Medien  1. Ausbildungsjahr 





Die Schüler/Schülerinnen kennen die Grundlagen und wichtigsten Prinzipien der 
Ordnungslehre sowie verschiedene Ordnungssysteme als Voraussetzung zur Bearbeitung von 
Medien und Informationen. Sie haben einen Einblick in die Regelwerke und Richtlinien aller 
Fachrichtungen und erkennen deren Bedeutung. 
Sie stellen Titelaufnahmen verschiedener Fachrichtungen gegenüber und identifizieren die 
enthaltenen Elemente. Sie erstellen Titelaufnahmen unter Berücksichtigung relevanter 
Regelungen. 
Die Schüler/Schülerinnen sind über die Möglichkeiten von Fremddatenübernahme und 












•  Arten und Formen von Katalogen und Findmitteln 
 
•  Ordnungsprinzipien und –systeme 
 
•  Formale und inhaltliche Erschließung 
 
•  Regelwerke und Richtlinien 
 
•  Fremddatenübernahme 
 
•  Spezielle Software 
 
•  Fachsprachen 
 
•  Fachspezifische Fremdsprachenkenntnisse 







Lernfeld 5: Informieren und Anleiten von 1. Ausbildungsjahr 





Die Schüler/Schülerinnen erläutern, welche Dienstleistungen zu welchen Bedingungen 
angeboten werden. Sie beschreiben die Auskunftsmittel, die zur Verfügung stehen und 
erläutern ihre Anwendungsmöglichkeiten. Sie sind vertraut mit den organisatorischen 
Abläufen, die bei der Bearbeitung von Anfragen und bei der Nutzung anfallen. 
Die Schüler/Schülerinnen sehen sich als Dienstleister und stellen dar, wie sie nutzerorientiert 
arbeiten. Sie erteilen Auskünfte und beraten Benutzer und Kunden. 
Die Schüler/Schülerinnen berücksichtigen rechtliche Vorgaben und werten vorhandene Daten 







•  Dienstleistungsangebote 
 
•  Nutzungs- und Geschäftsbedingungen 
 
•  Rechtliche Grundlagen 
 
•  Ablauforganisation 
 
•  Auskunftsmittel 
 
•  Kundenberatung 
 
•  Umgang mit Kunden 
 
•  Statistik 
 
•  Kundenorientierte Arbeitsplatz- und Raumgestaltung 
 
•  Fremdsprachige Auskunft 







Lernfeld 6: Bearbeiten der Bestände 2. Ausbildungsjahr 





Die Schüler/Schülerinnen bearbeiten Medien, Informationen und Dokumente. Sie beurteilen, 
welche technisch-pflegerischen Arbeiten durchgeführt werden müssen, sie berücksichtigen 
ökonomische und ökologische Aspekte. 
Die Schüler/Schülerinnen haben einen Überblick über unterschiedliche Möglichkeiten, 
Informationen zu speichern. Sie stellen Vor- und Nachteile sowie Unterschiede, die bei der 
Pflege und Verwaltung der Speicher zu beachten sind, dar. Bei der Nutzung befolgen sie 
Grundsätze des Datenschutzes, der Datensicherheit und der Datensicherung. 
Die Schüler/Schülerinnen erläutern den technischen Bearbeitungsprozeß vom Zugang über 
die Aufbewahrung bis hin zur Bereitstellung für die Benutzung. 
Sie unterscheiden verschiedene Präsentationsformen und Kriterien zur Auswahl. 
Sie begründen die Notwendigkeit von Konservierung und Restaurierung. Sie beschreiben 
reprographische Verfahren und stellen Bezüge zu ausbildenden Einrichtungen her. 
Die Schüler/Schülerinnen erläutern die in Magazinen durchzuführenden Verwaltungsarbeiten 






•  Zusammensetzung der Bestände 
 
•  Fachspezifische technische Bearbeitung 
 
•  Formen der Bereitstellung 
 
•  Aufbewahrungssysteme 
 
•  Informationsspeicher 
 
•  Datenschutz und Datensicherheit 
 
•  Datensicherung 
 
•  Bestandspflege 
 
•  Bestandskontrolle 
 
•  Konservierungs- und Restaurierungsverfahren 
 
•  Reprographische Verfahren 
 
•  Materialbeschaffung und -verwaltung 







Lernfeld 7: Fachrichtungsspezifisches Erschließen 2. Ausbildungsjahr 





Die Schüler/Schülerinnen erfassen und erschließen Medien und Informationen. Sie nutzen 
fachspezifische Regelwerke und Software unter Berücksichtigung unterschiedlicher formaler 
und inhaltlicher Suchmöglichkeiten. Sie wenden Methoden und Verfahren zur sachlichen 
Erschließung an. 
Die Schüler/Schülerinnen verwalten und pflegen Datenbestände. Sie nutzen nationale und 
internationale Datennetze und Kommunikationssysteme. 
Die Schüler/Schülerinnen  verstehen und erklären die Notwendigkeit von Normen und 
Standards als Voraussetzung für den Austausch von Daten. Sie nutzen Möglichkeiten der 






•  Formale Erfassung 
 
•  Inhaltliche Erschließung 
 
•  Quellen- und Schriftkunde 
 
•  Fachrichtungsspezifische Regelwerke und Richtlinien 
 
•  Nationale und internationale Normen und Standards 
 
•  Kataloge und andere Findmittel 
 
•  Fremddatenübernahme 
 
•  Datennetze und Verbundsysteme 
 
•  Fachspezifische Software 
 
•  Fachsprachen 
 
•  Fachspezifische Fremdsprachenkenntnisse 







Lernfeld 8: Recherchieren, Aufbereiten und Bereitstellen  2. Ausbildungsjahr 





Die Schüler/Schülerinnen haben einen Überblick über Informationsangebote und wählen 
geeignete Sucheinstiege. Sie entwickeln Suchstrategien und führen Recherchen mit Hilfe von 
Informations- und Kommunikationssystemen durch. 
Die Schüler/Schülerinnen beschaffen Informationen und zugehörige Quellen und bereiten sie 
den Anforderungen entsprechend auf. Sie stellen den Nutzern die recherchierten 
Informationen und Medien zur Verfügung. 






•  Informationsmittel und -dienste 
 
•  Recherchemethoden und -strategien 
 
•  Beschaffungswege 
 
•  Aufbereitung und Bereitstellung 
 
•  Ausleihe und Nutzung 
 
•  Statistik 
 
•  Gebühren und Preise 
 
•  Zahlungsverkehr 
 
•  Interne und externe Kooperation 
 
•  Rechtliche Regelungen 
 
•  Aufbau und Arbeitsweise von Informations- und Kommunikationssystemen 
 
•  Fachsprachen 







Lernfeld 9: Herstellen und Gestalten von 2. Ausbildungsjahr 





Die Schüler/Schülerinnen stellen Informationsdienste ihrer Einrichtungen vor. Sie beschreiben 
die Struktur und Inhalte sowie Herstellungstechniken und Vertriebswege. 
Sie begründen die Zusammenstellung und Gestaltung des Angebots unter Berücksichtigung 
der Zielgruppen. 
Die Schüler/Schülerinnen planen die Herstellung und Gestaltung von Informationsdiensten 
unter Beachtung ökonomischer und ökologischer Gesichtspunkte. Sie formulieren Texte 
sachlich und sprachlich richtig. Sie gliedern sie sinnvoll und integrieren Tabellen, Grafiken 
und Bilder. Sie übernehmen Datenbankinhalte. 






•  Informationsdienste 
 
•  Informationsbedürfnisse der Zielgruppen 
 
•  Herstellungstechniken 
 
•  Gestaltung 
 
•  Kalkulation 
 
•  Markt und Absatz 
 
•  Weitergabe und Verbreitung 
 
•  Standardsoftware 
 
•  Mehrsprachige Informationsdienste 







Lernfeld 10:  Fachrichtungsspezifisches Erschließen  3. Ausbildungsjahr 






Die Schüler/Schülerinnen erfassen spezielle und komplexere Medien und Informationen. Sie 
wenden spezifische Regeln und Normen an. 
Sie bearbeiten Kundenanfragen und führen Recherchen vor dem Hintergrund ihres 
fachspezifischen Grundlagenwissens durch. 
Die Schüler/Schülerinnen verstehen sich als Informationsmittler. 
Sie reflektieren über die gegenseitige Abhängigkeit von Erschließungs- und 
Recherchemöglichkeiten. Sie ermitteln Kosten und erstellen Kosten-Nutzen-Analysen. 







•  Fachrichtungsspezifische Regelwerke und Richtlinien 
 
•  Spezielle Regelungen 
 
•  Formale Erfassung 
 
•  Inhaltliche Erschließung 
 
•  Fachspezifisches Grundlagenwissen 
 
•  Fremddatenübernahme 
 
•  Recherchen 
 
•  Aufbereitung und Gestaltung der Ergebnisse 
 
•  Kosten- und Leistungsrechnung, Controlling 
 
•  Kosten-Nutzen-Analyse 
 
•  Fach-und Fremdsprachenkenntnisse 







Lernfeld 11: Beraten und Betreuen von 3. Ausbildungsjahr 





Die Schüler/Schülerinnen beraten und betreuen Kunden im Rahmen ihrer Kompetenzen und 
leiten darüber hinausgehende Anfragen weiter. Sie informieren über das Dienstleistungs- und 
Medienangebot ihrer Fachrichtung. Sie vermitteln die Kompetenz zur Nutzung der 
Informationen und Medien. 
Die Schüler/Schülerinnen reagieren im Umgang mit Kunden sachkundig und 
situationsgerecht. Kommunikationssituationen werden analysiert. Das eigene Verhalten wird 
beobachtet und bewertet. 






•  Fachrichtungsspezifisches Dienstleistungs- und Medienangebot 
 
•  Nutzung von Medien und Informationen 
 
•  Fachspezifisches Grundlagenwissen 
 
•  Zielgruppen 
 
•  Besondere Benutzergruppen 
 
•  Kommunikationssysteme 
 
•  Verbale und nonverbale Kommunikation 
 
•  Konfliktverhalten 
 
•  Fachsprachen 
 
•  Fremdsprachige Auskunft 







Lernfeld 12: Mit internen und externen 3. Ausbildungsjahr 





Die Schüler/Schülerinnen untersuchen mögliche Formen aufgabengerechter Zusammenarbeit 
mit internen Partnern. 
Sie stellen dar, welche Kommunikations- und Kooperationsmöglichkeiten sie nutzen und 
beurteilen die Auswirkungen auf das Betriebsklima und die Qualität der Arbeitsergebnisse. 
Die Schüler/Schülerinnen stellen wichtige externe Partner und Möglichkeiten der 
Zusammenarbeit vor. Sie erläutern die Aufgaben und Organisationsstrukturen ausgewählter 
nationaler und internationaler Institutionen und zeigen die Bedeutung für die ausbildende 
Einrichtung auf. 
Die Schüler/Schülerinnen  wenden Grundsätze des Vertragsrechts und Rechtsgrundlagen des 







•  Kooperationsformen 
 
•  Kommunikationsmöglichkeiten 
 
•  Interne und externe Partner 
 
•  Nationale und internationale Zusammenarbeit 
 
•  Nationales und internationales Vertragsrecht 
 
•  Rechtsgrundlagen und Formen des Verwaltungshandelns 
 
•  Fachsprachen 
 
•  Fremdsprachen 







Lernfeld 13: Anwenden von Marketingstrategien 3. Ausbildungsjahr 





Die Schüler/Schülerinnen stellen die Bedeutung des Marketing und der Öffentlichkeitsarbeit 
für Anbieter von Medien- und Informationsdiensten dar. Sie erläutern, welche 
Marketinginstrumente zur Verfügung stehen. Sie stellen den Zusammenhang zum 
ordnungspolitischen Rahmen der Volkswirtschaft her. 
Die Schüler/Schülerinnen beurteilen den Stellenwert, den Öffentlichkeitsarbeit und Marketing 
in ihrem Betrieb einnehmen. Sie bewerten Marketingstrategien unter Berücksichtigung 
finanzieller Vorgaben. 
Die Schüler/Schülerinnen nutzen Möglichkeiten der nationalen und internationalen 
Zusammenarbeit. Sie wirken bei Werbeaktionen sowie bei der Organisation von 
Veranstaltungen mit. Sie erstellen Werbemittel und Informationsmaterialien. 







•  Wirtschaftsordnungen 
 
•  Marketingstrategien und Marketinginstrumente 
 
•  Stellenwert und Formen der Öffentlichkeitsarbeit 
 
•  Kulturmanagement 
 
•  Budgetierung 
 
•  Erfolgskontrolle 
 
•  Gestaltung mehrsprachiger Texte 
